Kurzprotokoll
GR-Sitzung
16.07.2026

1. Ehrungen der Stadt Innsbruck

Beschluss (in nicht 6ffentlicher Sitzung):
Antrag des Stadtsenates vom 15.07.2026:

Der Gemeinderat der Landeshauptstadt
Innsbruck verleiht in Wirdigung der beson-
deren Verdienste den in der Vorlage 1 an-
geflihrten Personen gemal § 4 des Stadt-
rechtes der Landeshauptstadt Innsbruck
(IStR) entsprechende Ehrungen und Aus-
zeichnungen.

Finanzielle Auswirkungen (Bruttobetrage):
- Einmalige Kosten: € 40.500,22

Laufende bzw. Folgekosten / Jahr:
KEINE

Die Bedeckung erfolgt Gber den

Fonds 062000 (Ehrungen und Auszeichnun-
gen, Finanzstelle 100) und die Finanzposi-
tion 1.413000 (Handelswaren {DK3}).

2. 1I-VA-V-000277/2026

Videouiberwachung Hochwasser

Beschluss (bei Abwesenheit von GR™"
Mag.? Oppitz-Plérer, 1 Stimme, einstimmig):

Antrag des Stadtsenates vom 15.07.2026:

1. Die Landeshauptstadt Innsbruck stimmt
dem Abschluss der als Anlage 2 ange-
schlossenen Vereinbarung "Betrieb ei-
nes Videolberwachungssystems - Er-
ganzung zum Besorgungsauftrag be-
treffend die 'Offentliche Beleuchtung'
auf dem Gebiet der Stadt Innsbruck
vom 27.06.2014" zwischen der Landes-
hauptstadt Innsbruck und der Innsbru-
cker Kommunalbetriebe AG (IKB) zu.

2. Die Landeshauptstadt Innsbruck stimmt
dem Abschluss der als Anlage 3 ange-
schlossenen "Vereinbarung Uber die
Verarbeitung von personenbezogenen
Daten nach Artikel 28 der VO (EU)
2016/679 Datenschutz-Grundverord-
nung (DSGVO)" zwischen der

Landeshauptstadt Innsbruck und der
Innsbrucker Kommunalbetriebe AG
(IKB) zu.

3. Die Landeshauptstadt Innsbruck stimmt
dem Abschluss der als Anlage 4 ange-
schlossenen "Férdervereinbarung" zwi-
schen der Landeshauptstadt Innsbruck
und dem Land Tirol zu.

4. Die Mag.-Abt. IV, Finanz-, Wirtschaft-
und Beteiligungsverwaltung, wird be-
auftragt fur die Umschichtung der Fi-
nanzmittel in Hohe von € 90.000,-- im
VA 2026 ein entsprechendes Ansuchen
einzureichen und die laufenden Kosten
ab dem Jahr 2027 im Voranschlag zu
bertcksichtigen.

Finanzielle Auswirkungen (Bruttobetrage):
- Einmalige Kosten: € 100.000,--

- Laufende bzw. Folgekosten / Jahr:
€ 11.016,-- ab 01.06.2027

Die Bedeckung der einmaligen Kosten er-
folgt Gber den Fonds 630000 (Bezeichnung
Mag.-Abt. lll, Tiefbau) und die Finanzposi-
tion 042100 (Bezeichnung - PO000_Projekte
Tiefbau -Video {Stadtgebiet Videolberwa-
chung}).

Die Bedeckung der laufenden Kosten erfolgt
Uber den Fonds 816000 (6ffentliche Be-
leuchtung) und die Finanzposition 1.619100
(Instandhaltung von Sonderanlagen).

3. Maglbk/127899/WV-StSGR/1

Andechsstrale 70, Junges Woh-
nen fiur Studierende und Lehr-
linge, Abschluss einer Kooperati-
onsvereinbarung

Beschluss (bei Stimmenthaltung von KPO,
3 Stimmen; einstimmig):

Antrag des Stadtsenates vom 15.07.2026:

Der Gemeinderat der Landeshauptstadt
Innsbruck stimmt dem Abschluss der in der
Anlage ./1 beigeschlossenen Kooperations-
vereinbarung "Junges Wohnen fiur Studie-
rende und Lehrlinge" zu, die die Vergabe
der im Wohngebaude Andechsstralle 70
(Grundstlck 1043) errichteten geférderten
Mietwohnungen regelt.



Finanzielle Auswirkungen (Bruttobetrage):
- Einmalige Kosten: KEINE

- Laufende bzw. Folgekosten / Jahr:
KEINE

Es entstehen keine Uber den Ublichen Ver-
waltungsaufwand hinausgehenden Kosten.

4. Maglbk/127716/MA5-StSGR-AA/1

Stadtische Schulerhorte und Kin-
dergarten, Anpassung der Aus-
wartigen-Tarife und Umstellung
der Sommertarife

Beschluss (einstimmig):
Antrag des Stadtsenates vom 15.07.2026:

1. Die Stadt Innsbruck beschlief3t die ge-
genstandliche Anpassung der Auswar-
tigen-Tarife fUr die stadtischen Schu-
ler:innenhorte gemaf dem vom Land
Tirol empfohlenen Tarif von € 1,20 pro
Betreuungsstunde von bisher € 116,40
fur 1 bis 2 Tage auf € 73,-- und von bis-
her € 165,80 fir 3 bis 5 Tage auf
€ 182,-- ab dem Kinderbetreuungs-
jahr 2026/27. Ziel ist es, die vom Land
Tirol neu eingeflihrte Top-Up-Foérde-
rung fur die stadtischen Schiler:innen-
horte in Anspruch zu nehmen.

2. Die Stadt Innsbruck beschliel3t ergan-
zend dazu die Anpassung der Kinder-
gartentarife fur 3-jahrige Kinder mit
Hauptwohnsitz auRerhalb von Inns-
bruck ab dem Kinderbetreuungs-
jahr 2026/27 gemal beiliegender Ta-
belle.

3. Die Stadt Innsbruck beschlief3t, das Ta-
rifsystem fir die Sommerferienbetreu-
ung in den stadtischen Kindergarten ab
Sommer 2027 in Orientierung am un-
terjahrig geltenden Tarifsystem mit ge-
staffelten Zeiten und einzeln verrechne-
ten Mittagessen umzustellen.

Finanzielle Auswirkungen (Bruttobetrage):

Durch Beschlusspunkt 1. betragen die zu
erwartenden Mehreinnahmen durch die
neue Férderung des Landes Tirol eine Hoéhe
von ca. € 34.000,--.

Es entstehen keine Uber den Ublichen Ver-
waltungsaufwand hinausgehenden Kosten.

5. Maglbk/13480/PW-STS/42

Entwurf einer Verordnung des Ge-
meinderates der Landeshaupt-
stadt Innsbruck tiber die Erhe-
bung einer Abgabe fiir das Parken
von mehrspurigen Kraftfahrzeu-
gen (Innsbrucker Parkabgabever-
ordnung - IPAbgVO)

Entwurf von Verordnungen des
Gemeinderates der Landeshaupt-
stadt Innsbruck uber die zeitli-
chen Festlegungen der Kurzpark-
zonen

Mehrheitsbeschluss (gemal beiliegender
Abstimmungsliste):

Antrag des Stadtsenates vom 15.07.2026:

1. Die Landeshauptstadt Innsbruck be-
schlie3t den beiliegenden Entwurf einer
Verordnung des Gemeinderates der
Landeshauptstadt Innsbruck tiber die
Erhebung einer Abgabe fiir das Parken
von mehrspurigen Kraftfahrzeugen
(Innsbrucker Parkabgabeverordnung).

Finanzielle Auswirkungen (Bruttobetrage):
- Einmalige Kosten: € 599.831,80

- Laufende bzw. Folgekosten/Jahr: von
bestehenden Mitteln der Mag.-Abt. ll,
Tiefbau, gedeckt:

Die Bedeckung erfolgt Gber den

Fonds 612000 (Mag.-Abt. I, Tiefbau, Ge-
meindestralen) und die Finanzposition
006100 (sonstige Grundsttickseinrichtun-
gen).

Aus den Folgekosten entstehen keine Gber
den ublichen Verwaltungsaufwand hinaus-
gehenden Kosten.

2. Die Landeshauptstadt Innsbruck be-
schlie3t den beiliegenden Entwurf einer
Verordnung des Gemeinderates der
Landeshauptstadt Innsbruck tiber die
zeitliche Festlegung der 90 Minuten
Kurzparkzonen.

3. Die Landeshauptstadt Innsbruck be-
schlie3t den beiliegenden Entwurf einer
Verordnung des Gemeinderates der
Landeshauptstadt Innsbruck tiber die
zeitliche Festlegung der 180 Minuten
Kurzparkzonen.



Finanzielle Auswirkungen (Bruttobetréage):
-  Einmalige Kosten: € 115.500,--

- Laufende bzw. Folgekosten/Jahr:
Von bestehenden Mitteln der Mag.-
Abt. lll, Tiefbau, gedeckt.

Die einmaligen Kosten in H6he von

€ 115.500,-- sind im laufenden Budget der
Mag.-Abt. lll, Tiefbau, nicht gedeckt. Die
Kosten mussen daher tber einen Nach-
tragskredit besichert werden.

Aus den Folgekosten entstehen keine Uber
den ublichen Verwaltungsaufwand hinaus-
gehenden Kosten.

6. Maglbk/36611/TB-SV-BM/8

StraBenmarkierungen, Jahresaus-
schreibung fur das Jahr 2026

Beschluss (in nicht éffentlicher Sitzung):
Antrag des Stadtsenates vom 15.07.2026:

1. Die Landeshauptstadt Innsbruck
schlieRt die Rahmenvereinbarung flr
StralRenmarkierungsarbeiten samt Ne-
benarbeiten im Stadtgebiet der Landes-
hauptstadt Innsbruck fur das Jahr 2026
entsprechend dem Ausschreibungser-

ebnis bzw. dem Angebot vom
mit der Bestbieterin

uftragssumme betragt fur die maximal
abrufbare Leistung in-

klusive MwSt.

2. Der Amtsvorstand der Mag.-Abt. I,
Tiefbau, wird geman § 42 Abs. 2 Stadt-
recht der Landeshauptstadt
Innsbruck (IStR) aus Grinden der Ein-
fachheit, Raschheit und ZweckmaRig-
keit erméachtigt, die Bezug habenden
Urkunden betreffend die im Beschluss-
punkt 1. herbeigefuhrte vergaberechtli-
che Zuschlagsentscheidung (Abschluss
der Rahmenvereinbarung) zu fertigen.

3. Der Amtsvorstand der Mag.-Abt. IlI,
Tiefbau, wird abweichend vom Grund-
satzbeschluss des Gemeinderates vom
12.07.2012 (Vergabeorganisation) er-
maéchtigt, die Leistungen im Einzelnen
je nach Erfordernis zu beauftragen und
den Zuschlag betreffend einen Abruf

aus der gegenstandlichen Rahmenver-
einbarung zu erteilen.

4. Der Amtsvorstand der Mag.-Abt. I,
Tiefbau, wird gemaR § 42 Abs. 2 Stadt-
recht der Landeshauptstadt
Innsbruck (IStR) erméchtigt, die Bezug
habenden Urkunden betreffend die ein-
zelnen Leistungsabrufe aus der gegen-
standlichen Rahmenvereinbarung aus
Grinden der Einfachheit, Raschheit
und ZweckmaRigkeit zu unterfertigen.
Dem Gemeinderat ist vierteljahrlich
eine Aufstellung der aufgrund der Uber-
tragung unterfertigten Urkunden zur
Kenntnis zu bringen.

Finanzielle Auswirkungen (Bruttobetrage):

- Einmalige Kosten: ||| N

-  Laufende bzw. Folgekosten/Jahr:
KEINE

Die Bedeckung erfolgt iber den Fonds
640010 (Mag.-Abt. lll, StralBen- und Ver-
kehrsrecht, Mag.-Abt. Ill, Tiefbau) und die
Finanzposition 611100 (Instandhaltung
StralRenbauten).

1. Maglbk/2863/TB-ST-NB/1

Ausbau und StraBRenraumgestal-
tung Archenweg, Abschnitt New-
Orleans-Brucke bis Grabenweg
sowie Liickenschluss Gehsteig
Rossaugasse

Beschluss (einstimmig):
Antrag des Stadtsenates vom 15.07.2026:

1. Die Landeshauptstadt Innsbruck be-
schlieRt den Ausbau und die StralRen-
raumgestaltung des Archenweges im
Abschnitt New-Orleans-Briicke bis ein-
schlieBlich Kreuzung mit dem Graben-
weg sowie den Luckenschluss vom
Gehsteig in der Rossaugasse in Hohe
von € 770.000,-- inkl. MwSt.

2. Die Mag.-Abt. lll, Tiefbau, wird mit der
Realisierung beauftragt.

3. In Abweichung von der Vergabeorgani-
sation bei der Stadt Innsbruck (Ge-
meinderatsbeschluss vom 12.07.2012)
nimmt der Gemeinderat das Angebot
fur die StralRenplanungsleistungen von
der Verkehrsinfrastrukturplanung ZT



GmbH, Karl-Kapferer-Stralie 5,
6020 Innsbruck vom 02.06.2026 in
Hohe von € 53.429,83 inkl. MwSt. an.

Finanzielle Auswirkungen (Bruttobetrage):
€ 823.429,83

- Laufende bzw. Folgekosten/Jahr:
Die Bewirtschaftungskosten fir die lau-
fende Instandhaltung werden wie bis-
her durch die zustandigen Fachamter
abgedeckt.

- Einmalige Kosten:

Die Bedeckung erfolgt Uber den Fonds
612000 (168 - Mag.-Abt. Ill, Tiefbau) und
die Finanzposition 060100 (Gemeindestra-
Ren - Im Bau befindliche Grundstlcksein-
richtungen) mit HHP P2026_STR_AUSB _
ROSSAU. Es besteht keine Moglichkeit des
Vorsteuerabzuges.

8. Maglbk/2706/TB-ST-NB/2

Gehsteigausbau im Bereich Kreis-
verkehr Griesauweg / Grabenweg

Beschluss (einstimmig):
Antrag des Stadtsenates vom 15.07.2026:

1. Die Landeshauptstadt Innsbruck be-
schlie3t den Gehsteigausbau im Be-
reich des bestehenden Kreisverkehrs
Grabenweg / Griesauweg in Héhe von
€ 170.000,-- inkl. MwsSt.

2. Die Mag.-Abt. I, Tiefbau, wird mit der
Realisierung beauftragt.

Finanzielle Auswirkungen (Bruttobetrage):
€ 170.000,--

- Laufende bzw. Folgekosten/Jahr:
Die Bewirtschaftungskosten fir die lau-
fende Instandhaltung werden wie bis-
her durch die zustandigen Fachamter
abgedeckt.

- Einmalige Kosten:

Die Bedeckung erfolgt Gber den Fonds
612000 (168 - Mag.-Abt. I, Tiefbau) und
die Finanzposition 060100 (Gemeindestra-
Ren - Im Bau befindliche Grundstlcksein-
richtungen") mit HHP P2026_STR_AUSB_
ROSSAU. Es besteht keine Moglichkeit des
Vorsteuerabzuges.

9. Maglbk/30851/TB-ST-NB/1

Sanierung und StraBenraumge-
staltung GoethestraRBe

Beschluss (einstimmig):
Antrag des Stadtsenates vom 15.07.2026:

1. Die Landeshauptstadt Innsbruck be-
schliel’t die StralRenraumgestaltung in
der Goethestral’e in Héhe von
€ 280.000,-- inkl. MwSt.

2. Die Mag.-Abt. llIl, Tiefbau, wird mit der
Realisierung beauftragt.

Finanzielle Auswirkungen (Bruttobetrage):
€ 280.000,--

- Laufende bzw. Folgekosten/Jahr:
Die Bewirtschaftungskosten fir die lau-
fende Instandhaltung werden wie bis-
her durch die zustandigen Fachamter
abgedeckt.

- Einmalige Kosten:

Die Bedeckung fur die Strallenraumgestal-
tung in H6he von € 200.000,-- erfolgt Gber
den Fonds 612000 (168 - Mag.-Abt. Ill, Tief-
bau) und die Finanzposition 060100 (Ge-
meindestralen - Im Bau befindliche Grund-
stiickseinrichtungen) mit HHP P0O000_PRO-
JEKTE_TIEFBAU. Es besteht keine Mog-
lichkeit des Vorsteuerabzuges.

Die Bedeckung flr die Belagssanierung in
Hohe von € 80.000,-- erfolgt Gber den
Fonds 612200 (168 / Tiefbau) und die Fi-
nanzposition 728200 (StralRenwiederher-
stellung - Entgelt fir sonstige Leistungen)
mit HHP 168_612_STRASSENWIEDERHE.
Es besteht die Moglichkeit des Vorsteuerab-
zuges.

10. Maglbk/8274/TB-ST-NB/2

Sanierung und StraBenraumge-
staltung KranewitterstraBe im Be-
reich Langstrale bis Siegmair-
strafe

Beschluss (einstimmig):
Antrag des Stadtsenates vom 15.07.2026:

1. Die Landeshauptstadt Innsbruck be-
schlie3t die Sanierung und Straf3en-
raumgestaltung der Kranewitterstrae
im Bereich Langstral3e bis Siegmair-
stral3e in Hohe von € 630.000,-- inkI.
MwSt.



2. Die Mag.-Abt. lll, Tiefbau, wird mit der
Realisierung beauftragt.

Finanzielle Auswirkungen (Bruttobetrage):
- Einmalige Kosten: € 630.000,--
- Laufende bzw. Folgekosten/Jahr:

Die Bewirtschaftungskosten fir die lau-
fende Instandhaltung werden wie bis-
her durch die zustandigen Fachamter
abgedeckt.

Die Bedeckung fur die StraRenraumgestal-
tung in Hohe von € 400.000,-- erfolgt Uber
den Fonds 612000 (168 - Mag.-Abt. lll, Tief-
bau) und die Finanzposition 060100 (Ge-
meindestralen - Im Bau befindliche Grund-
stiickseinrichtungen) mit HHP P0O000_PRO-
JEKTE_TIEFBAU. Es besteht keine M&g-
lichkeit des Vorsteuerabzuges.

Die Bedeckung fur die Belagssanierung in
Hoéhe von € 230.000,-- erfolgt Gber den
Fonds 612200 (168 - Mag.-Abt. lll, Tiefbau)
und die Finanzposition 728200 (StralRenwie-
derherstellung - Entgelt fur sonstige Leistun-
gen) mit HHP 168_612_STRASSENWIE-
DERHE. Es besteht die Méglichkeit des
Vorsteuerabzuges.

1. Maglbk/69214/IM-IMB/247

Quartiersmanagement Rossau
(QuaM Rossau), Weiterfuhrung /
Evaluierungsbericht zur Verlange-
rung nach der Pilotphase, Umset-
zungsbeschluss

Mehrheitsbeschluss (gegen KPO, 3 Stim-
men):

Antrag des Stadtsenates vom 07.07.2026:

1. Unter Kenntnisnahme des vorliegenden
Evaluierungsberichtes zur Weiterfih-
rung des Quartiersmanagements
Rossau vom 18.06.2026 beschliel3t die
Landeshauptstadt Innsbruck unter der
Voraussetzung des Abschlusses der
bisher im Entwurf vorliegenden neuen
Kooperationsvereinbarung geman Be-
schlusspunkt 2. auf Basis des Evaluie-
rungsberichtes die Verlangerung des
Projektes "Quartiersmanagement
Rossau" nach Ende der Pilotphase
(30.06.2027) fur weitere drei Jahre, flr
den Zeitraum vom 01.07.2027 bis
30.06.2030, mit einem jahrlichen

Finanzierungsbeitrag in H6he von
€ 90.000,--.

Die Landeshauptstadt Innsbruck beauf-
tragt die Mag.-Abt. IV, Immobilien, Wirt-
schaft und Tourismus, und die Mag.-
Abt. lll, Stadtplanung, Mobilitdt und In-
tegration, in Zusammenarbeit mit dem
QuaM Rossau, die bisher im Entwurf
vorliegende neue Kooperationsverein-
barung hinsichtlich der inhaltlichen und
finanziellen Kooperation zu finalisieren
und im Herbst 2026 den stadtischen
Gremien zur allfalligen Beschlussfas-
sung vorzulegen.

Die Mag.-Abt. IV, Immobilien, Wirt-
schaft und Tourismus, wird unter der
Voraussetzung des Abschlusses der im
Entwurf vorliegenden neuen Kooperati-
onsvereinbarung geman Beschluss-
punkt 2. beauftragt, den stadtischen Fi-
nanzierungsbeitrag fiur das erste Jahr
der Projektverlangerung (01.07.2027
bis 30.06.2028) in H6he von

€ 90.000,-- fur den Jahresvoranschlag
der Landeshauptstadt Innsbruck fir
das Finanzjahr 2027 auf der Haushalts-
stelle AOB 258, Fonds 780100, Finanz-
position 1.781500, Transf. Beteiligg.
(SU), Haushaltsprogramm:
258_780_QUARTIERSMGMT, anzu-
melden.

Die Mag.-Abt. IV, Finanz-, Wirtschafts-
und Beteiligungsverwaltung, wird unter
der Voraussetzung des Abschlusses
der im Entwurf vorliegenden neuen Ko-
operationsvereinbarung geman Be-
schlusspunkt 2. beauftragt, die stadti-
schen Finanzierungsbeitrage fur das
zweite und dritte Jahr der Projektver-
langerung (01.07.2028 bis 30.06.2029
und 01.07.2029 bis 30.06.2030) in der
Mittelfristigen Finanzplanung (MFP) zu
bericksichtigen.

Die Projektkoordinierung der zustandi-
gen Amter (Mag.-Abt. IV, Immobilien,
Wirtschaft und Tourismus, und Mag.-
Abt. lll, Stadtplanung, Mobilitdt und In-
tegration) wird unter der Voraussetzung
des Abschlusses der neuen Kooperati-
onsvereinbarung geman Beschluss-
punkt 2. mit der neuerlichen Evaluie-
rung und Erstellung eines Evaluie-
rungsberichtes zur Vorlage an die



politischen Entscheidungstrager:innen
im letzten Drittel der Projektlaufzeit, so-
hin 2029 bis 2030, beauftragt.

Finanzielle Auswirkungen (Bruttobetrage):
- Einmalige Kosten: KEINE

- Laufende bzw. Folgekosten/Anmeldung
VA 2027: € 90.000,--

- Finanzierungsbeitrag 2028 (MFP):
€ 90.000,--

- Finanzierungsbeitrag 2029 (MFP):
€ 90.000,--

Die Bedeckung fur 2027 erfolgt tber Anmel-
dung fur den Voranschlag 2027 auf der
Haushaltsstelle AOB 258, Fonds 780100,
Finanzposition 1.781500, Transf. Beteiligg.
(SU), Haushaltsprogramm: 58 780 QUAR-
TIERSMGMT. Die Finanzierungsbeitrage
fir 2028 und 2029 werden in die Mittelfris-
tige Finanzplanung (MFP) aufgenommen.

12 Maglbk/123349/LA-LSA/1/WEN/1

Alte Hungerburgbahn-Talstation,
Grundstiicke 618/4, 690/1 und
.1227, vorgetragen in EZ 1735,
KG 81113 Innsbruck, Kaufvertrag
mit der Innsbrucker Nordketten-
bahnen GmbH (INKB)

Beschluss (bei Stimmenthaltung von KPO,
3 Stimmen; einstimmig):

Antrag des Stadtsenates vom 15.07.2026:

Die Landeshauptstadt Innsbruck stimmt
dem Abschluss des vorliegenden Kaufver-
trages mit der Innsbrucker Nordkettenbah-
nen GmbH, FN 144639f, Pastorstralle 5,
6020 Innsbruck, tGber den Ankauf der

EZ 1735 im Grundbuch der KG 81113 Inns-
bruck zum Gesamtkaufpreis von

€ 560.000,-- zu.

Finanzielle Auswirkungen (Bruttobetrage):

- Einmalige Kosten Ankauf:
€ 560.000,--

- Einmalige Kosten Sanierung:
ca. € 1.700.000,--

- Laufende bzw. Folgekosten/Jahr:
unbekannt

Die Bedeckung flr den Kaufpreis von
€ 560.000,-- erfolgt Gber den Fonds 846000

(Wohn- u. Geschaftsgebaude) und die Fi-
nanzposition 1.000100 (bebaute Grundstu-
cke). Die Bedeckung fir das Investitions-
/Sanierungsvolumen von € 1.700.000,-- er-
folgt aus dem Verkaufserlos Liegenschaft
Mitterweg 27 und ist im Voranschlag 2027
entsprechend abzubilden.

13. Subventionsantrage des Aus-
schusses fiir Arbeit, Wirtschaft
und Tourismus

13.1 Bereich "Wirtschaft und Touris-
mus"”

13.1.1 Maglbk/48064/SUB-KU/1

Verein zur Férderung des Wirt-
schaftsstandortes Wilten, Jahres-
subvention

Mehrheitsbeschluss (gegen KPO, 3 Stim-
men):

Antrag des Ausschusses flr Arbeit, Wirt-
schaft und Tourismus vom 07.07.2026:

Dem Verein zur Férderung des Wirtschafts-
standortes Wilten wird zur Belebung des
Wiltener Platzls eine Jahressubvention in
Hohe von € 24.000,-- gewahrt.

13.1.3 Maglbk/42976/SUB-WT/9

Innsbrucker Innenstadt GmbH,
Jahressubvention

Mehrheitsbeschluss (gegen KPO, 3 Stim-
men):

Antrag des Ausschusses fir Arbeit, Wirt-
schaft und Tourismus vom 07.07.2026:

Der Innsbrucker Innenstadt GmbH wird fiir
die allgemeine Wirtschaftsforderung eine
Jahressubvention in Hohe von € 80.000,--
gewahrt.

Beschluss (einstimmig):

Der Subventionsantrag des Ausschusses
fur Arbeit, Wirtschaft und Tourismus vom
07.07.2026 wird unter Berticksichtigung vor-
stehender Abstimmungen geman Beilage
genehmigt.



14. Maglbk/90840/StRH-PR/8

Bericht uiber die Priifung der End-
abrechnung des Projektes
"Neustrukturierung Patscherko-
fel(-bahn)"

Beschluss (einstimmig):

Beiliegender Kurzbericht des Kontrollaus-
schusses vom 30.04.2026 wird zur Kenntnis
genommen.

15. Maglbk/90840/StRH-PR/12

Bericht iiber die Belegkontrollen
der Stadtgemeinde Innsbruck,
IV. Quartal 2025 - I. Quartal 2026

Beschluss (einstimmig):

Beiliegender Kurzbericht des Kontrollaus-
schusses vom 20.05.2026 wird zur Kenntnis
genommen.

16. Subventionsantrige des Aus-
schusses fiir Soziales und Woh-
nungsvergabe

16.1 Bereich "Soziales" (inklusive

Stadtteilforderungen)
16.1.2 Maglbk/41107/SUB-SF/3

Frauen aus allen Landern, Ein-
zelsubvention

Mehrheitsbeschluss (gegen FPO und
GR" Trinkl, 7 Stimmen):

Antrag des Ausschusses flir Soziales und
Wohnungsvergabe vom 01.07.2026:

Frauen aus allen Landern wird flr das "Mut-
tercafé Innsbruck" eine Einzelsubvention in
Hohe von € 2.336,40 gewahrt.

16.1.3 Maglbk/42613/SUB-SF/6

pitanga-gemeinsam Vielfalt leben,
Einzelsubvention

Beschluss (bei Stimmenthaltung von KPO,
3 Stimmen; einstimmig):

Antrag des Ausschusses flir Soziales und
Wohnungsvergabe vom 01.07.2026:

pitanga-gemeinsam Vielfalt leben wird flr
"In Hille und Fille - Geschmack aus sieben
Landern " sowie fir ein "Vorweihnachtliches

Shop-up-Café" eine Einzelsubvention in
Hohe von € 3.000,-- gewahrt.

Beschluss (einstimmig):

Der Subventionsantrag des Ausschusses
fur Soziales und Wohnungsvergabe vom
fur den Bereich "Soziales" (inklusive Stadt-
teilférderungen) 01.07.2026wird unter Be-
rucksichtigung vorstehender Abstimmungen
gemal Beilage genehmigt.

17. Subventionsantrage des Aus-
schusses fiir Bildung, Gesell-
schaft und Diversitat

17.1 Bereich "Unterricht und Bildung"

17.1.1 Maglbk/41107/SUB-UB/6

Universitat Innsbruck - Junge Uni,
Jahressubvention

Beschluss (bei Abwesenheit von StR Las-
senberger und GR" Dengg, 2 Stimmen; bei
Stimmenthaltung von FPO, 4 Stimmen; ein-
stimmig):

Antrag des Ausschusses fur Bildung, Ge-
sellschaft und Diversitat vom 30.06.2026:

Der Universitat Innsbruck - Junge Uni wird
fur die Kinderuni eine Jahressubvention in
Hohe von € 5.500,-- gemal Beilage ge-
wabhrt.

17.1.2 Maglbk/44434/SUB-UB/3

Verein Integration Tirol, Jahres-
subvention

Beschluss (bei Abwesenheit von StR Las-
senberger und GR" Dengg, 2 Stimmen; ein-
stimmig):

Antrag des Ausschusses fir Bildung, Ge-
sellschaft und Diversitat vom 30.06.2026:

Dem Verein Integration Tirol wird flr das
Projekt "gemeinsam Lernen, Leben, Arbei-
ten, Wohnen mit Menschen mit/ohne Behin-
derung" eine Jahressubvention in Hohe von
€ 45.000,-- gemal Beilage gewahrt.



17.2 Bereich "Kinder und Jugend"
17.2.1 Maglbk/47505/SUB-FG/15

Rom.-kath. Pfarrkirche Innsbruck-
Maria am Gestade, Jahressubven-
tion

Mehrheitsbeschluss (gegen KPO, 3 Stim-
men):

Antrag des Ausschusses fir Bildung, Ge-
sellschaft und Diversitat vom 30.06.2026:

Der rom.-kath. Pfarrkirche Innsbruck-Maria
am Gestade wird fir die Jugendarbeit in der
Pfarre eine Jahressubvention in Hohe von
€ 2.000,-- gewahrt.

17.2.2 Maglbk/45241/SUB-FG/10

Rom.-kath. Pfarrkirche Innsbruck
Heilige Familie Wilten-West, Jah-
ressubvention

Mehrheitsbeschluss (gegen KPO, 3 Stim-
men):

Antrag des Ausschusses fir Bildung, Ge-
sellschaft und Diversitat vom 30.06.2026:

Der rom.-kath. Pfarrkirche Innsbruck Heilige
Familie Wilten-West wird fir Kinder- und Ju-
gendarbeit, Miete, Betriebskosten und Ver-
anstaltungen, eine Jahressubvention in
Hohe von € 1.000,-- gewahrt.

17.2.3 Maglbk/59005/SUB-FG/6

Rom.-kath Pfarrkirche Innsbruck-
Pradl, dem Pramonstratenser
Chorherrenstift Wilten inkorpo-
riert/Jugendheim Pradl, Jahres-
subvention

Mehrheitsbeschluss (gegen KPO, 3 Stim-
men):

Antrag des Ausschusses fir Bildung, Ge-
sellschaft und Diversitat vom 30.06.2026:

Der rom.-kath. Pfarrkirche Innsbruck Pradl,
dem Pramonstratenser Chorherrenstift Wil-
ten inkorporiert/Jugendheim Pradl wird flr
die Férderung der Kinder- und Jugendarbeit
im Stadtteil Pradl eine Jahressubvention in
Hohe von € 10.000,-- gewahrt.

17.2.4 Maglbk/39875/SUB-FG/6

Rom.-kath. Pfarrkirche Innsbruck-
St. Jakob (Propstei und Dom-
pfarre/Domkirche), Jahressubven-
tion

Mehrheitsbeschluss (gegen KPO, 3 Stim-
men):

Antrag des Ausschusses fir Bildung, Ge-
sellschaft und Diversitat vom 30.06.2026:

Der rom.-kath. Pfarrkirche Innsbruck-St. Ja-
kob (Propstei und Dompfarre/Domkirche)
wird fur die Kinder und Jugendarbeit in der
Dompfarre St. Jakob eine Jahressubvention
in Hohe von € 1.500,-- gewahrt.

17.2.5 Maglbk/46547/SUB-FG/7

Rom.-kath. Pfarrkirche Innsbruck
Neu-Arzl / St. Pius X, Jahressub-
vention

Mehrheitsbeschluss (gegen KPO, 3 Stim-
men):

Antrag des Ausschusses fur Bildung, Ge-
sellschaft und Diversitat vom 30.06.2026:

Der rom.-kath. Pfarrkirche Innsbruck Neu-
Arzl / St. Pius X wird flr Angebote fir Kin-
der und Jugendliche eine Jahressubvention
in Hohe von € 900,-- gewahrt.

Beschluss (einstimmig):

Der Subventionsantrag des Ausschusses
fur Bildung, Gesellschaft und Diversitat fur
den Bereich "Kinder und Jugend" vom
30.06.2026 wird unter Berlcksichtigung vor-
stehender Abstimmungen gemaR Beilage
genehmigt.

17.3 Bereich "Senior:innen"

Mehrheitsbeschluss (gegen KPO, 3 Stim-
men):

Der Subventionsantrag des Ausschusses
fur Bildung, Gesellschaft und Diversitat fur
den Bereich "Senior:innen" vom 30.06.2026
wird gemal Beilage genehmigt.



17.4 Bereich "Senior:innentreff"
17.4.1 Maglbk/46689/SUB-FG/4

Happ Victoria, Stephanus-Stube
Amras, Kirchsteig 9

Mehrheitsbeschluss (gegen KPO, 3 Stim-
men):

Antrag des Ausschusses fir Bildung, Ge-
sellschaft und Diversitat vom 30.06.2026:

Der Happ Victoria, Stephanus-Stube Amras,
wird fur den Betrieb des Senior:innentreffs
eine Subvention in H6he von € 2.380,35 ge-
wahrt.

17.4.2 Maglbk/96566/SUB-FG/3

Ganglmayr Maria, Senior:innen-
stube Hungerburg, Gramart-
stralle 4

Mehrheitsbeschluss (gegen KPO, 3 Stim-
men):

Antrag des Ausschusses fir Bildung, Ge-
sellschaft und Diversitat vom 30.06.2026:

Der Senior:innenstube Hungerburg wird flr
den Betrieb des Senior:innentreffs eine
Subvention in Hohe von € 4.937,54 ge-
wahrt.

17.4.3 Maglbk/57445/SUB-FG/4

Kittinger Christine, Senior:innen-
stube St. Norbert, Norbertistube,
Koldererstrae 6

Mehrheitsbeschluss (gegen KPO, 3 Stim-
men):

Antrag des Ausschusses fir Bildung, Ge-
sellschaft und Diversitat vom 30.06.2026:

Der Senior:innenstube St. Norbert, Norber-
tistube, wird fiir den Betrieb des Senior:in-
nentreffs eine Subvention in Hohe von

€ 1.444,68 gewahrt.

17.4.4 Maglbk/43854/SUB-FG/6

Krinzinger Elisabeth, Senior:in-
nenstube Allerheiligen,
St. Georgsweg 15

Mehrheitsbeschluss (gegen KPO, 3 Stim-
men):

Antrag des Ausschusses fir Bildung, Ge-
sellschaft und Diversitat vom 30.06.2026:

Der Senior:innenstube Allerheiligen wird fur
den Betrieb des Senior:innentreffs eine
Subvention in Hohe von € 1.444,68 ge-
wahrt.

17.4.5.1 Maglbk/36233/SUB-FG/22

Pensionistenverband Club
Pradl-Reichenau, im Vereins-
heim der SPO, Amraser-
strae 128

Mehrheitsbeschluss (gegen KPO, 3 Stim-
men):

Antrag des Ausschusses fir Bildung, Ge-
sellschaft und Diversitat vom 30.06.2026:

Dem Pensionistenverband Club Pradl-Rei-
chenau wird fiir den Betrieb des Senior:in-
nentreffs eine Subvention in Hohe von

€ 2.380,35 gewahrt.

17.4.5.2 Maglbk/36233/SUB-FG/22

Pensionistenverband Hétting,
Schneeburggasse 9

Mehrheitsbeschluss (gegen KPO, 3 Stim-
men):

Antrag des Ausschusses fir Bildung, Ge-
sellschaft und Diversitat vom 30.06.2026:

Dem Pensionistenverband Hotting wird flr
den Betrieb des Senior:innentreffs eine
Subvention in Hohe von € 2.380,35 ge-
wahrt.



17.4.5.3 Maglbk/36233/SUB-FG/22

Pensionistenverband Peerhof,
Gasthaus Peerhofstrale 9

Mehrheitsbeschluss (gegen KPO, 3 Stim-
men):

Antrag des Ausschusses fir Bildung, Ge-
sellschaft und Diversitat vom 30.06.2026:

Dem Pensionistenverband Peerhof wird fir
den Betrieb des Senior:innentreffs eine
Subvention in Hohe von € 722,34 gewahrt.

17.4.5.4 Maglbk/36233/SUB-FG/22

Pensionistenverband Tanzclub
Peerhof, Gasthaus Froschkoénig

Mehrheitsbeschluss (gegen KPO, 3 Stim-
men):

Antrag des Ausschusses fir Bildung, Ge-
sellschaft und Diversitat vom 30.06.2026:

Dem Pensionistenverband Tanzclub Peer-
hof wird fiir den Betrieb des Senior:innen-
treffs eine Subvention in Hohe von € 722,34
gewahrt.

17.4.5.5 Maglbk/36233/SUB-FG/22

Pensionistenverband Wilten,
Gasthaus Steneck

Mehrheitsbeschluss (gegen KPO, 3 Stim-
men):

Antrag des Ausschusses fur Bildung, Ge-
sellschaft und Diversitat vom 30.06.2026:

Dem Pensionistenverband Wilten wird fir
den Betrieb des Senior:innentreffs eine
Subvention in Hohe von € 722,34 gewahrt.

17.4.5.6 Maglbk/36233/SUB-FG/22

Pensionistenverband Saggen,
Ing.-Etzel-Strale 71

Mehrheitsbeschluss (gegen KPO, 3 Stim-
men):

Antrag des Ausschusses fir Bildung, Ge-
sellschaft und Diversitat vom 30.06.2026:

Dem Pensionistenverband Saggen wird flr
den Betrieb des Senior:innentreffs eine
Subvention in Hohe von € 2.380,35 ge-
wahrt.
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17.4.5.7 Maglbk/36233/SUB-FG/22

Pensionistenverband Theater-
gruppe
Mehrheitsbeschluss (gegen KPO, 3 Stim-
men):

Antrag des Ausschusses fir Bildung, Ge-
sellschaft und Diversitat vom 30.06.2026:

Der Theatergruppe des Pensionistenver-
bandes wird flr den Betrieb des Senior:in-
nentreffs eine Subvention in Hohe von

€ 976,84 gewahrt.

17.4.6 Maglbk/45780/SUB-FG/10

Preishuber Agnes, Senior:innen-
stube Petrus Canisius, Santifaller-
straBe 5

Mehrheitsbeschluss (gegen KPO, 3 Stim-
men):

Antrag des Ausschusses fur Bildung, Ge-
sellschaft und Diversitat vom 30.06.2026:

Der Senior:innenstube Petrus Canisius wird
fur den Betrieb des Senior:innentreffs eine
Subvention in Hohe von € 9.615,92 ge-
wahrt.

17.4.7 Maglbk/44793/SUB-FG/5

Rom.-kath. Pfarrkirche Innsbruck-
Arzl, Alois-Schrott-StraRe 9

Mehrheitsbeschluss (gegen KPO, 3 Stim-
men):

Antrag des Ausschusses fir Bildung, Ge-
sellschaft und Diversitat vom 30.06.2026:

Der rom.-kath. Pfarrkirche Innsbruck-Arzl
wird fur den Betrieb des Senior:innentreffs
eine Subvention in H6he von € 1.662,68 ge-
wahrt.

17.4.8 Maglbk/47664/SUB-FG/12

Rom.-kath. Pfarrkirche Innsbruck-
Igls, Serlesweg 11

Mehrheitsbeschluss (gegen KPO, 3 Stim-
men):

Antrag des Ausschusses fir Bildung, Ge-
sellschaft und Diversitat vom 30.06.2026:

Der rom.-kath. Pfarrkirche Innsbruck-Igls
wird fur den Betrieb des Senior:innentreffs



eine Subvention in H6he von € 2.598,35 ge-
wahrt.

17.4.9 Maglbk/47505/SUB-FG/16

Rom.-kath. Pfarrkirche Innsbruck-
Maria am Gestade, Weingartner-
strafe 42

Mehrheitsbeschluss (gegen KPO, 3 Stim-
men):

Antrag des Ausschusses flr Bildung, Ge-
sellschaft und Diversitat vom 30.06.2026:

Der rom.-kath. Pfarrkirche Innsbruck-Maria
am Gestade wird flr den Betrieb des Se-
nior:innentreffs eine Subvention in Hohe
von € 6.590,89 gewahrt.

17.4.10 Maglbk/70942/SUB-FG/3

Roém.-kath. Pfarrkirche Inns-
bruck-Mariahilf, Dr.-Sigismund-
Epp-Weg 4

Mehrheitsbeschluss (gegen KPO, 3 Stim-
men):

Antrag des Ausschusses flr Bildung, Ge-
sellschaft und Diversitat vom 30.06.2026:

Der rom.-kath. Pfarrkirche Innsbruck-Maria-
hilf wird fur den Betrieb des Senior:innen-
treffs eine Subvention in Hohe von

€ 1.444,68 gewahrt.

17.4.11 Maglbk/60332/SUB-FG/10

Rom.-kath. Pfarrkirche Inns-
bruck-Neu-Pradl, Gumpp-
straRe 65

Mehrheitsbeschluss (gegen KPO, 3 Stim-
men):

Antrag des Ausschusses fiur Bildung, Ge-
sellschaft und Diversitat vom 30.06.2026:

Der rém.-kath. Pfarrkirche Innsbruck-Neu-
Pradl wird fiir den Betrieb des Senior:innen-
treffs eine Subvention in Hohe von

€ 1.444,68 gewahrt.
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17.4.12 Maglbk/59005/SUB-FG/7

Rom.-kath. Pfarrkirche Inns-
bruck-Pradl, dem Pramonstraten
ser Chorherrenstift Wilten inkor-
poriert, Reichenauerstrale 15

Mehrheitsbeschluss (gegen KPO, 3 Stim-
men):

Antrag des Ausschusses fur Bildung, Ge-
sellschaft und Diversitat vom 30.06.2026:

Der rom.-kath. Pfarrkirche Innsbruck-Pradl,
dem Pramonstratenser Chorherrenstift Wil-
ten inkorporiert, wird flr den Betrieb des Se-
nior:innentreffs eine Subvention in Hohe
von € 2.380,35 gewahrt.

17.4.13 Maglbk/51971/SUB-FG/13

Rom.-kath. Pfarrkirche Inns-
bruck-St. Paulus, Reichenauer-
stralRe 68

Mehrheitsbeschluss (gegen KPO, 3 Stim-
men):

Antrag des Ausschusses fur Bildung, Ge-
sellschaft und Diversitat vom 30.06.2026:

Der rom.-kath. Pfarrkirche Innsbruck

St. Paulus wird fiir den Betrieb des Se-
nior:innentreffs eine Subvention in Héhe
von € 2.380,35 gewahrt.

17.4.14 Maglbk/43470/SUB-FG/7

Rom.-kath. Pfarrkirche Inns-
bruck-St. Pirmin, Radetz-
kystrafle 51

Mehrheitsbeschluss (gegen KPO, 3 Stim-
men):

Antrag des Ausschusses fur Bildung, Ge-
sellschaft und Diversitat vom 30.06.2026:

Der rom.-kath. Pfarrkirche Innsbruck St. Pir-
min wird flr den Betrieb des Senior:innen-
treffs eine Subvention in Hohe von

€ 2.380,35 gewahrt.



17.4.15 Maglbk/45241/SUB-FG/9

Rom.-kath. Pfarrkirche zur Heili-
gen Familie Wilten-West, Zoller-
strafBe 6 bis 8

Mehrheitsbeschluss (gegen KPO, 3 Stim-
men):

Antrag des Ausschusses fir Bildung, Ge-
sellschaft und Diversitat vom 30.06.2026:

Der rém.-kath. Pfarrkirche zur Heiligen Fa-
milie Wilten-West wird flir den Betrieb des
Senior:innentreffs eine Subvention in Hohe
von € 5.655,22 gewahrt.

17.4.16 Maglbk/46645/SUB-FG/11

Rom.-kath. Pfarrkirche-Guter-
Hirte, Furstenweg 114

Mehrheitsbeschluss (gegen KPO, 3 Stim-
men):

Antrag des Ausschusses fur Bildung, Ge-
sellschaft und Diversitat vom 30.06.2026:

Der rom.-kath. Pfarrkirche Guter-Hirte wird
fur den Betrieb des Senior:innentreffs eine
Subvention in Hohe von € 2.848,19 ge-
wahrt.

17.4.17 Maglbk/37288/SUB-FG/16

Tiroler Seniorenbund (TSB),
Hoangartstube LangstraBe 30

Mehrheitsbeschluss (gegen KPO, 3 Stim-
men):

Antrag des Ausschusses fir Bildung, Ge-
sellschaft und Diversitat vom 30.06.2026:

Der Hoangartstube LangstralRe des Tiroler
Seniorenbundes (TSB) wird fiir den Betrieb
des Senior:innentreffs eine Subvention in
Hohe von € 6.341,05 gewahrt.
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17.4.18 Maglbk/37288/SUB-FG/15

Tiroler Seniorenbund (TSB),
Hoangartstube Wilten, Speckba-
cherstrale 42

Mehrheitsbeschluss (gegen KPO, 3 Stim-
men):

Antrag des Ausschusses fir Bildung, Ge-
sellschaft und Diversitat vom 30.06.2026:

Der Hoangartstube Wilten des Tiroler Seni-
orenbundes (TSB) wird flir den Betrieb des
Senior:innentreffs eine Subvention in Hohe
von € 4.469,70 gewabhrt.

17.4.19 Maglbk/45913/SUB-GF/1

Vinzenzgemeinschaft Stifts-
pfarre Wilten, Senior:innen-
stube, Riccabona Ursula, Hay-
mongasse 6

Mehrheitsbeschluss (gegen KPO, 3 Stim-
men):

Antrag des Ausschusses fir Bildung, Ge-
sellschaft und Diversitat vom 30.06.2026:

Der Vinzenzgemeinschaft Stiftspfarre Wilten
wird fur den Betrieb des Senior:innentreffs
eine Subvention in H6he von € 2.598,35 ge-
wahrt.

Beschluss (einstimmig):

Die Subventionsantrage des Ausschusses
fur Bildung, Gesellschaft und Diversitat fur
den Bereich "Senior:innentreff" vom
30.06.2026 werden unter Berucksichtigung
vorstehender Abstimmungen gemaf Bei-
lage genehmigt.



18. Subventionsantrige des Kultur-
ausschusses
18.1 Bereich "Kultur"

18.1.3 Maglbk/46545/SUB-KU/5

Bezirksverband Innsbruck-Stadt
der Blasmusikkapellen, Jahres-
subvention

Mehrheitsbeschluss (gegen KPO und ALI,
5 Stimmen):

Antrag des Kulturausschusses vom
08.07.2026:

Dem Bezirksverband Innsbruck-Stadt der
Blasmusikkapellen wird eine Jahressubven-
tion in Hohe von € 100.000,-- gewahrt.

18.1.6 Maglbk/45559/SUB-KU/5

Gemeinschaft Arzler Vereine,
Miete

Mehrheitsbeschluss (bei Stimmenthaltung
von ALlI, 2 Stimmen; gegen KPO, 3 Stim-
men):

Antrag des Kulturausschusses vom
08.07.2026:

Der Gemeinschaft Arzler Vereine wird fiir
Miete eine Subvention in Hohe von
€ 36.319,77 gewahrt.

18.1.7 Maglbk/42366/SUB-KU/6
Heimverein Reichenau, Miete

Beschluss (bei Stimmenthaltung von ALI,
2 Stimmen; einstimmig):

Antrag des Kulturausschusses vom
08.07.2026:

Dem Heimverein Reichenau wird fiir Miete
eine Subvention in Hohe von € 22.355,71
gewahrt.
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18.1.13 Maglbk/69155/SUB-KU/5
Positive Futures, Fair Pay 2026

Mehrheitsbeschluss (gegen FPO, 6 Stim-
men):

Antrag des Kulturausschusses vom
08.07.2026:

Positive Futures wird flir Fair Pay 2026 eine
Subvention in Hohe von € 3.000,-- gewahrt.

18.1.14 Maglbk/45234/SUB-KU/3

Pramonstratenser Chorherren-
stift Innsbruck, Musica Sacra
Wilthinensis

Mehrheitsbeschluss (gegen KPO, 3 Stim-
men):

Antrag des Kulturausschusses vom
08.07.2026:

Dem Pramonstratenser Chorherrenstift wird
fur Musica Sacra Wilthinensis eine Subven-
tion in Hohe von € 5.000,-- gewahrt.

18.1.15 Maglbk/47505/SUB-KU/6

Rom.-kath. Pfarrkirche Maria am
Gestade

Mehrheitsbeschluss (gegen KPO, 3 Stim-
men):

Antrag des Kulturausschusses vom
08.07.2026:

Der rom.-kath. Pfarrkirche Maria am Ge-
stade wird fir den Chor eine Subvention in
Hohe von € 630,-- gewahrt.

18.1.16 Maglbk/41762/SUB-KU/5

Schiitzenbataillon Innsbruck,
Jahressubvention

Mehrheitsbeschluss (gegen ALlI, 2 Stim-
men):

Antrag des Kulturausschusses vom
08.07.2026:

Dem Schitzenbataillon Innsbruck wird eine
Jahressubvention in Hohe von € 21.000,--
gewahrt.



18.1.17 Maglbk/52269/SUB-KU/5
Stadtmusikkapelle-Wilten, Miete

Beschluss (bei Stimmenthaltung von AL,
2 Stimmen; einstimmig):

Antrag des Kulturausschusses vom
08.07.2026:

Der Stadtmusikkapelle Wilten wird fur Miete
eine Subvention in Héhe von € 19.120,-- ge-
wahrt.

18.1.18 Maglbk/40265/SUB-KU/8

UND - Plattform fiir Alternativen,
Widerspriiche und Konkretes,
Fair Pay 2026

Mehrheitsbeschluss (gegen FPO, 6 Stim-
men):

Antrag des Kulturausschusses vom
08.07.2026:

UND - Plattform fir Alternativen, Widersprui-
che und Konkretes wird fiir Fair Pay 2026
eine Subvention in Héhe von € 11.200,-- ge-
wabhrt.

18.1.19 Maglbk/46819/SUB-KU/5

Vereinsgemeinschaft Hotting,
Miete

Beschluss (bei Stimmenthaltung von KPO
und ALI, 5 Stimmen; einstimmig):

Antrag des Kulturausschusses vom
08.07.2026:

Der Vereinsgemeinschaft Hoétting wird flr
Miete eine Subvention in Hohe von
€ 15.437,79 gewahrt.

Beschluss (einstimmig):

Die Subventionsantrage des Kulturaus-
schusses fir den Bereich "Kultur" vom
08.07.2026 werden unter Berlicksichtigung
vorstehender Abstimmungen gemaf Bei-
lage genehmigt.
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18.2 Bereich "Kirchliche Angelegenhei-
ten"

18.2.1 Maglbk/47505/SUB-KA/4

Pfarre Maria am Gestade, Jahres-
subvention

Mehrheitsbeschluss (gegen KPO, 3 Stim-
men):

Antrag des Kulturausschusses vom
08.07.2026:

Der Pfarre Maria am Gestade wird eine Jah-
ressubvention in Héhe von € 17.000,-- ge-
mal Beilage gewahrt.

18.2.2 Maglbk/41140/SUB-KA/3

Rom.-kath. Pfarrkirche Allerheili-
gen, Jahressubvention

Mehrheitsbeschluss (gegen KPO, 3 Stim-
men):

Antrag des Kulturausschusses vom
08.07.2026:

Der rom.-kath. Pfarrkirche Allerheiligen wird
fur die Dach- und Turmsanierung eine Jah-
ressubvention in Héhe von € 65.000,-- ge-
mal Beilage gewahrt.

19. Subventionsantrige des Aus-
schusses fiir Sport und Gesund-
heit

19.1 Bereich "Sport"

19.1.9 Maglbk/41201/5UB-SP/20

Judozentrum Innsbruck, Aus-
tausch Trainingsmatten

Beschluss (bei Abwesenheit wegen Befan-
genheit von GR Walch, BA MA, 1 Stimme;
einstimmig):

Antrag des Ausschusses fir Sport und Ge-
sundheit vom 30.06.2026:

Dem Judozentrum Innsbruck wird fiir den
Austausch der Trainingsmatten eine Sub-
vention in Héhe von € 4.000,-- gewahrt.



19.1.12 Maglbk/44930/5UB-SP/S

Sportart Laufen, Company Code
Werbe GmbH, Innsbruckathlon
und Junior 2026

Mehrheitsbeschluss (gegen KPO, 3 Stim-
men):

Antrag des Ausschusses flir Sport und Ge-
sundheit vom 30.06.2026:

Der Company Code Werbe GmbH wird flr
Innsbruckathlon und Junior 2026 eine Sub-
vention in Hohe von € 25.000,-- gewahrt.

Beschluss (einstimmig):

Die Subventionsantrage des Ausschusses
fur Sport und Gesundheit flr den Bereich
"Sport" vom 30.06.2026 werden unter Be-
ricksichtigung vorstehender Abstimmungen
gemal Beilage genehmigt.

19.2 Bereich "Gesundheit"
19.2.1 Maglbk/49073/SUB-GES/4

Osterreichische Wasserrettung Ti-
rol, Einsatzstelle Innsbruck, Jah-
ressubvention

Beschluss (bei Abwesenheit wegen Befan-
genheit von GR Kirchebner, 1 Stimme; ein-
stimmig):

Antrag des Ausschusses flir Sport und Ge-
sundheit vom 30.06.2026:

Der Osterreichischen Wasserrettung Tirol,
Einsatzstelle Innsbruck wird eine Jahres-
subvention in Hohe von € 16.000,-- gemal
Beilage gewahrt.
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20. Subventionsantrag des Aus-
schusses fiir Umwelt, Energie und
Mobilitat

20.1 Maglbk/49343/SUB-KLIMA/1

Genossenschaft feld:schafft e-
Gen, Teilfinanzierung des Projek-
tes "Weltacker"”, Jahressubven-
tion

Mehrheitsbeschluss (gegen FPO, 6 Stim-
men):

Antrag des Ausschusses fur Umwelt, Ener-
gie und Mobilitat vom 08.06.2026:

Der Genossenschaft feld:schafft e-Gen,
Teilfinanzierung des Projektes "Weltacker"
wird eine Jahressubvention in H6he von

€ 30.000,-- gemaR Beilage gewahrt.

21.  Maglbk/110766/SP-BB-IN/1

Erlassung eines Bebauungspla-
nes und Erganzenden Bebau-
ungsplanes Nr. IN-B82, Innen-
stadt, Colingasse 3, 5und 7

Mehrheitsbeschluss (gegen ALI, 2 Stim-
men):

Antrag des Ausschusses fir Stadtentwick-
lung, Wohnbau und Projekte vom
07.07.2026:

Der oben genannte Plan wird gemaR § 64
TROG 2022 beschlossen.

22, Maglbk/126659/SP-BB-IN/1

Erlassung eines Bebauungspla-
nes und Ergdnzenden Bebau-
ungsplanes Nr. IN-B86, Innen-
stadt, Bereich Wilhelm-Greil-
StraBe 4

Mehrheitsbeschluss (gegen KPO, 3 Stim-
men):

Antrag des Ausschusses fir Stadtentwick-
lung, Wohnbau und Projekte vom
07.07.2026:

Die Auflage des oben genannten Entwurfes
wird gemaR § 64 TROG 2022 beschlossen.

Gleichzeitig wird der Beschluss Uber die Er-
lassung des Bebauungsplanes gefasst, wo-
bei dieser Beschluss jedoch nur rechtswirk-
sam wird, wenn innerhalb der Auflage- und



Stellungnahmefrist keine Stellungnahme
zum Entwurf von einer hierzu berechtigten
Person oder Stelle abgegeben wird.

23. Maglbk/127131/SP-BB-IN/1

Erlassung eines Bebauungspla-
nes Nr. IN-B87, Innenstadt/Wilten,
MaximilianstraRe 10 und Schopf-
straBBe 26

25. Maglbk/126579/SP-FW-IG/1

Anderung des Flichenwidmungs-
planes Nr. IG-eF02, Igls, Bereich
zwischen Simonweg 3 und Hilber-
stralBe 12

Beschluss (einstimmig):

Antrag des Ausschusses flr Stadtentwick-
lung, Wohnbau und Projekte vom
07.07.2026:

Die Auflage des oben genannten Planes
wird gemaR § 64 TROG 2022 beschlossen.

24,  Maglbk/126580/SP-OE-O25A/1

Anderung des Ortlichen Raumord-
nungskonzeptes (OROKO) Nr. IG-

OE2.29, Igls, Bereich zwischen Si-
monweg 3 und HilberstraRe 12

Mehrheitsbeschluss (gegen KPO und ALI,
5 Stimmen):

Antrag des Ausschusses fir Stadtentwick-
lung, Wohnbau und Projekte vom
07.07.2026:

Die Auflage des oben genannten Entwurfes
wird gemal § 67 in Verbindung mit § 63
TROG 2022 beschlossen.

Gleichzeitig wird der Beschluss Uber die
dem Entwurf entsprechende Anderung des
Ortlichen Raumordnungskonzeptes gefasst,
wobei dieser Beschluss nur rechtswirksam
wird, wenn innerhalb der Auflegungs- und
Stellungnahmefrist keine Stellungnahme
zum Entwurf von einer hierzu berechtigten
Person oder Stelle abgegeben wird.

Mehrheitsbeschluss (gegen KPO und ALI,
5 Stimmen):

Antrag des Ausschusses flur Stadtentwick-
lung, Wohnbau und Projekte vom
07.07.2026:

Die Auflage der oben genannten Anderung
wird geman § 68 in Verbindung mit § 63
TROG 2022 beschlossen.

Gleichzeitig wird der Beschluss Uber die
dem Entwurf entsprechende Anderung des
Flachenwidmungsplanes gefasst, wobei die-
ser Beschluss nur rechtswirksam wird,
wenn innerhalb der Auflegungs- und Stel-
lungnahmefrist keine Stellungnahme zum
Entwurf von einer hierzu berechtigten Per-
son oder Stelle abgegeben wird.

26. Maglbk/120097/SP-BB-IG/1

Erlassung eines Bebauungspla-
nes Nr. 1IG-B29, Igls, Bereich Si-
monweg 2 und 3

Mehrheitsbeschluss (gegen KPO und ALI,
5 Stimmen):

Antrag des Ausschusses flr Stadtentwick-
lung, Wohnbau und Projekte vom
07.07.2026:

Die Auflage des oben genannten Entwurfes
wird gemaR § 64 TROG 2022 beschlossen.

27. Maglbk/127488/SP-BB-MS/1

Erlassung eines Bebauungspla-
nes Nr. MS-B5, Mariahilf - St. Niko-
laus, Bereich Riedgasse 26a

Beschluss (einstimmig):

Antrag des Ausschusses flr Stadtentwick-
lung, Wohnbau und Projekte vom
07.07.2026:

Die Auflage des oben genannten Entwurfes
wird gemaR § 64 TROG 2022 beschlossen.



28.  Maglbk/127331/SP-FW-GM/1

Anderung des Flichenwidmungs-
planes Nr. MA-eF01, Gewerbege-
biet Miihlau - Arzl, Bereich Schus-
terbergweg 73

Beschluss (einstimmig):

Antrag des Ausschusses fir Stadtentwick-
lung, Wohnbau und Projekte vom
07.07.2026:

Die Auflage der oben genannten Anderung
wird geman § 68 in Verbindung mit § 63
TROG 2022 beschlossen.

Gleichzeitig wird der Beschluss Uber die
entsprechende Anderung der Flachenwid-
mung gefasst, wobei dieser Beschluss nur
rechtswirksam wird, wenn innerhalb der
Auflegungs- und Stellungnahmefrist keine
Stellungnahme zum Entwurf von einer
hierzu berechtigten Person oder Stelle ab-
gegeben wird.

29. Maglbk/127707/SP-FW-HO/1

Anderung des Flachenwidmungs-
planes Nr. HO-eF04, Hoétting, Be-
reich Schlerngasse 1b

Beschluss (einstimmig):

Antrag des Ausschusses fir Stadtentwick-
lung, Wohnbau und Projekte vom
07.07.2026:

Die Auflage der oben genannten Anderung
wird gemal § 68 in Verbindung mit § 63
TROG 2022 beschlossen.

Gleichzeitig wird der Beschluss Uber die
entsprechende Anderung der Flachenwid-
mung gefasst, wobei dieser Beschluss nur
rechtswirksam wird, wenn innerhalb der
Auflegungs- und Stellungnahmefrist keine
Stellungnahme zum Entwurf von einer
hierzu berechtigten Person oder Stelle ab-
gegeben wird.
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30. Maglbk/34554/SD-SWP-S/160

Anderung des Flichenwidmungs-
planes Nr. WI-eF05, Wilten, Be-
reich Grundstiick 772/1, KG Wilten

Beschluss (bei Stimmenthaltung von FPO,
TURSKY, KPO, FRITZ und ALI, 17 Stim-
men,; einstimmig):

Antrag des Ausschusses flur Stadtentwick-
lung, Wohnbau und Projekte vom
16.07.2026:

Die Auflage des oben genannten Planes
wird geman § 68 in Verbindung mit § 63
TROG 2022 beschlossen.

31.  Maglbk/120486/SP-BB-IN/1

Erlassung eines Bebauungspla-
nes und Erganzenden Bebau-
ungsplanes Nr. IN-B78, Innen-
stadt, Bereich zwischen Erler-
straBe 8, Sparkassenplatz und Ma-
ria-Theresien-StraBe 13 und 15

Beschluss (einstimmig):

Antrag des Ausschusses flr Stadtentwick-
lung, Wohnbau und Projekte vom
07.07.2026:

Der oben genannte Plan wird geman § 64
TROG 2022 beschlossen.

32. Maglbk/102757/SP-BB-IN/1

Erlassung eines Bebauungspla-
nes und Erganzenden Bebau-
ungsplanes Nr. IN-B79, Innen-
stadt, Bereich zwischen Bozner
Platz, Adamgasse, Salurner
StraBe und Wilhelm-Greil-Stralle
mit Ausnahme der Liegenschaft
Salurner StralRe 16

Mehrheitsbeschluss (bei Stimmenthaltung
von FRITZ, 2 Stimmen; gegen TURSKY,
4 Stimmen):

Antrag des Ausschusses flr Stadtentwick-
lung, Wohnbau und Projekte vom
07.07.2026:

Der oben genannte Plan wird geman § 64
TROG 2022 beschlossen.



33. Maglbk/114332/SP-BB-WI/1

Erlassung eines Bebauungspla-
nes und Erganzenden Bebau-
ungsplanes Nr. WI-B69, Wilten,
Fritz-Pregl-StralRe 5

Mehrheitsbeschluss (gegen TURSKY, KPO
und ALI, 9 Stimmen):

Antrag des Ausschusses flr Stadtentwick-
lung, Wohnbau und Projekte vom
07.07.2026:

Der oben genannte Plan wird gemaR § 64
TROG 2022 beschlossen.

34. Maglbk/118371/SP-BB-PR/1

Erlassung eines Bebauungspla-
nes und Erganzenden Bebau-
ungsplanes Nr. PR-B53, Pradl, Be-
reich KranewitterstraBe, Bruder-
Willram-StraBe und PetzoldstralRe

Mehrheitsbeschluss (bei Abwesenheit we-
gen Befangenheit von GR DI Dallaserra,
1 Stimme; gegen KPO und ALI, 5 Stimmen):

Antrag des Ausschusses fur Stadtentwick-
lung, Wohnbau und Projekte vom
07.07.2026:

Der oben genannte Plan wird gemaR § 64
TROG 2022 beschlossen.

35. Einbringung und Behandlung ei-
nes dringenden Antrags geman
§ 21 Abs. 1 Geschaftsordnung des
Gemeinderates (GOGR)

35.1 Maglbk/116306/GR-AT/86/2026

Ing.-Etzel-StraRe, Erhohung Ver-
kehrssicherheit durch FuBgan-
ger:innenzone zwischen Bogen 68
und 70 (GR Onay)

Mehrheitsbeschluss (gegen FPO, TURSKY,
KPO, FRITZ und ALlI, 18 Stimmen):

Beiliegendem von GR Onay und Mitunter-
zeichnerin eingebrachten dringenden An-
trag wird die Dringlichkeit nicht zuerkannt,
weshalb der Antrag der geschaftsordnungs-
mafigen Behandlung zugefiihrt wird.
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36. Einbringung und Behandlung von
dringenden Antragen gemaR § 21
Abs. 2 Geschaftsordnung des Ge-
meinderates (GOGR)

36.1 Maglbk/116306/GR-AT/87/2026

Tierarztliche Versorgung auBer-
halb der Ordinationszeiten (Not-
dienst), langerfristige Finanzie-
rung (GR™" Dr."™ Winkel)

Beschluss (einstimmig):

Beiliegendem von GR" Dr." Winkel und Mit-
unterzeichner:innen eingebrachten dringen-
den Antrag wird die Dringlichkeit zuerkannt.

Der Antrag wird dem Stadtsenat zur selbst-
standigen Erledigung zugewiesen.

36.2 Maglbk/116306/GR-AT/88/2026

Innsbrucker Kommunalbetriebe
AG (IKB), Freischwimmbad Tivoli
und Baggersee, Evaluierung Si-
cherheitskonzept, Erganzung
durch Sicherheitsmodell

(GR Walch, BA MA)

Mehrheitsbeschluss (gegen FPO, TURSKY
und KPO, 14 Stimmen):

Beiliegendem von GR Walch, BA MA und
Mitunterzeichner:innen eingebrachten drin-
genden Antrag wird die Dringlichkeit nicht
zuerkannt, weshalb der Antrag der ge-
schaftsordnungsmaRigen Behandlung zuge-
fuhrt wird.

37. Behandlung von im Gemeinderat
angenommenen Antragen
37.1 GfGR/75/2019

MaBRnahmenpaket Tauben in der
Stadt Innsbruck (ehem. GR™"
Dr." Krammer-Stark)

Beschluss (einstimmig):

Beiliegender Bericht der Mag.-Abt. |, Ge-
meinderat und Stadtsenat, vom 22.06.2026
- samt Stellungnahme der Mag.-Abt. VI, Ge-
sundheit, Markt- und Veterindrwesen, vom
22.06.2026 - zu dem in der Sitzung des Ge-
meinderates vom 28.03.2019 von der ehe-
maligen GR" Dr." Krammer-Stark einge-
brachten Antrag, welcher in der Sitzung des



Gemeinderates vom 25.04.2019 angenom-
men wurde, wird zur Kenntnis genommen.

Durch die Schaffung der Funktion eines
Wildtierbeauftragten bei der Mag.-Abt. VI,
Gesundheit, Markt- und Veterinarwesen,
und die Errichtung des Taubenschlags im
Stadtpark Rapoldi - sowie Planung von wei-
teren - wurden und werden zielfiihrende
MaRnahmen fur die Verbesserung im Zu-
sammenleben von Menschen und Tauben
in der Stadt Innsbruck gesetzt.

Der Antrag qilt als erledigt.
Finanzielle Auswirkungen (Bruttobetrage):
- Einmalige Kosten: KEINE

- Laufende bzw. Folgekosten / Jahr:
KEINE

Es entstehen keine Uber den Ublichen Ver-
waltungsaufwand hinausgehenden Kosten.

37.2 Maglbk/94157/GR-AT/25/2025

Einfiihrung Vermogenssteuer, Re-
solution (GR Onay)

Mehrheitsbeschluss (gegen FPO, 7 Stim-
men):

Beiliegender Bericht der Mag.-Abt. |, Ge-
meinderat und Stadtsenat, vom 22.06.2026
- mit Schreiben des Blirgermeisters an den
Bundesminister flir Finanzen samt Forde-
rungskatalog des Osterreichischen Stadte-
bundes vom 29.05.2026 - wird zur Kenntnis
genommen. Der Resolutionsantrag gemafn
Abanderungsantrag von GR Mag. Plach
vom 27.03.2025 zum dringenden Resoluti-
onsantrag von GR Onay vom 27.02.2025
gilt somit als erledigt.

Finanzielle Auswirkungen (Bruttobetrage):
- Einmalige Kosten: KEINE

- Laufende bzw. Folgekosten / Jahr:
KEINE

Es entstehen keine Uber den Ublichen Ver-
waltungsaufwand hinausgehenden Kosten.
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38. Behandlung eingebrachter An-
trage der Sitzung des
Gemeinderates vom 25.06.2026

38.1 Maglbk/116306/GR-AT/75/2026

Franz-Gschnitzer-Promenade -
Innrain 98 bis 100, Erhéhung der
Verkehrssicherheit (GR Mayer)

Beschluss (einstimmig):

Beiliegender von GR Mayer und Mitunter-
zeichnerin in der Sitzung des Gemeindera-
tes am 25.06.2026 eingebrachte Antrag
wird dem Inhalte nach angenommen.

38.2 Maglbk/116306/GR-AT/76/2026

Innsbrucker Kommunalbetriebe
AG (IKB), Hallenbéder, vergiins-
tigte bzw. kostenlose Tickets fir
Mindestpensionist:innen

(GR Happ)

Beschluss (einstimmig):

Beiliegender von GR Happ und Mitunter-
zeichner:innen in der Sitzung des Gemein-
derates am 25.06.2026 eingebrachte Antrag
wird dem Stadtsenat zur selbststandigen Er-
ledigung zugewiesen.

38.3 Maglbk/116306/GR-AT/77/2026

Kugelfangweg (An-der-Lan-
StraRe 45 und 45a), ordnungsge-
mafRe Reinigung des Gehsteiges
trotz parkender Fahrzeuge

(GR Happ)

Mehrheitsbeschluss (bei Stimmenthaltung
von TURSKY, 4 Stimmen; gegen FPO,
KPO, FRITZ und ALI, 14 Stimmen):

Beiliegender von GR Happ und Mitunter-
zeichner:innen in der Sitzung des Gemein-
derates am 25.06.2026 eingebrachte Antrag
wird dem Inhalte nach abgelehnt.



38.4 Maglbk/116306/GR-AT/78/2026

Ortspolizeiliche Verordnung nach
dem Oberndorfer Modell, Ein-
schriankung von personalfreien
24/7-Automatenshops (Selbstbe-
dienungsladen) (GR Sanders)

Beschluss (einstimmig):

Beiliegender von GR Sanders und Mitunter-
zeichnerinnen in der Sitzung des Gemein-
derates am 25.06.2026 eingebrachte Antrag
wird dem Stadtsenat zur selbststandigen Er-
ledigung zugewiesen.

38.5 Maglbk/116306/GR-AT/79/2026

Hauptbahnhof Innsbruck, Errich-
tung eines Trinkwasserbrunnens
(GR" Lerch, BSc, MSc)

Beschluss (einstimmig):

Beiliegender von GR" Lerch, BSc, MSc und
Mitunterzeichner:innen in der Sitzung des
Gemeinderates am 25.06.2026 einge-
brachte Antrag wird dem Inhalte nach ange-
nommen.

Erganzungsantrag von GR" Dr."" Winkel:
Beschluss (einstimmig):

Beiliegender von GR" Dr.i" Winkel und Mit-
unterzeichner:innen in der Sitzung des Ge-
meinderates am 16.07.2026 eingebrachte
Erganzungsantrag wird dem Inhalte nach
angenommen.

38.6 Maglbk/116306/GR-AT/80/2026

Olympisches Dorf, Evaluierung
der Spielpliatze bei den Wohnanla-
gen der Innsbrucker Immobilien
GmbH & Co KG (lIG) (GR™ Kofler)

Beschluss (bei Stimmenthaltung von FPO,
7 Stimmen; einstimmig):

Beiliegender von GR" Kofler und Mitunter-
zeichner in der Sitzung des Gemeinderates
am 25.06.2026 eingebrachte Antrag wird
dem Stadtsenat zur selbststandigen Erledi-
gung zugewiesen.
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38.7 Maglbk/116306/GR-AT/81/2026

Audit "Familienfreundliche Ge-
meinde", Teilnahme (GR"
Dr." Winkel)

Mehrheitsbeschluss (bei Stimmenthaltung
von FPO, 7 Stimmen; gegen TURSKY,
KPO, FRITZ und ALI, 11 Stimmen):

Beiliegender von GR" Dr.i" Winkel und Mit-
unterzeichner:innen in der Sitzung des Ge-
meinderates am 25.06.2026 eingebrachte
Antrag wird dem Inhalte nach abgelehnt.

38.8 Maglbk/116306/GR-AT/82/2026

SchillerstraBe - GoethestraRe,
Verkehrsberuhigung und Begrii-
nung zur Erhéhung der Verkehrs-
sicherheit (GR™ Dr."" Winkel)

Mehrheitsbeschluss (gegen FPO, TURSKY,
KPO, FRITZ und ALI, 18 Stimmen):

Beiliegender von GR" Dr." Winkel und Mit-
unterzeichner:innen in der Sitzung des Ge-
meinderates am 25.06.2026 eingebrachte
Antrag wird dem Inhalte nach abgelehnt.

38.9 Maglbk/116306/GR-AT/83/2026

Medicent Innsbruck, Gespréache
mit der Wirtschaftskammer Tirol
(WKO) zwecks Erhalt des 20-Me-
ter-Schwimmbeckens fiir
Schwimmkurse (GR™ Mag.? Op-
pitz-Plorer)

Beschluss (einstimmig):

Beiliegender von GR" Mag.2 Oppitz-Plorer
und Mitunterzeichner:innen in der Sitzung
des Gemeinderates am 25.06.2026 einge-
brachte Antrag wird dem Inhalte nach ange-
nommen.

38.10 Maglbk/116306/GR-AT/84/2026

Bozner Platz, zusatzliches Boden-
griin und Baumpflanzungen
(GR" Mag.? Oppitz-Plérer)

Beiliegender von GR" Mag.2 Oppitz-Plorer
und Mitunterzeichner:innen in der Sitzung
des Gemeinderates am 25.06.2026 einge-
brachte Antrag wird von der Antragstellerin
zurtickgezogen.
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38.11 Maglbk/116306/GR-AT/85/2026

Gastgarten im o6ffentlichen Stra-
Renraum, Erstellung eines Sicher-
heitskonzeptes (GR Jirka)

Beschluss (einstimmig):

Beiliegender von GR Jirka und Mitunter-
zeichner:innen in der Sitzung des Gemein-
derates am 25.06.2026 eingebrachte Antrag
wird dem Stadtsenat zur selbststandigen Er-
ledigung zugewiesen.



(zu Punkt 4.)

INNS'
BRUCK

Retouren an MA V - Amt fiir Kinder, Jugend und Generationen Stadtmagistrat

Frau

Vizeburgermeisterin
Mag.2

HIER

Rechnungs- und Férderabwicklung
sachbearbeiterin ~ Melanie Pichler, MA
Telefon 43 512 5360 4230

Elisabeth Mayr cvai  POStkinder jugendbetreuung@innsbruck.gv.at

ort,patum  INnsbruck, 06.07.2026

Anpassung der Auswartigen-Tarife und Umstellung der Sommertarife;
Maglbk/127716/MA5-StSGR-AA/1

Sehr geehrte Frau Vizeburgermeisterin,

wir ersuchen, nach Vorberatung durch den Stadtsenat folgenden Beschluss im Gemeinderat zu

fassen:

1.

Die Stadt Innsbruck beschlieft die gegenstandliche Anpassung der Auswartigen-
Tarife fur die stadtischen Schiilerhorte gemaR dem vom Land Tirol empfohlenen
Tarif von € 1,20 pro Betreuungsstunde von bisher € 116,40 fiir 1-2 Tage auf € 73,00
und von bisher € 165,80 fiir 3-5 Tage auf € 182,00 ab dem Kinderbetreuungsjahr
2026/27. Ziel ist es, die vom Land Tirol neu eingefiihrte Top-Up-Foérderung fiir die
stadtischen Schiilerhorte in Anspruch zu nehmen.

Die Stadt Innsbruck beschlieBt erganzend dazu die Anpassung der
Kindergartentarife fur 3-jahrige Kinder mit Hauptwohnsitz auBerhalb von Innsbruck
ab dem Kinderbetreuungsjahr 2026/27 wie folgt:

Fir Kinder mit Hauptwohnsitz AURBERHALB von Innsbruck
Kindergartenbeitrag fiir 3-jahrige Kinder

Tarifbezeichnung 1 2 3 4 5
Tarif 1 €46,40) €46,40[ €46,40{ €46,40| €46,40
Tarif 2 €58,80] €71,10] €8350] €95,80] €108,20
Tarif 3 €68,00) €89,70 €111,30] €132,90| € 154,60
Tarif 4 erweiterte Offnungszeiten €71,10 €95,80[ €120,60| € 145,30 €170,00
Tarif 5 Nachmittagstarif €8,000 €16,10] €24,10, €32,10] €40,20
Tarif 6 Nachmittagstarif erweiterte Offnungszeiten €11,10] €2220| €3340 €4450 €55,60

Die Stadt Innsbruck beschlieBt, das Tarifsystem fiir die Sommerferienbetreuung in
den stadtischen Kindergarten ab Sommer 2027 in Orientierung am unterjahrig
geltenden Tarifsystem mit gestaffelten Zeiten und einzeln verrechneten Mittagessen
umzustellen.

Y1 Landeshauptstadt Innsbruck, Maria-Theresien-StraRe 18, 6020 Innsbruck, DVR: 0059331, www.innsbruck.gv.at
W/ Tiroler Sparkasse Bank AG, BIC: SPIHAT 22, IBAN: AT20 2050 3033 0192 0330, UID: ATU36832905 STGD Innsbruck Betriebe



ABSTIMMUNGSLISTE

(zu Punkt 5.)

fir den Tagesordnungspunkt 3., Antrage des Stadtsenates

e) Entwurf einer Verordnung des Gemeinderates der Landeshauptstadt Innsbruck
iber die Erhebung einer Abgabe fiir das Parken von mehrspurigen Kraftfahrzeu-
gen (Innsbrucker Parkabgabeverordnung - IPAbgVO)

Entwurf von Verordnungen des Gemeinderates der Landeshauptstadt Innsbruck
uber die zeitlichen Festlegungen der Kurzparkzonen

in der Sitzung des Gemeinderates der Landeshauptstadt Innsbruck am 16. Juli 2026

NAME

NEIN

STIMMENTHALTUNG

Mag. Anzengruber Johannes, BSc (JA)

Auer Alexander, BA BSc MA (GRUNE)

Dipl. Soz.-Wiss." Arslan Zeliha
Bertsch-Eva (GRUNE)

Bex Janine, BSc (GRUNE)

Dipl.-Ing. Dallaserra Mario (SPO)

Dengg Andrea (FPO)

Eichhiibl Ralph (GRUNE)

< RIKIS K%

Stoffaneller Georg

Federspiel-Rudelf (FPO)

Hackl Daniela, BA BA MA (SPO)
Happ Reinhold (FPO)

<

Dr.i" Haselwanter-Schneider Andrea (FRITZ)

Heinlein Nicole, MA (SPO)

Speer Michael
Heinrich-Lisa, BA-MA (GRUNE)

'Horhager Martin (JA)

limer Quirin (JA)

Jirka Franz (TURSKY)

Kirchebner Konrad (JA)

<| KIKIS KK

Kofler Evi (ALI)

Lassenberger Markus (FPO)

Lerch Sabine Ulrike, BSc MSc (KPO)

Linde Achim (FPO)

CIKIK




—
NAME

JA

NEIN

STIMMENTHALTUNG_‘

Walczak Bénédicte

Lukovic-Dejan,-BA-MA-MA (GRUNE)

Mag.? Lutz Mariella (JA)

NS

Zanon Julian Alexander, BA

Mayer-Thomas (FRITZ)

Mag.2 Mayr Elisabeth (SPO)

NeRler Sophia, BA (GRUNE)

Mag.? (FH) Obitzhofer Karoline (JA)

< IS

Onay Mesut (ALI)

Mag.? Oppitz-Plérer Christine (TURSKY)

<

Dipl.-Ing." (FH) Payr Julia Carina, MEng (JA)

Pittracher Dominik (SPO)

Mag. Plach Benjamin (SPO)

<Kk

Sanders Gregor (KPO)

Mag. Stoll Markus (TURSKY)

<K

Tomaselli Andreas (JA)

Tomedi Pia (KPO)

Trinkl Maria Magdalena

Walch Fabian, BA MA (FPO)

Willi Georg (GRUNE)

Dr."™ Winkel Birgit (TURSKY)

QIR

e %l
[ oL



(zu Punkt 5.)

INNS'

BRUCK Verordnungsblatt
fur die Landeshauptstadt Innsbruck - Gemeindeverwaltung

Jahrgang 20xx Kundgemacht am xx. [Monat] 20xx

[Nr. ohne Jahreszahl] Parkabgabeverordnung

[Nr. ohne Jahreszahl] Verordnung des Gemeinderates der Landeshauptstadt Innsbruck
vom [Datum der Beschlussfassung] tber die Erhebung einer Abgabe fir das Parken von
mehrspurigen Kraftfahrzeugen (Parkabgabeverordnung)

Aufgrund § 2 Abs. 1, § 5 Abs. 2 und 3 und 88 6 und 9 Abs. 1 Tiroler Parkabgabegesetz 2006, LGBI.
Nr. 9/2006, zuletzt gedndert durch das Gesetz LGBI. Nr. 59/2020, sowie § 17 Abs. 3 Z. 5 FAG 2024, BGBI.

I Nr. 168/2023, zuletzt geéndert durch das Gesetz BGBI. | Nr. 128/2024, wird nach Anhdrung des
StraBenverwalters verordnet:

81
Abgabegegenstand

(1) Die Stadt Innsbruck erhebt eine Abgabe fiir das Parken von mehrspurigen Kraftfahrzeugen
(Parkabgabe)

a) in den in Anlage 1 bezeichneten Kurzparkzonen (8§ 25 StvVO 1960, BGBI. Nr. 159/1960, zuletzt
geéndert durch das Gesetz BGBI. | Nr. 17/2026), wahrend der dort jeweils verordneten Kurzparkzeiten
sowie

b) in den in den Anlagen 2, 3 und 4 bezeichneten Parkzonen (8 2 Abs. 4 Tiroler Parkabgabegesetz
2006) wahrend der dort jeweils verordneten Zeiten.

(2) Als Parken im Sinn des Abs. 1 gilt das Stehenlassen eines Fahrzeugs, das nicht durch die
Verkehrslage oder durch sonstige wichtige Umstande erzwungen ist, fir mehr als zehn Minuten oder tber
die Dauer der Durchfiihrung einer Ladetétigkeit hinaus.

§2
Abgabeschuldner

Zur Entrichtung der Abgabe ist der Lenker des Fahrzeuges verpflichtet, in den Fallen der 88 5 und 6
jedoch der Inhaber einer Bewilligung nach § 45 Abs. 4 oder Abs. 4a StVO 1960 oder nach
8 6 Abs. 1 und Abs. 3 Tiroler Parkabgabegesetz 2006.

83
Hdéhe der Abgabe
(1) Die Abgabe betragt unbeschadet der Bestimmungen der 88 5 und 6
a) in den Kurzparkzonen (Anlage 1) fiir jede begonnene halbe Stunde der Parkdauer jeweils € 1,10;

b) in den Parkzonen der Anlagen 2 und 4 fiir jede halbe Stunde der Parkdauer € 1,10, hochstens jedoch
€ 9,00 fiir jeden Kalendertag

c) in den Parkzonen der Anlage 3 in den ersten vier Stunden fir jede angefangene halbe Stunde der
Parkdauer € 0,20, danach fiir jede angefangene halbe Stunde der Parkdauer € 1,-, und zwar auch dann, wenn
der Parkvorgang Uber abgabefreie Zeiten hinaus fortgesetzt wird.

(2) Die Parkabgabe ist in einem durch 10 Cent teilbaren Betrag entsprechend der Parkdauer, jedenfalls
aber fur mindestens eine halbe Stunde zu entrichten. Die Entrichtung in kleineren Zeit- oder Geldeinheiten
bei Verwendung von elektronischen Parknachweisen (Handyparken) ist zulassig.
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§ 3a
Hdéhe der Abgabe bei Verwendung von elektronischen Parknachweisen

Wird die Abgabe durch Verwendung von elektronischen Parknachweisen entrichtet (Handyparken),
so betréagt ihre Hohe fir jedes angefangene Intervall von drei Minuten 10 v. H. der im § 3 fiir den jeweiligen
Parkvorgang genannten Betréage.

§4
Art der Abgabeentrichtung

(1) Die Abgabe ist unbeschadet der Bestimmungen der 88 5 und 6 bei Beginn des Parkens wie folgt
Zu entrichten:

a) Durch Zahlung eines der beabsichtigten Parkdauer entsprechenden Geldbetrags bei einem
Parkscheinautomaten oder

b) mittels elektronischer Parknachweise (Handyparken).

(2) Der bei der Abgabeentrichtung ausgedruckte Parkschein ist in einer Breite von ca. 6
Zentimetern herzustellen und hat jedenfalls neben dem Logo der Stadt Innsbruck das Datum (Jahr,
Monat, Tag) der Abgabeentrichtung, den entrichteten Betrag sowie das Ende der Parkzeit zu enthalten,
fir welche die Abgabe entrichtet wurde. Er ist bei Kraftfahrzeugen mit einer Windschutzscheibe hinter
dieser und durch diese gut lesbar, bei anderen mehrspurigen Kraftfahrzeugen an sonst geeigneter Stelle
gut wahrnehmbar anzubringen. Fur die nicht im Stadtzentrum gelegenen gebuhrenpflichtigen
Kurzparkzonen (Anlage 1, Bereiche 3 und 4) sind weiRe Parkscheine, fir die im Stadtzentrum
gelegenen gebuhrenpflichtigen Kurzparkzonen (Anlage 1, Bereiche 1 und 2) Automatenparkscheine
mit roter Markierung und fiir die Parkzonen (Anlagen 2, 3 und 4) Parkscheine mit griiner Markierung
zu verwenden.

(3) Bei Verwendung eines elektronischen Parknachweises gem. § 4 Abs. 1 lit. b ist Uber das
Mobiltelefon bzw. das (mobile) Endgeréat das behérdliche Kennzeichen des abgestellten mehrspurigen
Kraftfahrzeuges sowie die jeweilige gebihrenpflichtige Zone (Anlagen 1, 2, 3 und 4), in welcher dieses
mehrspurige Kraftfahrzeug abgestellt ist, einzugeben bzw. auszuwahlen.

(4) Parkscheine (Abs. 2) sind Kontrolleinrichtungen im Sinne des § 9 Tiroler Parkabgabegesetz
2006.

(5) Parkscheine dirfen ausschlieflich von der Stadtgemeinde Innsbruck oder in deren Auftrag
hergestellt, programmiert und vertrieben werden.

85
Anwohnerparken

(1) Wurde einem Abgabepflichtigen eine Bewilligung nach 8 45 Abs. 4 StVO 1960 erteilt, so wird
abweichend von den 88 3, 3a und 4 die Abgabe fiir das Parken in den durch die Bewilligung umfassten
Kurzparkzonen (siehe Anlage 1) fiir die Bewilligungsdauer mit € 9,96 fiir den angefangenen Monat
festgesetzt.

(2) Die Bewohner der in den Anlagen 2 und 4 genannten Parkzonen sind berechtigt, um die Erteilung
der Bewilligung zur Entrichtung einer pauschalierten Parkabgabe (8 6 Abs. 1 Tiroler Parkabgabegesetz
2006) fur das Parken in den einer dieser Zonen zugeordneten StraRenziigen anzusuchen. Wurde einem
Abgabepflichtigen eine solche Bewilligung erteilt, so wird abweichend von den 8§ 3, 3a und 4 die Abgabe
fiir die Bewilligungsdauer mit € 9,96 fiir den angefangenen Monat festgesetzt.

(3) In den Féllen der Abs. 1 und 2 entsteht der Abgabenanspruch mit dem Eintritt der Rechtskraft des
Bewilligungsbescheides nach § 45 Abs. 4 StVO 1960 oder 8 6 Abs. 1 Tiroler Parkabgabegesetz 2006. Die
Abgabe wird gleichzeitig fallig und ist bei der Stadtgemeinde oder mittels Banklberweisung zu entrichten.
Die Bestimmungen des § 212 Bundesabgabenordnung, BGBI. 194/1961, zuletzt ge&ndert durch das Gesetz
BGBI. | Nr. 98/2025, uber Stundung und Ratenzahlung bleiben unberhrt.

(4) Das gemaR § 25 Abs. 5 StVO 1960 oder 8 9 Abs. 1 Tiroler Parkabgabegesetz 2006 zur Kontrolle
bestimmte Hilfsmittel (Parkkarte A) ist in GroRe einer Scheckkarte auszufiihren. Es hat auf der VVorderseite
das polizeiliche Kennzeichen des Fahrzeuges, die Bezeichnung der mit Verordnung geméaR § 43 Abs. 2a
StVO oder § 2 Abs. 4 Tiroler Parkabgabegesetz 2006 festgelegten Zone sowie das Ende der
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Gultigkeitsdauer der gemal § 45 Abs. 4 StVO 1960 oder § 6 Abs. 1 Tiroler Parkabgabegesetz 2006 erteilten
Bewilligung zu enthalten. Es ist bei Kraftfahrzeugen mit einer Windschutzscheibe hinter dieser und durch
diese gut lesbar, bei anderen Kraftfahrzeugen an sonst geeigneter Stelle gut wahrnehmbar anzubringen.

(5) Die Abgabebehérde hat dem Abgabeschuldner den entsprechenden Anteil an der bereits
entrichteten Abgabe auf kiinftige gleichartige Abgabeschulden anzurechnen oder auf Antrag zu erstatten,
wenn

a) eine Parkzone zu einer abgabepflichtigen Kurzparkzone oder eine abgabepflichtige Kurzparkzone
zu einer Parkzone erklart wird,

b) die Abgabepflicht fiir das Parken in einer Parkzone oder Kurzparkzone aufgehoben wird, oder

c) nachtraglich Umsténde eintreten, durch die der Abgabeschuldner auf Dauer gehindert wird, von
seiner Bewilligung nach 8 45 Abs. 4 StVO 1960 oder § 6 Abs. 1 Tiroler Parkabgabegesetz 2006 Gebrauch
zu machen.

(6) Bei Anrechnungen und Erstattungen nach Abs. 5 werden bereits angefangene Kalendermonate
nicht berticksichtigt.

86
Bewilligungen nach § 45 Abs. 4a StVO 1960 und § 6 Abs. 3 Tiroler Parkabgabegesetz 2006

(1) Die in Abs. 2 genannten Personenkreise sind berechtigt, um die Erteilung einer Bewilligung zur
Entrichtung einer pauschalierten Parkabgabe (8 6 Abs. 3 Tiroler Parkabgabegesetz 2006) fiir das Parken in
den in den Anlagen 2 und 4 genannten Gebieten anzusuchen.

(2) Wurde einem Abgabepflichtigen eine Ausnahmebewilligung nach § 45 Abs. 4a StVO 1960 oder §
6 Abs. 3 Tiroler Parkabgabegesetz 2006 erteilt, so wird abweichend von den 8§ 3, 3a und 4 die Abgabe fiir
das Parken in den durch die Bewilligung umfassten Kurzparkzonen (siehe Anlage 1) und Parkzonen (siehe
Anlagen 2 und 4) fiir nachstehende Personenkreise auf die Dauer der jeweiligen Bewilligung je
angefangenem Monat wie folgt festgesetzt:

a) Fir Pendler, das sind Personen, die erwerbstétig sind und ihre Arbeitsstatte mit 6ffentlichen
Verkehrsmitteln nicht oder nur mit einem im Verhéltnis zur Wegstrecke unzumutbaren Zeitaufwand
erreichen konnen, wobei sich die Arbeitsstitte in einem der in den Anlagen dieser Verordnung
umschriebenen Gebiete befinden muss: € 18,80.

b) Fur Behinderte, das sind Personen, die zum Erreichen bestimmter Ziele in den in den Anlagen
beschriebenen Gebieten auf Grund einer schweren Korperbehinderung auf die Verwendung ihres
Kraftfahrzeuges angewiesen sind und nicht unter die Ausnahmebestimmungen des § 17 Abs. 3 Z. 5 lit. e
FAG 2024 oder des 8 3 lit. e Tiroler Parkabgabegesetz 2006 fallen: € 9,96.

c) Fur ortsanséssige Betriebe in Kurzparkzonen, das sind selbstandig Erwerbstétige, die ihr Fahrzeug
im Rahmen ihres Gewerbebetriebes zum Transport von Waren regelmaRig bendétigen, wobei der Standort
des Betriebes sich in einem der in Anlage | dieser Verordnung umschriebenen Gebiete befinden muss:
€ 18,80 bei einer Bewilligung fiir eine der nach § 43 Abs. 2a Z. 1 StVO 1960 festgelegten Zonen, ansonsten
€ 37,59.

d) Fur ortsanséssige Personen in Parkzonen, das sind natirliche oder juristische Personen, die von
einem Standort aus, der in einem der in den Anlagen 2, 3 und 4 dieser Verordnung umschriebenen Gebiete
gelegen ist, Tatigkeiten ausuben, mit denen Einkinfte im Sinne des 8 22 bzw. § 23 Einkommensteuergesetz
1988, BGBI. Nr. 400/1988, zuletzt ge&ndert durch das Gesetz BGBI. | Nr. 4/2026, erzielt werden und die
ihr Fahrzeug bei der Ausiibung dieser Tétigkeiten regelmifig bendtigen: € 18,80 bei einer Bewilligung fur
eine der nach § 6 Abs. 3 Tiroler Parkabgabegesetz 2006 festgelegten Zonen, ansonsten € 37,59.

e) Fir Servicebetriebe, das sind selbstdndig Erwerbstétige, die in den in den Anlagen dieser
Verordnung umschriebenen Gebieten im Zuge ihrer gewerblichen Tétigkeit regelméRig Arbeitsgerate in
Fahrzeugen bereitzuhalten haben (z. B. fiir Wartungs- bzw. Servicearbeiten): € 18,80 bei einer Bewilligung
fur eine der nach § 43 Abs. 2a Z. 1 StVO 1960 oder § 6 Abs. 3 Tiroler Parkabgabegesetz 2006 festgelegten
Zonen, ansonsten € 37,59.

f) Fir Personen, die fiir einen gemeinniitzigen Verein oder eine sonstige nicht auf Gewinn gerichtete
Einrichtung (Soziale Institutionen) soziale oder medizinische Dienste in den in den Anlagen dieser
Verordnung umschriebenen Gebieten zu erbringen haben, bei der Ausiibung dieser Dienste auf die
Verwendung ihres Fahrzeuges angewiesen sind und nicht unter die Ausnahmebestimmung des § 3 lit. d
Tiroler Parkabgabegesetz 2006 oder des § 17 Abs. 3 Z. 5 lit. d FAG-2024 fallen: € 0,-
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g) Fur Personen, die Pflegebedirftige in den in den Anlagen dieser Verordnung umschriebenen
Gebieten standig betreuen (private Pflege- und Betreuungsdienste), dabei auf die Verwendung ihres
Kraftfahrzeuges angewiesen sind und nicht unter lit. f fallen: € 9,96. Als Pflegebedurftige gelten Personen,
bei welchen aufgrund einer kdrperlichen, geistigen oder psychischen Behinderung der standige Bedarf nach
Betreuung und Hilfe (Pflegebedarf) voraussichtlich mindestens sechs Monate andauern wird und
durchschnittlich mehr als 75 Stunden im Monat betragt.

h) Fur Arzte, die zum Zweck der Leistung unaufschiebbarer arztlicher Hilfe auf die Verfugbarkeit
ihres Fahrzeuges in unmittelbarer Nahe ihres Ordinationsstandortes angewiesen sind, wobei sich der
Ordinationsstandort in einem der in den Anlagen dieser Verordnung umschriebenen Gebiete befinden muss:
€ 18,80.

i) Fur Personen, die im Besitz einer Ausnahmebewilligung nach § 45 Abs. 4a StVO 1960 fir alle
Kurzparkzonen sind, wird die Parkabgabe fiir das Parken in Parkzonen im Rahmen des Zwecks dieser
Ausnahmebewilligung mit € 0,- festgesetzt.

j) Fur Personen, die im ambulanten Pflegedienst zur Hauskrankenpflege tatig sind, eine
abgeschlossene  Ausbildung  zum  Pflegeassistenten/zur  Pflegeassistentin ~ oder  zum
Pflegefachassistenten/zur Pflegefachassistentin nachweisen, ihre Dienste in den in den Anlagen dieser
Verordnung umschriebenen Gebieten zu erbringen haben, bei der Auslibung dieser Dienste auf die
Verwendung ihres Fahrzeuges angewiesen sind und nicht unter die Ausnahmebestimmung des § 3 lit.
d Tiroler Parkabgabegesetz 2006 oder des 8 17 Abs. 3 Z. 5 lit. d FAG 2024 fallen: € 9,96.

k) Far Personen, die zur selbstandigen Ausubung des Hebammenberufs berechtigt sind, ihre
Dienste zur Leistung von Geburtshilfe oder Téatigkeiten im Rahmen der vorgeburtlichen Betreuung
oder der nachsorglichen Betreuung im Wochenbett ausiiben, ihre Dienste in den in den Anlagen dieser
Verordnung umschriebenen Gebieten zu erbringen haben und bei der Ausiibung dieser Dienste auf die
Verwendung ihres Fahrzeuges angewiesen sind: € 9,96.

I) Fir Personen, die fur Nutzer des personlichen Budgets aufgrund des Tiroler Teilhabegesetzes
— TTHG 2018, LGBI. Nr. 32/2018, zuletzt geadndert durch das GesetzLGBI. Nr.18/2026, tatig sind,
ihre Dienste in den in den Anlagen dieser Verordnung umschriebenen Gebieten zu erbringen haben
und bei der Auslibung dieser Dienste auf die Verwendung ihres Fahrzeuges angewiesen sind: € 9,96.

(3) In den Fallen des Abs. 2 entsteht der Abgabeanspruch mit dem Eintritt der Rechtskraft des
Bewilligungsbescheides. Die Abgabe wird gleichzeitig fallig und ist bei der Stadtgemeinde oder mittels
Bankberweisung zu entrichten. Die Bestimmungen des § 212 Bundesabgabenordnung tiber Stundung und
Ratenzahlung bleiben unberdihrt.

(4) Fur das gemaR § 9 Abs. 1 Tiroler Parkabgabegesetz 2006 und § 25 Abs. 5 StVO 1960 zur Kontrolle
bestimmte Hilfsmittel (Parkkarte B) gilt § 5 Abs. 4 sinngemdl. Es ist bei Kraftfahrzeugen mit einer
Windschutzscheibe hinter dieser und durch diese gut lesbar, bei anderen Kraftfahrzeugen an sonst
geeigneter Stelle gut wahrnehmbar anzubringen.

(5) Die Abgabenbehdrde hat dem Abgabeschuldner den entsprechenden Anteil an der bereits
entrichteten Abgabe auf kiinftige gleichartige Abgabeschulden anzurechnen oder auf Antrag zu erstatten,
wenn

a) eine Parkzone zu einer abgabepflichtigen Kurzparkzone oder eine abgabepflichtige Kurzparkzone
zu einer Parkzone erklart wird,

b) die Abgabepflicht fiir das Parken in einer Parkzone oder Kurzparkzone aufgehoben wird, oder

c¢) nachtraglich Umsténde eintreten, durch die der Abgabeschuldner auf Dauer gehindert wird, von
seiner Bewilligung nach § 45 Abs. 4a StVO 1960 oder 8 6 Abs. 3 Tiroler Parkabgabegesetz 2006 Gebrauch
zu machen.

(6) Bei Anrechnungen und Erstattungen nach Abs. 5 werden bereits angefangene Kalendermonate
nicht beriicksichtigt.

8§ 6a
Parkabgabe in Grenzstral3en

Fur jene Bewohner der nachfolgenden Stralen bzw. Stralenabschnitte, welche Uber eine
Parkbewilligung nach § 45 Abs. 4 oder 4 a StVO 1960 verfugen, gilt die Parkabgabe fir das Parken in
diesen StraRen als entrichtet, soweit diese Strafen bzw. StraBenabschnitte in den in der Anlage festgelegten
Zonen G, H, J und 21 angefiihrt sind und jenes nach § 43 Abs. 2a Z. 1 StVO 1960 festgelegte Gebiet
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begrenzen, in dem mit der jeweiligen Bewilligung Uber die Hochstparkdauer der Kurzparkzone hinaus
geparkt werden darf:

Anni-Kraus-Weg, Kaiserjagerstrale zwischen Rennweg und Martin-Luther-Platz, Martin-Luther-
Platz, ElisabethstraBe, Claudiaplatz, Schillerstrale, Ing.-Etzel-StraBe zwischen Schillerstrae und
Bienerstrale, BienerstraBe zwischen Ing.-Etzel-Strale und Pembaurbriicke, Pembaurbriicke,
PembaurstralRe, Langstrale, Rudolf-Greinz-Strae, Amraser Strae zwischen Rudolf-Greinz-Stralie
und Roseggerstrale einschlieBlich des Platzes vor dem Haus Kranewitterstrale 2, Roseggerstralie
zwischen Amraser Strale und Anzengruberstrale, Anzengruberstrale; Speckweg zwischen
Sonnenstrale und Schneeburggasse.

87
Nichterhebung félliger Parkabgaben

Fillige Parkabgaben, die gemil § 4 entrichtet hétten werden miissen, sind bis zum Betrag von € 7,-
nicht bescheidmaRig vorzuschreiben und nicht zu vollstrecken.

§8
Inkrafttreten, AuRRerkrafttreten

Diese Verordnung tritt mit 02.11.2026 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Innsbrucker
Parkabgabeverordnung 2014 vom 21.11.2013, zuletzt gedndert mit Gemeinderatsbeschluss vom
27.03.2025, kundgemacht vom 07.04.2025 bis 21.04.2025, aufRer Kraft.

Der BlUrgermeister:

Ing. Mag. Johannes Anzengruber, BSc

Anlagen
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Anlage 1

Abgabepflichtige Kurzparkzonen im Sinn des § 1 Abs. 1 lit. a sind alle Kurzparkzonen innerhalb der durch
die planlich dargestellten Bereiche einschlielich der in den Straen bzw. Straflenabschnitten selbst
verordneten Kurzparkzonen:

1) Bereich 1:
Der Bezug habende Plan ,,Bereich 1, Stadt Innsbruck, GIS — Vermessung, Mai 2023 bildet einen
integrierenden Bestandteil dieser Verordnung.

2) Bereich 2:
Der Bezug habende Plan ,,Bereich 2, Stadt Innsbruck, GIS — Vermessung, Mai 2023“ bildet einen
integrierenden Bestandteil dieser Verordnung.

3) Bereich 3:

Der Bezug habende Plan ,,Bereich 3, Stadt Innsbruck, GIS — Vermessung, Mai 2023 bildet einen
integrierenden Bestandteil dieser Verordnung.

4) Bereich 4:

Der Bezug habende Plan ,,Bereich 4, Stadt Innsbruck, GIS — Vermessung, Mai 2023“ bildet einen
integrierenden Bestandteil dieser Verordnung.

Anlage 2

Abgabepflichtige Parkzonen im Sinn des § 1 Abs. 1 lit. b sind:
1) Waldparkplatz Hawaii:
Die Parkzone umfasst das Gst 2744/2 KG Hétting.
Die Abgabepflicht besteht dort taglich in der Zeit von 8 Uhr bis 21 Uhr.

la) Parkplatz Kranebitten (Parkzone KB):

Die Parkzone KB umfasst alle Strallen innerhalb des durch die nachstehend angefihrten Straf3en
bzw. natirlichen Gegebenheiten umgrenzten Gebietes einschlielich dieser Stralen bzw.
StralRenabschnitte selbst:

Kranebitter Allee vom Ende des Campingplatzes Kranebitten (westliche Grundgrenze des GStNr
2493/6 KG Héotting) weiter nordwaérts entlang der westlichen Grenze des GStNr 2493/6 KG
Hotting bis zum nordlichen Ende des Spielplatzes Kranebitten (GStNr 2493/1). Gedachte Linie
nordwestlich bis zum Kranebitter Klammbach. Dem Kranebitter Klammbach stidwérts folgend bis
zur Kranebitter Allee. Weiter ostwérts der Kranebitter Allee folgend bis zur westlichen
Grundgrenze des GStNr 2493/6 KG Hotting.

Die Abgabepflicht besteht dort taglich in der Zeit von 8 Uhr bis 21 Uhr.

2) Parkstralien Tivoli (Parkzone N):

Die Parkzone N umfasst das von Anzengruberstrale, ResselstraBe, Trasse der
A 12 Inntalautobahn und orografisch rechtem Sillufer umgrenzte Gebiet, einschlieRlich der
genannten Straflen bzw. Stralenabschnitte selbst.
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Ausgenommen hiervon ist die Resselstrae zwischen Anzengruberstrae und Burgenlandstralle.
Die Abgabepflicht besteht dort vom 01.05. bis 31.08. jeden Jahres téglich in der Zeit von
8.00 Uhr bis 21.00 Uhr und vom 01.09. bis 30.4. jeden Jahres im Zeitraum ,,werktags, Montag bis
Freitag von 8.00 Uhr bis 21.00 Uhr und Samstag von 8.00 Uhr bis 18.00 Uhr.

3) Schloss Ambras (Parkzone W):

Die Parkzone W umfasst den von der L 32 in Richtung Osten abzweigenden Abschnitt der
SchloBstralRe (ZufahrtsstraBe zum Schloss Ambras), mit Ausnahme der Parkplatze am GSt .99
KG Amras.

Die Abgabepflicht besteht dort taglich in der Zeit von 8.00 Uhr bis 21.00 Uhr.

4) ParkstraBen Hungerburg (Parkzone HB):

Die Parkzone HB umfasst alle 6ffentlichen StraBen und alle Geb&ude innerhalb des durch die nachfolgend
angefiihrten StraBen, Wege und ortlichen Gegebenheiten umschlossenen Gebietes, einschlielflich dieser
StraRen und Wege selbst:

Nordlich des Hauses Hohenstrale 66 von der HohenstraBe in Richtung Nordosten abzweigender
Zugangsweg zum Héttinger Steinbruch (Klettergarten) - Wilhelm-Greil-Weg - Erlerweg - Waldweg
Hungerburg - Wilhelm-Greil-Weg - Kandlerweg - Knappensteig - Hungerburgweg bis zur Kurve
nordlich des Hauses Hungerburgweg 16 (bis zur Abzweigung des Wirtschaftsweges nach Norden) - von
dieser Abzweigung in geradliniger Verbindung zur Kreuzung Arzler Alm Steig / Rosnerweg -
Rosnerweg in Richtung Sldwesten bis zur Seilbahntrasse der Nordkettenbahn - Seilbahntrasse in
Richtung bergwarts bis zur Stiitze 1 der Nordkettenbahn - von der Stiitze 1 in geradliniger Verbindung
nach Westen bis zur Kreuzung Katzenbriindlweg / Buchtalweg - Katzenbriindlweg bis zur Kreuzung
mit der Gramartstrale - von dieser Kreuzung in geradliniger Verbindung unmittelbar nérdlich des
Hauses Gramartstralle 98 nach Westen bis zum Alpenvereinsweg 215 - Alpenvereinsweg 215 nach
Siiden bis zur Zufahrtsstralie zu den Hausern Gramartstrae 104 bis 108 - von dieser Zufahrt zwischen
den Geb&uden GramartstraRe 118 und 124 und die Ebene siidlich des Gebdudes Gramartstrale 122
einschlieBend bis zur Kreuzung Gramartstrale / Burgstadlweg - von dieser Kreuzung in geradliniger
Verbindung nach Osten und die Geb&ude Gramartstrale 135 und 139 einschliefend bis zur Vogelhitte
- Vogelhittenweg bis zur Hohenstralle - Hohenstralle talwarts bis zum Zugangsweg zum Héttinger
Steinbruch (Klettergarten).

Zudem werden die Gebdude Gramartstralle 104, 106 und 108 sowie die ZufahrtsstralRe zu diesen
Gebduden dieser Parkzone zugeordnet.

Ausgenommen hiervon ist die HohenstraRe zwischen dem Vogelhittenweg und dem Zugangsweg
zum Hottinger Steinbruch (Klettergarten).

Die Abgabepflicht besteht dort téglich in der Zeit von 8 Uhr bis 21 Uhr.“

Anlage 3

Bereich Alpenzoo:

Abgabepflichtige Parkzonen im Sinn des 8§ 1 Abs. 1 lit. b sind folgende Stralen und
StralBenabschnitte sowie beschriebene Parkplatze und Bereiche:

www.ris.bka.gv.at
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Weiherburggasse vom Franz-Kotter-Weg bis einschlielich der nérdlichen Kreuzung mit der
ErschlieBungsstrale der Schragparkplatze im Bereich Sophienruhe,

ErschlieBungsstraBe der Schragparkplatze im Bereich Sophienruhe einschlieRlich dieser
Parkplatze,

Parkplatze auf den Grundstiicken 41, 42, 44, 45, 46, 47/1 und 3613/4 KG Hétting westlich der
Weiherburggasse im Bereich der Weiherburg und des Eingangs zum Alpenzoo einschliellich
der ErschlieBungsstrallen zu diesen Parkplatzen, mit Ausnahme der tber die Grundstiicke 43
und 44 KG H6tting nach Westen fiihrenden StichstraBe zum Gebdude Weiherburggasse 37
samt der stidlich angegliederten Abstellflache.

Die Abgabepflicht besteht dort taglich in der Zeit von 8 Uhr bis 21 Uhr.

Anlage 4

Abgabepflichtige Parkzonen im Sinn des § 1 Abs. 1 lit. b sind:

M)

O]

©)

Die Zone K umfasst alle Stralen innerhalb des durch die nachstehend angefuihrten Stralen bzw.
natirlichen Gegebenheiten umgrenzten Gebietes einschlieBlich dieser StraBen bzw.
Stral3enabschnitte selbst:

Orografisch rechtes Innufer vom Hans-Psenner-Steg bis zum orografisch linken Sillufer, orografisch
linkes Sillufer in Richtung Siden bis zur Pembaurbriicke, Bienerstrale, Ing.-Etzel-Strale,
Schillerstralle, Claudiaplatz, Elisabethstralle, Martin-Luther-Platz, KaiserjagerstraRe, Anni-Kraus-
Weg.

Die Zone R umfasst alle Stralen innerhalb des durch die nachstehend angeflihrten StraBen bzw.
natlirlichen  Gegebenheiten umgrenzten Gebietes einschlieBlich dieser StraBen bzw.
Stralienabschnitte selbst:

Orografisch rechtes Innufer, Langer Weg, Gumppstrale, Andechsstrale, Langer Weg,
Egerdachstralle, Gumppstrale, Langstrale, Pembaurstrale, orografisch rechtes Sillufer.

Zudem werden die Gebaude Langer Weg 8, 15, 19, 26, 26a, 28, 30 und 32 sowie die Gebéaude
Gumppstralie 65, 67, 67a und 69a dieser Zone zugeordnet.

Ausgenommen hiervon ist die Andechsstralie zwischen Gumppstrale und Langem Weg.

Die Zone P umfasst alle Stralen innerhalb des durch die nachstehend angefiihrten Straen bzw.
natlrlichen  Gegebenheiten umgrenzten Gebietes einschlieBlich dieser StraBen bzw.
Strallenabschnitte selbst:

EgerdachstraBe, Langer Weg, Geyrstrale, unmittelbar stidlich der Amraser-See-Strale bestehender
Verbindungsweg zwischen Geyrstralle und Dr.-Ferdinand-Kogler-StralRe, Dr.-Ferdinand-Kogler-
Stralle, Geyrstralle, Luigenstralle, Trasse der A 12 Inntalautobahn, Tummelplatzweg, Amraser
Stral3e, GrenzstraBe, Koflerstralle, Gumppstrale.

Zudem werden dieser Zone folgende StralRen samt angefiihrten Gebduden zugeordnet: die Gebdude
der Geyrstralle mit ungeraden Hausnummern zwischen dem Langen Weg und der Amraser-See-
Stralle, die Gebdude der Geyrstrale mit den ungeraden Hausnummern von 33 bis 61, die
Kirchmayrgasse mit sémtlichen Gebduden, die LuigenstralRe mit sémtlichen Geb&uden zwischen der
Kirchmayrgasse und der Trasse der A 12 Inntalautobahn, die Geb&dude Bleichenweg 50 - 50e und
52 - 52c.
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(4) Die Zone Q umfasst alle StralRen innerhalb des durch die nachstehend angefiihrten Strallen bzw.
natlirlichen  Gegebenheiten umgrenzten Gebietes einschlieBlich dieser StraBen bzw.
StraRenabschnitte selbst:

Gumppstrale, Koflerstralle, GrenzstraBe, Amraser Strale, Tummelplatzweg, Trasse der A 12
Inntalautobahn, Resselstralle, Anzengruberstralle, Roseggerstralle, Amraser Stralle, Rudolf-Greinz-
Stralle, Langstrafe.

Ausgenommen hiervon ist die Resselstralle zwischen der Burgenlandstralie und der Trasse der A 12
Inntalautobahn.

Zudem wird dieser Zone der Platz vor dem Haus Kranewitterstralie 2 zugeordnet.

(5) Die Zone M umfasst alle StraBen innerhalb des durch die nachstehend angefilhrten Strallen bzw.

natlirlichen  Gegebenheiten umgrenzten Gebietes einschlieBlich dieser StraBen bzw.
Stral3enabschnitte selbst:
Egger-Lienz-StraRe, Anton-Melzer-StraRe, Olympiastrale, Gleiskorper der OBB Richtung Siiden
bis zur A 12 Inntalautobahn, A 12 Inntalautobahn ostwaérts bis zur Sill, Sill bis zur Briicke auf Gst
1322/1 KG Wilten, gedachte Linie von der Briicke zum Haus Brennstrale 15, Brennerstrae bis
zum Hohlweg, gedachte Linie zum sudlichen Westportal des Wiltener Tunnels, Trasse der A 12
Inntalautobahn Richtung Westen bis zur westlichen Grenze des Gst 1216/23 KG Wilten (Feldstrafe
13), westliche Grenze dieses Grundstiickes bis zur FeldstraBe, Feldstralle ostwarts bis zu der die
FeldstraBe auf Hohe des Hauses FeldstraBe 11 querenden Gleisanlage, gedachte Linie bis zur
Westfassade des Bahnhofsgebdudes Egger-Lienz-Stralle 1, gedachte Linie bis zur Egger-Lienz-
StraRe.

Ausgenommen hiervon sind die Egger-Lienz-Stralie, die Anton-Melzer-Stra3e, die Olympiastrale
und die Brennerstralle zwischen dem Pierre-de-Coubertin-Weg und dem Hohlweg.

Zudem werden dieser Zone die Klostergasse von der Brennerbahn ostwérts und die Trientiner
Briicke zugeordnet.

(6) Die Zone L umfasst alle Stralen innerhalb des durch die nachstehend angefiihrten StraRen bzw.
natlirlichen  Gegebenheiten umgrenzten Gebietes einschlieBlich dieser StraBen bzw.
Strallenabschnitte selbst:

Ostseitige  Rampe der Freiburger Briicke, Holzhammerstrae, Egger-Lienz-Stralle bis zur
Westfassade des Bahnhofsgebaudes Egger-Lienz-Stralle 1, gedachte Linie von der Westfassade des
Bahnhofsgebdudes bis zu der die Feldstrale auf Hohe des Hauses FeldstraBe 11 querenden
Gleisanlage, Feldstralie westwarts bis zur westlichen Grenze des Gst 1216/23 KG Wilten (Feldstrale
13), westliche Grenze dieses Grundstiickes, Trasse der A 12 Inntalautobahn bis zur Ausfahrt
Innsbruck-West, orografisch rechtes Innufer bis zur Freiburger Briicke.

Ausgenommen hiervon sind die ostseitige Rampe der Freiburger Briicke, die HolzhammerstralRe
und die Egger-Lienz-Strale bis zum Bahnhofsgebdude Egger-Lienz-Strale 1.

(7)  Die Zone S umfasst alle StraRen innerhalb des durch die nachstehend angefiihrten StraRen bzw.

natirlichen Gegebenheiten und Gleiskdrper umgrenzten Gebietes einschlieBlich dieser StraRen bzw.
Strallenabschnitte selbst:
BachlechnerstralRe, westseitige Rampe der Freiburger Briicke, orografisch linkes Innufer Richtung
Westen bis zum Haus Flrstenweg 189, gedachte Linie zwischen Innufer und Firstenweg,
Furstenweg, Fischerhduslweg, Kranebitter Allee Richtung Westen bis Vdgelebichl, gedachte Linie
entlang der Ostlichen Grundgrenzen der Liegenschaften VVogelebichl 3 und 4 bis zur Trasse der
Mittenwaldbahn, Trasse der Mittenwaldbahn bis zur Hottinger Au, Hottinger Au.
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Ausgenommen hiervon ist die Bachlechnerstral3e.

Zudem werden das Gebaude Héttinger Auffahrt 1a, die Gebaude der Hottinger Au mit den geraden
Hausnummern von 64 bis 86, der Anna-Stainer-Knittel-Weg mit sdmtlichen Geb&uden, der
Fischottersteig und die Storchenstrale mit sédmtlichen Geb&uden, die Gebdude des
Fischerh&uslweges mit den ungeraden Hausnummern, die Huchenstrale und der Cusanusweg mit
sémtlichen Gebduden und die westlich des Fischerhduslweges gelegenen Gebadude des Furstenweges
mit den geraden Hausnummern bis einschlieflich des Hauses Firstenweg 176 dieser Zone
zugeordnet.

(8) Die Zone T umfasst alle Straen innerhalb des durch die nachstehend angefiihrten StraRen bzw.
natirlichen Gegebenheiten und Gleiskdrper umgrenzten Gebietes einschliellich dieser Stralien bzw.
Stral3enabschnitte selbst:

Allerheiligenhofweg, Schneeburggasse, Hocheggweg, Sadrachstralie, Schneeburggasse, Speckweg
bis zur Trasse der Mittenwaldbahn, Trasse der Mittenwaldbahn bis zum Sankt-Georgs-Weg,
westliche Grenze des Gst. 955/2 KG Hatting (Allerheiligenhofweg 5).

Zudem werden dieser Zone folgende Stral3en bzw. Straenabschnitte und Gebaude zugeordnet:

das Gebéude Berchtoldshofweg 2 und die Geb&ude des Berchtoldshofweges mit den ungeraden
Hausnummern von 1 bis 5a, jene der Schneeburggasse mit den geraden Hausnummern von 74 bis
80a sowie ab 100, jene des Hocheggweges mit den ungeraden Hausnummern, die Sadrachstralie
vom Hocheggweg nordwadrts bis zu deren Aushauende mit den Gebduden mit den geraden
Hausnummern und den ungeraden Hausnummern ab 23, der Hofwaldweg und sémtliche Geb&ude
des Hofwaldweges, die Plandtzenhofstrale von der Sadrachstrae bis zur Einmindung der
Forststrale auf Hohe des Gst. 680 KG Hoétting mit den Gebauden mit den geraden Hausnummern
von 2 bis 24e sowie mit den ungeraden Hausnummern von 1 bis 41 und der Schlotthofweg von der
PlanétzenhofstraBe bis zur westlichen Grundgrenze des Anwesens Schlotthofweg 3 mit den
Geb&uden mit den geraden Hausnummern ab 12 sowie mit den ungeraden Hausnummern ab 5.

(9) Die Zone U umfasst alle StraRen innerhalb des durch die nachangefiihrten Stralen bzw. natlirlichen

Gegebenheiten und Gleiskdrper umgrenzten Gebietes einschlieflich dieser StraBen bzw.
StraRenabschnitte selbst:
Kranebitter Allee vom Vdgelebichl Richtung Westen bis einschlieRlich des Kreisverkehrs
TechnikerstraBe, TechnikerstralRe, unmittelbar stidlich des Hauses Technikerstrale 84 von der
Technikerstralle nach Westen abzweigender Verbindungsweg zum Lohbach, Lohbach, gedachte
Linie von der Briicke nordlich des Hauses Franz-Baumann-Weg 20 bis zum Harterhofweg auf Hohe
der Zufahrt zum Haus Peerhofstralle 27, Harterhofweg, Allerheiligenhofweg bis zur westlichen
Grenze des Gst. 955/2 KG Hétting (Allerheiligenhofweg 5), westliche Grenze dieses Grundstiickes,
Trasse der Mittenwaldbahn bis auf Hohe der dstlichen Grenze des Gst. 1636/18 KG Hétting
(Vogelebichl 4), gedachte Linie von der Trasse der Mittenwaldbahn bis zur Kreuzung V6gelebichl
/ Kranebitter Allee.

Zudem werden die Gebaude Harterhofweg 2, 4 und 6, jene des Allerheiligenhofweges mit den
geraden Hausnummern ab 8 und sdmtliche Geb&ude des Gufeltaglweges dieser Zone zugeordnet.

(10) Die Zone MU umfasst alle StralBen innerhalb des durch die nachstehend angefuhrten Straflen
bzw. natlrlichen Gegebenheiten und Gleiskérper umgrenzten Gebietes einschliellich dieser
StraRen bzw. Strallenabschnitte selbst:
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Orografisch linkes Innufer von 42 m westlich der Einmiindung des Tuffbaches bis zur
westlichen Einmiindung der Hans-Maier-Strae in die Haller StraBe, Hans-Maier-Stralie,
Grundstlicksgrenze zwischen den Grundstiicken Nr. 337/2 KG Mihlau und Nr. 337/6 KG
Miihlau, Bahntrasse der OBB in Richtung Westen bis zur Ostfassade des Gebaudes Haller
StraBe 67 (Rauch-Mihle), gedachte Linie in Richtung Norden bis zur Kreuzung
Finkenbergweg/Rechenhofweg, Rechenhof-weg, Karmelweg bis zur westlichen Grenze des
Grundstiickes Nr. 692/2 KG Muhlau, gedachte Linie in Richtung Stidwesten bis zur Station
»Alpenzoo® der Hungerburgbahn, Trasse der Hungerburgbahn in Richtung talwirts bis zur
Weiherburggasse, Weiherburgasse in Richtung Westen bis 25 m westlich des Tuffbaches,
gedachte Linie in Richtung Siden bis zum orografisch linken Innufer (42 m westlich der
Einmindung des Tuffbaches).

Ausgenommen  hiervon  sind die  Hans-Maier-Strale, der  Kreuzungsbereich
Finkenbergweg/Rechenhofweg und der Heinrich-SuR-Weg.

Zudem werden dieser Zone die Gebdude Rechenhofweg 1, Karmelweg 2 und 4 und
Weiherburggasse 41 zugeordnet.

(11) Die Zone Z umfasst alle StraRen innerhalb des durch die nachstehend angefiihrten Straen bzw.
natlirlichen Gegebenheiten umgrenzten Gebietes einschliellich dieser Stralen bzw.
StralRenabschnitte selbst:

Josef-Franz-Huter-Stralle von der Volser Stral3e bis zur Briicke tiber den Geroldsbach. Von dieser
Bricke in westlicher Richtung bis zum Firmengeldnde der Firma Huter, dann in nérdlicher
Richtung, parallel zum Geroldsbach, bis zur Weingartnerstrale, und diese Strale nach Osten bis zur
Briicke Uber den Geroldsbach. Dem Geroldsbach bis zur L&rmschutzwand der Autobahn.

Der Larmschutzwand folgend bis zur Autobahnabfahrt Innsbruck West, von dort in gerader Linie
zur Kreuzung Volser StraRe / Klosterangerstralie, die Volser StralBe in dstlicher Richtung bis zur
Autobahnunterfiihrung und von dort das Siedlungsgebiet umfassend in stdliche Richtung bis zur
Waldstrale. Die WaldstraBe in westliche Richtung bis zur Kreuzung Mentlbergstrale, die
Mentlbergstrale bis zur Kreuzung mit der Vélser Stral3e. Von dort zuriick Richtung Westen bis zur
Kreuzung Josef-Franz-Huter-Strale mit der Volser StraBe jedoch ohne alle Gebdude mit
Hausnummern der Volser Strale.

(12) Die Zone O umfasst alle Strallen innerhalb des durch die nachstehend angefiihrten StraRen bzw.

natirlichen Gegebenheiten umgrenzten Gebietes einschlieBlich dieser StraBen bzw.
StraRenabschnitte selbst:
Orografisch linkes Innufer bei der Grenobler Briicke bis zur Haller Strale. Von dort der
StraBenmitte der Haller StralRe ostwarts folgend bis zur Stadtgrenze am Ende des Geb&udes
HallerstraRe 212. Von dort der Stadtgrenze siidwérts folgend bis zur Pontlatzerstrale. Weiter
der Stadtgrenze Kugelfangweg stdwarts folgend bis zum orografisch linken Innufer. Dem
orografisch linken Innufer westwaérts folgend bis zur Grenobler Briicke.

(13) Die Zone KR umfasst alle Stralen innerhalb des durch die nachstehend angefiihrten Straflen
bzw. natirlichen Gegebenheiten umgrenzten Gebietes einschlieBlich dieser StraBen bzw.
StraRenabschnitte selbst:

Vom Harterhofweg auf Hohe des Zuganges zum Haus Peerhofstrae 27 in gedachter Linie
stdwarts bis zur Briicke Uber den Lohbach nérdlich des Gebdudes Franz-Baumann-Weg 20.
Dem Lohbach entlang bis sudlich des Gebaudes TechnikerstraRe 84. Weiter nach Osten bis zur
Kurve Technikerstrale. Weiter am westlichen Rand der TechnikerstraRe bis zum Kreisverkehr
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Kranebitter Allee. Die Kranebitter Allee westwarts bis zum Ende Campingplatz Kranebitten
(westliche Grundgrenze des GstNr 2493/6 KG Hotting). Weiter nordwarts entlang der
westlichen Grenze des GStNr 2493/6 KG Hotting bis zum ndérdlichen Ende des Spielplatzes
Kranebitten (GStNr 2493/1 KG Hoétting). Gedachte Linie nordwestlich bis zum Kranebitter
Klammbach. Weiter dem Kranebitter Klammbach nordwarts folgend bis zur ersten Spitzkehre
der KlammstraBe. Der KlammstraBe folgend bis norddstlich des Kerschbuchhofes
(KlammstraRe 160). Weiter stidwarts entlang des Wirtschaftsweges des Geb&udes Klammstralie
Nr. 160 bis zum Kerschbuchhofweg. Dem Kerschbuchhofweg folgend bis zum Harterhofweg
auf Hohe des Zuganges zum Haus Peerhofstralie 27.

(14) Die Zone AR umfasst alle Stralen innerhalb des durch die nachstehend angefiihrten Straflen
bzw. natirlichen Gegebenheiten umgrenzten Gebietes einschlieBlich dieser StraBen bzw.
StralRenabschnitte selbst:

Vom nordlichen Ende der Rauchmehlbriicke entlang der nordlichen Zonengrenzen der Zonen
MU und MA - entsprechend der Eisenbahntrasse in Richtung Osten folgend bis zur
Stadtgebietsgrenze, weiter der Stadtgrenzen nach Norden folgend bis zum Canisiussteig, dem
Canisiussteig Richtung Westen folgend bis zur norddstlichen Ecke des GSt. 1824, KG Arzl,
weiter in gedachter Linie nordwestlich bis zur Nordecke des Gst 2071/5 KG Arzl, weiter entlang
des nordlichen Randes des Purnhofweges in Richtung Westen bis zur Einmindung in den
Schonblickweg, weiter dem nordlichen Rand des Schonblickweges Richtung Westen folgend
bis zur westlichen Grundgrenze des GSt 2097/8 KG Arzl, weiter entlang der
Grundstiicksgrenzen 2097/8 und 2097/15 Richtung Norden bis zum Rechenhofweg, weiter in
gedachte Linie Richtung Westen bis zur Abzweigung Rechenhofweg Finkenbergweg, weiter
entlang der Zonengrenze MU Richtung Siiden bis zum ndrdlichen Ende der Rauchmehlbriicke.

Die Abgabepflicht in allen in der Anlage 4 beschriebenen Zonen besteht werktags, von Montag bis Freitag
von 8.00 bis 21.00 Uhr und Samstag von 8.00 bis 18.00 Uhr.
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Stadtmagistrat

Referat
Parkraumbewirtschaftung

Sachbearbeiter/in Mag.a Martina Norz
Telefon  +43 512 53 60 4311
E-Mail  post.parkraumbewirtschaftung@innsbruck.gv.at
ort, baum  Innsbruck, 29.06.2026

VERORDNUNG

(Gemeinderatsbeschluss vom xX.XX.XXXX)

Aufgrund der §§ 25, 43 Abs. 1 lit. b und 94d StVO 1960, BGBI. Nr. 159/1960, zuletzt gedndert
durch das Gesetz BGBI. | Nr. 17/2026, wird verordnet:

§1

wKurzparkzone“ (§ 25 StVO 1960 i.V.m. § 52 lit. a Z. 13d und Z. 13e StVO 1960)

- werktags, Montag bis Freitag von 08.00 bis 21.00 Uhr und Samstag von 08.00 bis 18.00
uUhr -

- Kurzparkdauer 90 Minuten -

- gebuhrenpflichtig -

§2

Betroffen von dieser Regelung sind alle Stral’en der im § 3 dieser Verordnung umschriebenen
Gebiete, soweit es sich um 6ffentliche Stralten, ausgenommen Gemeindestralien, handelt.

§3

Die Verkehrsregelung gilt fur die nachstehend planlich dargestellten Bereiche und angefuhrten
StralRen und natirlichen Gegebenheiten umgrenzten Bereiche einschliel3lich dieser Strallen
bzw. StralRenabschnitte selbst:

Landeshauptstadt Innsbruck, Maria-Theresien-Stra3e 18, 6020 Innsbruck, DVR: 0059331, www.innsbruck.gv.at
Tiroler Sparkasse Bank AG, BIC: SPIHAT 22, IBAN: AT20 2050 3033 0192 0330, UID: ATU36832905 STGD Innsbruck Betriebe



Bereich 1:

Der Bezug habende Plan ,Bereich 1, Stadt Innsbruck, GIS — Vermessung, Mai 2023“ bildet
einen integrierenden Bestandteil dieser Verordnung.

Bereich 2:

Der Bezug habende Plan ,Bereich 2, Stadt Innsbruck, GIS — Vermessung, Mai 2023" bildet
einen integrierenden Bestandteil dieser Verordnung.

§4

Weiterreichende gesetzliche oder verordnete Halte- und Parkbeschrankungen in den
umschriebenen Gebieten bleiben aufrecht.

§5

Diese Verordnung tritt mit Anbringung der Verkehrszeichen in Kraft.

Fir den Gemeinderat:

Mag. Martina Norz
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(zurtick)

Stadtmagistrat

Referat
Parkraumbewirtschaftung

Sachbearbeiter/in - Mag.? Martina Norz
Telefon  +43 512 53 60 4311
E-Mail  post.parkraumbewirtschaftung@innsbruck.gv.at
ort, Datum  |nnsbruck, 29.06.2026

VERORDNUNG

(Gemeinderatsbeschluss vom xX.XX.XXXX)

Aufgrund der §§ 25, 43 Abs. 1 lit. b und 94d StVO 1960, BGBI. Nr. 159/1960, zuletzt gedndert
durch das Gesetz BGBI. | Nr. 17/2026, wird verordnet:

§1

,Kurzparkzone® (§ 25 StVO 1960 i.V.m. § 52 lit. a Z. 13d und Z. 13e StVO 1960)

- werktags, Montag bis Freitag von 08.00 bis 21.00 Uhr und Samstag von 08.00 bis 18.Uhr -
- Kurzparkdauer 180 Minuten -
- gebihrenpflichtig -

§ 2

Betroffen von dieser Regelung sind alle Stral’en der im § 3 dieser Verordnung umschriebenen
Gebiete, soweit es sich um 6ffentliche StralRen, ausgenommen Gemeindestrallen, handelt.

§3

Die Verkehrsregelung gilt flr die nachstehend planlich dargestellten Bereiche und angefiihrten
StralRen und natirlichen Gegebenheiten umgrenzten Bereiche einschlie3lich dieser Strallen
bzw. StralRenabschnitte selbst:

Landeshauptstadt Innsbruck, Maria-Theresien-Stra3e 18, 6020 Innsbruck, DVR: 0059331, www.innsbruck.gv.at
Tiroler Sparkasse Bank AG, BIC: SPIHAT 22, IBAN: AT20 2050 3033 0192 0330, UID: ATU36832905 STGD Innsbruck Betriebe



Bereich 3:

Der Bezug habende Plan ,Bereich 3, Stadt Innsbruck, GIS — Vermessung, Mai 2023“ bildet
einen integrierenden Bestandteil dieser Verordnung.

Bereich 4:

Der Bezug habende Plan ,Bereich 4, Stadt Innsbruck, GIS — Vermessung, Mai 2023" bildet
einen integrierenden Bestandteil dieser Verordnung.

§4

Weiterreichende gesetzliche oder verordnete Halte- und Parkbeschrankungen in den
umschriebenen Gebieten bleiben aufrecht.

§5

Diese Verordnung tritt mit Anbringung der Verkehrszeichen in Kraft.

Fir den Gemeinderat:

Mag. Martina Norz
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Bereich 4

Plangrundlagen: Stadt Innsbruck
Planerstellung: GIS - Vermessung
Mai 2023
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INNS'
(zu Punkt 13.1)

Retouren an MA IV, Amt fiir Immobilien, Wirtschaft und Tourismus Stadtmagistrat

Wirtschaft und Tourismus
Herrn Sachbearpeitende  Andreas Erhart, MBA
Ausschussvorsitzenden Telefon  +43 512 5360 2109
Alexander Auer, MA eMai  Andreas.Erhart@innsbruck.gv.at

o, paum  INnsbruck, 08.07.2026
HIER

3 Antrage des Ausschusses fiir Arbeit, Wirtschaft und Tourismus vom 07.07.2026 an den
Gemeinderat am 16.07.2026

Zahl: Maglbk/48064/SUB-KU/1
und Maglbk/43215/SUB-WT/10
und Maglbk/42976/SUB-WT/9

Sehr geehrte Herr Auer,
wir ersuchen, folgenden Beschluss im Gemeinderat zu fassen:

Die Subventionsantrige des Ausschusses fiir Arbeit, Wirtschaft und Tourismus vom
07.07.2026 werden laut Anlage genehmigt.

Finanzielle Auswirkungen (Bruttobetrédge)

Einmalige Kosten EUR 114.000,00

Laufende bzw. Folgekosten / Jahr EUR 0,00

Die Bedeckung fir diese Subvention in der H6he von 10.000 EUR ist auf der VP 1.770100-
755500, Fremdenverkehrsférderung Transfers an Unternehmen (SU), gegeben.

Die Bedeckung fiir diese Subvention in der H6he von 104.000 EUR ist auf der VP 1/780100 -
775500, Wirtschaftsforderung, Kapitaltransfer an Unternehmen (SU), gegeben.

Freundliche Grifte

N

Mag. Martin Rupprechter
Finanzdirektor

Anlagen:
e Liste Subventionsantrage

e Subventionsantrége

P¥Y Landeshauptstadt Innsbruck, Maria-Theresien-StraRe 18, 6020 Innsbruck, DVR: 0059331, www.innsbruck.gv.at
&/ Tiroler Sparkasse Bank AG, BIC: SPIHAT22XXX, IBAN: AT20 2050 3033 0192 0330, UID: ATU36832905 STGD Innsbrucker Betriebe



Anlage 1

3 Antrage vom Ausschuss fur Arbeit, Wirtschaft und Tourismus am 07.07.2026

Ifd.

Art der

Beantragte

Abstimmung

N Geschaftsfall Subventionswerber Subvention Zweck Amtsvorschlag Subvention Anmerkung Ausschuss
Verein zur Férderung des 2023:0, - ea.
1 Maglbk/48064/SUB-KU/1 Wirtschaftsstandortes Jahressubvention | Belebung des Wiltener Platzl’'s | 24.000, - 25.000, - 2024: 24.000, -
Wilten 2025: 24.000, -
Tiroler 2023: 11.000, - | ¢4,
2 Maglbk/43215/SUB-WT/10 | v/olksmusikverein/zV Einzelsubvention | Tiroler Adventsingen 10.000, - 10.000, - 2024:10.000, -
Innsbruck u Umgebung 2025:10.000, -
innsbrucker | d Al ] 2023:70.000, - | g4,
3 | Maglbk/42976/SUB-WT/9 | Innsbrucker Innenstadt ; gemeine . . 2024: 70.000, -
GmbH Jahressubvention Wirtschaftsférderung 80.000, 80.000, 2025: 80.000, -




Zl. Maglbk/90840/StRH-PR/8

Prifkompetenz des
Stadtrechnungshofs

Prifung der
Kontrollabteilung
im Jahr 2018/19

Gegenstand der
vorliegenden Prifung

(zu Punkt 14.)

BERICHT UBER DIE PRUFUNG DER ENDABRECHNUNG DES
PROJEKTS ,,NEUSTRUKTURIERUNG PATSCHERKOFEL(-BAHN)*

Der gemeinderatliche Kontrollausschuss hat den ihm zugemittelten
Bericht des Stadtrechnungshofes Uber die Prifung der Endabrechnung
des Projekts ,Neustrukturierung Patscherkofel(-bahn)“ eingehend be-
handelt und erstattet mit Datum vom 01.07.2026 dem Gemeinderat
folgenden Bericht:

Der Bericht des  Stadtrechnungshofes vom  30.04.2026,
ZI. Maglbk/90840/StRH-PR/8, ist allen Klubobleuten zugegangen; zu-
satzlich wird auf die Mdglichkeit jedes Gemeinderates, den Bericht bei
den Akten zum Gemeinderat im Amt fiir Gremialwesen und Offentlich-
keitsarbeit einzusehen, verwiesen.

1 Prufauftrag/ -umfang

GemalR seiner Prifkompetenz nach § 74 Abs. 2 lit. ¢ Zi. 1 Innsbrucker
Stadtrecht 1975 hat der Stadtrechnungshof eine Einschau in die End-
abrechnung des Projekts ,Neustrukturierung Patscherkofel(-bahn)®
vorgenommen, welches von der Patscherkofelbahn Infrastruktur GmbH
(PKBI) umgesetzt wurde. Die PKBI ist eine Gesellschaft, die sich zu
100,0 % im Eigentum der Stadt Innsbruck befindet.

Eine Besonderheit bestand darin, dass grol3e Teilbereiche des Projekts
bereits von der ehemaligen Kontrollabteilung aufgrund eines Prifauf-
trags des damaligen Blrgermeisters geprift wurden. Diese Prifung
fand hauptsachlich im vierten Quartal 2018 und teilweise im Januar
und Februar 2019 statt. Zum Zeitpunkt der damaligen Prifung war das
Projekt jedoch noch nicht vollstandig abgeschlossen und abgerechnet.

Gegenstand der vorliegenden Prifung war daher eine stichprobenarti-
ge Einschau in die Abrechnungsunterlagen des Projekts ,Neustruktu-
rierung Patscherkofel(-bahn)“. Der Fokus lag dabei auf den Projektkos-
ten im engeren Sinn, das heil3t den Errichtungskosten. Kosten, wie
etwa fur den Kauf der Gesellschaften, welche die Liftanlagen vormals
betrieben haben, sowie die sonstigen im Zuge der Abwicklung des Pro-
jekts eingegangenen Verpflichtungen und die damit verbundenen Kos-
ten werden nur am Rande an der jeweils passenden Stelle behandelt
(Projektkosten im weiteren Sinne).

Bei der Prifung richtete der Stadtrechnungshof ein besonderes Au-
genmerk auf die erst nach dem Winter 2018/19 realisierte Erweiterung
des westlichen Parkplatzes bei der neuen Talstation der Patscherko-
felbahn sowie auf die darauffolgende Sanierung der Trinkwasserver-
sorgungsanlage am Patscherkofel. Dartber hinaus bildete der im Jahr
2020 abgeschlossene auflergerichtliche Vergleich mit dem fir die
Baumeisterarbeiten verantwortlichen Unternehmen einen weiteren Pri-
fungsschwerpunkt.

ZI. Maglbk/90840/StRH-PR/8
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Erschwerende
Umstande

Gender-Hinweis

Anhdrungsverfahren

Kaufpreis
Patscherkofelbahnen

Erschwert hat die Prifungshandlungen, dass es hinsichtlich der Ver-
waltung der PKBI (Buchhaltung, Personalverrechnung und IT) infolge
der Abberufung der beiden vormaligen Geschaftsfihrer gegen Ende
des Jahres 2019 zu einer sukzessiven Entflechtung von den Strukturen
der IVB gekommen ist.

So wurden ab dem Geschaftsjahr 2021/22 (sohin seit 01.10.2021) die
Buchhaltungsagenden nicht mehr von der IVB wahrgenommen, son-
dern von einer externen Steuerberatungskanzlei geflihrt. Dem folgend
standen dem Stadtrechnungshof tber den von der IVB bereitgestellten
Buchhaltungszugang nicht mehr samtliche prifungsrelevanten Unter-
lagen zur Verfligung. Positiv hervorzuheben ist diesbezlglich jedoch,
dass die betreffende Steuerberatungskanzlei sadmtliche Anfragen des
Stadtrechnungshofs zeitnah und kooperativ beantwortete und angefor-
derte Unterlagen zlgig bereitstellte.

Die Entflechtung von der IVB erstreckte sich im IT-Bereich auch auf die
ursprunglichen E-Mail-Postfacher der Bediensteten der PKBI. Laut
erhaltener Auskunft konnte die PKBI aufgrund der diesbeziglichen
Systemumstellung nicht mehr auf deren Inhalte zugreifen, da diese
geldscht worden seien. Die PKBI war hierdurch vereinzelt nicht in der
Lage, dem Stadtrechnungshof prifungsrelevante Unterlagen zur Ver-
fugung zu stellen.

Aus Griinden der Ubersichtlichkeit und besseren Lesbarkeit wurden die
in diesem Bericht verwendeten personenbezogenen Bezeichnungen
grundsatzlich in einer einheitlichen Geschlechtsform gehalten. Sie gel-
ten gleichermalden fir Frauen, Manner und sonstige Geschlechtsidenti-
taten.

Das Anhdrungsverfahren nach § 53 Abs. 2 der Geschaftsordnung des
Magistrates der Landeshauptstadt Innsbruck (MGO) wurde durchge-
fuhrt. Der Stadtrechnungshof hat die PKBI sowie das Buro der Magist-
ratsdirektion und die MA IV zur Stellungnahme eingeladen. Sowohl das
Blro des Magistratsdirektors (unter Einbeziehung der MA V) als auch
die PKBI haben ihre Stellungnahmen zum Vorbericht jeweils fristge-
recht Gbermittelt.

2 Allgemeine Vorbemerkungen

Der Gemeinderat der Stadt Innsbruck hat in seiner Sitzung am
15.07.2014 mit Mehrheitsbeschluss der Ubernahme des ,Unterneh-
mens Patscherkofelbahnen® zugestimmt.

Der Kaufpreis wurde mit insgesamt € 10,7 Mio. zzgl. Nebenkosten
festgelegt. Der vereinbarte Ubergabestichtag war der 01.10.2014, an
dem auch die Kaufpreisforderung in der zuvor genannten Hoéhe fallig
wurde. Die Auszahlung wurde in der stadtischen Buchhaltung mit Da-
tum 11.09.2014 erfasst und der Kaufpreis in weiterer Folge an die drei
damals betroffenen Gesellschaften des ,Unternehmens Patscherkofel-
bahnen (Sitour Management GmbH, Sitour Produktions- und Werbe-

ZI. Maglbk/90840/StRH-PR/8

Bericht des gemeinderatlichen Kontrollausschusses 2



Gesellschaftereinlagen
2014 bis 2016

Projektbeschreibung

ZI. Maglbk/90840/StRH-PR/8

gesellschaft mbH und Vereinigte Bergbahnen GmbH) Gberwiesen. Zu-
dem waren Notariatskosten iHv rd. € 6,1 Tsd. zu begleichen.

2.2 Gesellschaftereinlagen Patscherkofelbahnen Ges.m.b.H. & CoKG

In den Rechnungsjahren 2014, 2015 und 2016 hat die Stadt Innsbruck
Gesellschaftereinlagen iHv gesamt € 3,49 Mio. in die vormalige Pat-
scherkofelbahnen Ges.m.b.H. & Co KG. (hun PKBB und Tochter der
PKBI) eingebracht.

Ferner ist eine Ausgleichszahlung an eine Rechtsanwaltskanzlei iHv
rd. € 29,1 Tsd. geleistet worden.

2.3 Anderung der Gesellschafsstruktur

Nach Vorliegen des Jahresabschlusses 2014/15 der Skiweltcup-
Patscherkofel GmbH (SWCP) und dem Ankauf dieser Gesellschaft
beschloss der Gemeinderat in seiner Sitzung am 16.06.2016 eine
grundlegende Anderung der Gesellschafterstruktur des ,Unternehmens
Patscherkofelbahnen® zur Reduktion des Verwaltungs- und Manage-
mentaufwandes sowie der Kosten.

Die hierdurch geschaffene, aktuelle Gesellschaftsstruktur wird nachfol-
gend schematisch dargestellt:

Stadtgemeinde Innsbruck

100 %

<+

Patscherkofelbahn Infrastruktur GmbH

100 %

>

Patscherkofelbahn Betriebs GmbH

2.4 Projekt ,Neustrukturierung Patscherkofel(-bahn)*

(im engeren Sinn)

Die Errichtung der 10er Einseilumlaufbahn (EUB) erfolgte auf einer

abgeanderten Trasse unter Neuerrichtung samtlicher Stationsgebaude

(Tal-, Zwischen- und Bergstation). Die Seilbahnanlage wurde kuppel-

bar in zwei Sektionen ausgefihrt, wobei die Teilstrecken (Talstation —

Zwischenstation sowie Zwischenstation — Bergstation) funktional unab-

hangig voneinander betrieben werden kénnen. Die Positionierung der

neuen Talstation erfolgte am vormaligen Standort der 4er-Sesselbahn
Olympiaexpress.

Bericht des gemeinderatlichen Kontrollausschusses 3



Nicht umgesetzte
Teilprojekte

Kostenentwicklung

Gemeinderatsbeschluss
2015

Kostenschatzung 2015

Ein GroRteil der Bestandsanlagen — namentlich die Pendelbahn (Bau-
jahr 1928), die Panoramabahn (Baujahr 2005), der Olympiaexpress
(Baujahr 1999) sowie der Schlepplift Ochsenalm (Baujahr 1969) — wur-
den im Zuge des Projekts rickgebaut. Die Panoramabahn und der
Olympiaexpress konnten veraul3ert werden.

In Bezug auf die Pisten und die Beschneiungsanlage wurden umfang-
reiche Modernisierungs- und technische Adaptionsmallhahmen sowie
Neuanschaffungen vorgenommen.

AuRerdem sind die Verkehrsflachen optimiert und die Parkflachen im
Bereich der neuen Talstation erweitert worden.

Auch die urspriingliche Wasserversorgungsanlage Patscherkofel wur-
de saniert bzw. neu errichtet.

Im Rahmen des Projekts waren zudem der Bau einer beleuchteten
Rodelbahn in zwei Sektionen (von der Berg- bis zur Zwischenstation
und von der Zwischen- bis zur Talstation) sowie die funktionale Erwei-
terung des westlich der Talstation der neuen Patscherkofelbahn gele-
genen Speicherteiches in Richtung Schwimm- und Badeteich geplant.
Die genannten Teilprojekte waren zum Prifungszeitpunkt (noch) nicht
realisiert.

3 Kostenentwicklung
Projekt ,Neustrukturierung Patscherkofel(-bahn)

Dieses Kapitel gibt einen kurzen Uberblick Uber die fiur das Projekt
.Neustrukturierung Patscherkofel(-bahn)* malfigeblichen Beschlisse
der Stadt Innsbruck.

3.1 (Sonder-)Gemeinderat 30.10.2015

In seiner (Sonder-)Sitzung am 30.10.2015 hat der Gemeinderat der
Stadt Innsbruck die vom StS zwei Tage zuvor beschlossene
(Amts-)Vorlage der MA IV iZm der Thematik ,Patscherkofelbahn, Neu-
bau, Grundsatzbeschluss Wettbewerb, Gebaude, Zeitplan“ angenom-
men.

Die Projektkosten sind It. PKBI von den seinerzeit damit befassten Ex-
perten kaufmannisch sehr vorsichtig geschatzt und mit der fir die Teil-
projekte jeweils nachstehenden Hohe angesetzt worden:

ZI. Maglbk/90840/StRH-PR/8
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Aufnahme budgetarer
Mittel

Kostenaufstellung 2017
im Vergleich zur
Kostenschatzung 2015

Kostenschatzung 2015
Projektbezeichnung Bet_r CEE
Mio. [€]
10er EUB Patscherkofelbahn 14,0
Energieversorgung 1,2
Hochbauten (Tal-, Mittel- und Bergstation) 12,8
Abbruch von bestehenden Seilbahnanlagen 0,4
Erldés aus dem Verkauf des Panoramaliftes 0,0
Beschneiung und Pistenbauarbeiten 1,7
Parkraum- und Verkehrsoptimierung 3.1
Rodelbahn 0,8
Speicherteich, Bau eines Regenerationsbeckens 0,3
Summe 34,3

Dazu hat die PKBI in ihrem (Vorlage-)Bericht bekannt gegeben, dass in
dieser Kostenschatzung keine Reserven, keine Anwalts-, Planungs-
und Verfahrenskosten, keine Kosten fir den Umbau des ehemaligen
Panoramarestaurants, fiir den Abriss der alten Pendelbahn und fiir den
Innenausbau sowie firr die OBA etc. enthalten waren.

Die Kontrollabteilung stellte im Zuge ihrer damaligen Prifung fest, dass
in der eingangs angefihrten StS-Vorlage eine Aufnahme budgetarer
Mittel iHv insgesamt € 41,0 Mio. beantragt und vom Gemeinderat be-
schlossen worden war.

Die Differenz von € 6,7 Mio. setzte sich einerseits aus der Berlcksich-
tigung einer budgetaren Reserve iHv € 3,7 Mio. zusammen. Anderseits
war fur ein Entwicklungsprojekt im Stadtteil Igls samt einem noch ge-
nauer zu definierenden MalRhahmenpaket rd. um die alte Talstation der
Pendelbahn ein Betrag iHv € 3,0 Mio. zu budgetieren.

3.2 Gemeinderat 15.02.2017

Dem fur die Gemeinderatssitzung am 15.02.2017 erstellten
(Vorlage-)Bericht der PKBI war eine Uberarbeitete Kostenaufstellung
zum 08.02. des betreffenden Jahres zu entnehmen.

Auf Basis der zum damaligen Zeitpunkt gegebenen Planungstiefe, des
abgeschlossenen Architekturwettbewerbes und der Ergebnisse ver-
schiedener Ausschreibungen wurden die Kosten fir das Projekt ,Neu-
strukturierung Patscherkofel(-bahn)“ im Vergleich zur Kostenschatzung
aus dem Jahr 2015 wie folgt budgetiert:

ZI. Maglbk/90840/StRH-PR/8
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Kostendarstellung 2018

Kostenaufstellung 2017
im Vergleich zur Kostenschatzung 2015
Kosten- Kosten-
aufstellung schatzung
Projektbezeichnung 2017 2015
Betrage gerundet in Mio. [€]

Seilbahn 12,44 14,00
Energieversorgung, Kanal 1,96 1,20
Hochbauten (Tal-, Mittel- und Bergstation) 19,95 12,80
Abbruch Altanlagen 1,11 0,40
Verkaufserldse (OLEX, Panoramabahn) -0,56 0,00
Beschneiungsanlage und Pistenbau 2,59 1,70
Parkraum, Verkehrsplanung 2,66 3,10
Rodelbahn 0,74 0,80
Speicherteich 0,27 0,30
Pistenbau/Erdarbeiten 1,71 0,00
Innenausstattung Stationen 1,96 0,00
Infrastrukturelle Leistungen, Sonstiges 1,94 0,00
Planungsleistungen 5,42 0,00
Versicherungen 0,14 0,00
Projekltnebenleistungen (Baureserve, 300 000
Erschlieungskosten, Abgaben etc.) ’ ’

Summe 55,33 34,30

Die Gegenuberstellung der von der PKBI bereitgestellten Kostenauf-
stellungen zeigte zum einen Mehrkosten bzw. Kostenuberschreitungen
bereits budgetierter Ansatze iHv gesamt rd. € 6,86 Mio. Zum anderen
hat sich das Projekt ,Neustrukturierung Patscherkofel(-bahn)* infolge
mehrerer neu hinzugekommener Budgetansatze (wie etwa Planungs-
leistungen, Innenausstattung, Pistenbau/Erdarbeiten, infrastrukturelle
Leistungen, Projektnebenleistungen u.a.m.) um gesamt
rd. € 14,17 Mio. erhoht.

Der Gemeinderat stimmte der im (Vorlage-)Bericht beschriebenen
Uberarbeiteten Projektumsetzung und Projektfinanzierung zu.

3.3 Gemeinderat 14.06.2018

In der Sitzung vom 14.06.2018 wurden die Mitglieder des Gemeindera-
tes Uber die Entwicklung der Kosten des Projekts ,Neustrukturierung
Patscherkofel(-bahn)* erneut informiert. Grundlage fir die in dieser
Sitzung gefassten Beschllisse waren die von der PKBI zum 04.06.2018
erstellten Kostenaufstellungen mit den Bezeichnungen

¢ ,Kostendarstellung Plan-Prognose Uberwachung®,

o ,Offene Projekte” und

o Kostenaufstellung erforderlicher Malinahmen zur
Projektfinalisierung®.

ZI. Maglbk/90840/StRH-PR/8
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.Kostendarstellung
Plan-Prognose
Uberwachung® 2018

im Vergleich zur
Kostenaufstellung 2017

Die ,Kostendarstellung Plan-Prognose Uberwachung“ stellte das vom
Gemeinderat der Stadt Innsbruck am 15.02.2017 beschlossene Pro-
jektbudget iHv € 55,33 Mio. und seine Entwicklung (Plan, Vergabe,
angemeldete Mehrkosten, Prognose, Abweichung etc.) dar.

In der Kostenaufstellung ,Offene Projekte” wurden von der PKBI die bis
zum genannten Stichtag noch nicht beauftragten Budgetpositionen, wie
Rodelbahn, Speicherteich und Parkplatzerweiterung West erfasst.

Aulerdem war gemall den Ausfihrungen der Geschaftsfihrung (be-
reits) bei der Erstellung des Projektbudgets zum 08.02.2017 klar, dass
die damals budgetierten Projektnebenleistungen iHv € 3,0 Mio. flir ver-
schiedene Kosten verwendet werden mussen, die zu diesem Zeitpunkt
dem Grunde und/oder der Héhe nach noch nicht abschatzbar waren
(z.B.: Sanierung Bauweg, Gebuhrenvorschreibungen). Diese Kosten
wurden in der sogenannten ,Kostenaufstellung erforderlicher Mal3-
nahmen zur Projektfinalisierung” erfasst.

Laut der ,Kostendarstellung Plan-Prognose Uberwachung“ haben sich
die Kosten flr bereits beauftragte Projektbestandteile zum 04.06.2018
auf rd. € 60,37 Mio. belaufen. Im Vergleich zur Kostenaufstellung per
08.02.2017 zeigte sich folgendes Bild:

Kostendarstellung Plan-Prognose Uberwachung 2018
im Vergleich zur Kostenaufstellung 2017
Kosten- Kosten-
darstellung aufstellung
Projektbezeichnung 2018 2017
Betrage gerundet in Mio. [€]
Seilbahn 11,73 12,44
Hochbauten (Tal-, Mittel- und Bergstation) 33,13 19,95
Abbruch Altanlagen 0,49 1,11
Verkaufserlose (OLEX, Panoramabahn) -0,73 -0,56
Beschneiungsanlage (und Pistenbau) 2,71 2,59
Parkraum 1,42 2,66
Rodelbahn 0,00 0,74
Speicherteich 0,00 0,27
Energieversorgung 2,27 1,96
Erdarbeiten 0,05 1,719
Innenausstattung Stationen 0,00 1,96
Infrastrukturelle Leistungen, Sonstiges 1,16 1,94
Planungsleistungen 6,82 5,42
Versicherungen 0,12 0,14
\?Veesg?r?ﬁairc‘iialtung wahrend der Bauzeit 1,20 3,00
Summe 60,37 55,33

1) Zuvor Pistenbau/Erdarbeiten - siehe vorhergehende Tabelle

ZI. Maglbk/90840/StRH-PR/8
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,Offene Projekte” Die Plankosten flr
o die Parkplatzerweiterung West von rd. € 1,09 Mio.,
¢ die Rodelbahn von rd. € 2,51 Mio. sowie
¢ den Speicherteich (Bade- bzw. Schwimmteich) von rd. € 1,72 Mio.,
sohin insgesamt € 5,32 Mio., wurden in der Kostenaufstellung mit der
Bezeichnung ,Offene Projekte” ausgewiesen.

.Kostendarstellung erfor- Die Summe der Kosten fur erforderliche Mallnahmen zur Projektfinali-
derlicher Mallnahmen  sierung iHv rd. € 2,41 Mio. sind ebenfalls in einer eigenen Kostenauf-
zur Projekffinalisierung”  stellung erfasst worden. Fiir diese lagen zum damaligen Zeitpunkt

noch keine verbindlichen Angebote bzw. Ausschreibungsergebnisse

vor:
Kostenaufstellung erforderlicher MaBnahmen
zur Projektfinalisierung 2018

Projektbezeichnung Betriig“:i?:liz? el
Wegsanierung 0,75
Sanierung Parkplatz West 0,04
Aufforstung Igls 0,01
Abschlugs IaufendeT Verfahren, 040
Beweissicherung bis Bauende etc. '

IT Ausstattung fir Public W-Lan 0,01
Abbruch Stiitzenfundamente Pendelbahn 0,17
Anbindung Heiligwasser 0,16
Abriss alte Bergstation 0,30
Abgrenzung Speicherteich 0,07
Gebuhren Patsch 0,15
Alpenverein 0,35
Summe 2,41
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Gegenuberstellung prog-
nostizierte Projektkosten
und genehmigte Finanz-
mittel 2018

Kapitalaufstockung PKBI

Genehmigte Finanz-
mittel fir Rodelbahn,
Speicherteich

Eine Gegenuberstellung der von der PKBI zum 04.06.2018 dargestell-
ten Projektkosten und jenen mit Beschluss des Gemeinderates vom
14.06.2018 genehmigten Finanzmittel zeigte folgendes Bild:

Gegeniiberstellung
prognostizierte Projektkosten und genehmigte Finanzmittel

Prognostizierte | Genehmigte

Gerelehnung Projektkosten | Finanzmittel
Betrdge gerundet in Mio. [€]

Projektkosten zum 08.02.2017 55,33 55,33
Angemeldete Mehrkosten zum 04.06.2018 5,04 5,00
ZWS 60,37 60,33
MafRnahmen zur Projektfinalisierung 2,41 2,40
Parkplatzerweiterung West 1,09 1,00
ZWS 63,87 63,73
Kapitalaufstockung 2,60
ZWS 63,87 66,33
Rodelbahn inkl. Beleuchtung 2,51 0,00
Speicher-/Badeteich 1,72 0,00
Summe 68,10 66,33

Der in obiger Tabelle ausgewiesenen Kapitalaufstockung waren keine
konkreten Projektbestandteile zugeordnet. Laut den Ausfiihrungen der
MA IV war diese u.a. auf die sehr hohe Anlagenintensitat der PKBI und
die damit einhergehenden grundsatzlichen Verpflichtung der Stadt
Innsbruck zur Ausstattung der Gesellschaft mit ausreichend Eigenkapi-
tal zurGickzufGhren.

Die MA IV hat in ihrer (Amts-)Vorlage vom 06.06.2018 jedenfalls emp-
fohlen, eine Erhéhung des Stammkapitals vorzunehmen, um den wirt-
schaftlichen Spielraum fur die PKBI zukunftig sicher zu stellen, gleich-
zeitig aber auch die Verfugungsmacht Uber die, die aushaftenden
Mehrkosten Ubersteigende gegebene Kapitaltransferzahlung bei der
Gesellschafterin Stadt Innsbruck zu behalten.

Fur die geplante Errichtung einer Rodelbahn sowie die Adaptierung
eines vorhandenen Speicherteiches als Badeteich war mit Beschluss
des Gemeinderates vom 14.06.2018 von Seiten der Stadt Innsbruck
kein Budget (mehr) vorgesehen.
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Grundsatzvereinbarung
Agrargemeinschaft
Waldinteressentschaft
Igls und

Stadt Innsbruck

Kosten Sportbereich
Zimmerwiese

Kauf alte
Talstation in Igls

3.4 (Projektkosten im weiteren Sinn) Zivilrechtliche Vereinbarung
mit der Agrargemeinschaft Waldinteressentschaft Igls

Fur die Realisierung des Projekts ,Neustrukturierung Patscherkofel
(-bahn)* war u.a. die Inanspruchnahme von Teilflachen der im Eigen-
tum der Agrargemeinschaft Waldinteressentschaft Igls stehenden Lie-
genschaften erforderlich. Die diesbezlglich zwischen der Agrarge-
meinschaft Waldinteressentschaft Igls und der Stadt Innsbruck abge-
schlossene Grundsatzvereinbarung wurde von den Vertragsparteien
am 29.03. bzw. 30.03.20216 unterfertigt.

Demnach hat sich die Stadt Innsbruck verpflichtet, im Bereich der alten
Talstation Igls einen attraktiven Sportbereich mit Sommer- und Winter-
angebot zu errichten. Der Erhalt und der Betrieb des kleinen Schiliftes
auf der ,Zimmerwiese“ war ebenfalls Teil der Abmachung.

Mit Beschluss des Gemeinderates vom 22.04.2021 hat die Stadt Inns-
bruck die 1IG KG mit der Umsetzung des Sportbereiches ,Zimmerwie-
se“ beauftragt. Die Kosten fir die neue Sportanlage bzw. fir den
Sportbereich ,Zimmerwiese* haben sich auf insgesamt rd. € 3,0 Mio.
belaufen. Die Nettobaukosten sind der Gesellschaft durch mehrere in
den Jahren 2021 bis 2024 geleistete Transferzahlungen der Stadt In-
nsbruck bezahlt worden. Der Baubeginn des Sportbereiches ,Zimmer-
wiese“ erfolgte im Dezember 2022 und wurde dieser im Dezember
2023 fertiggestellt.

Darliber hinaus wurde mit eingangs erwahnter Vereinbarung festge-
legt, dass die alte Talstation Igls in Abstimmung mit dem Bundes-
denkmalamt saniert und adaptiert wird. So sollte nach Abschluss der
entsprechenden MalRnahmen die alte Talstation der 6ffentlichen Nut-
zung, insbesondere durch die Igler Vereine oder Jugendbetreuungsein-
richtungen sowie fur kulturelle Veranstaltungen zur Verfligung gestellt
werden.

Diesbezuglich hat der Gemeinderat in seiner Sitzung am 24.11.2022
beschlossen, die Liegenschaft EZ 735 in der Katastralgemeinde Igls,
bestehend aus mehreren Grundstiicken, von der IVB zu kaufen. Der
Kaufpreis wurde einvernehmlich mit netto rd. € 3,9 Mio. festgelegt. Die
Bedeckung des Kaufpreises sowie der Grunderwerbssteuer und
Grundbucheintragungsgebihr iHv gesamt rd. € 180,1 Tsd. war laut
MA IV gegeben. Die Zahlung der beiden zuvor genannten Betrage
wurde im stadtischen Buchhaltungssystem mit Datum 22.12.2022 er-
fasst.
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Haushaltsplanung
2016 bis 2020

Nachtragskredit 2016

Budgetansatze
2017 und 2018

Budgetansatz 2017

Budgetansatz 2018
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4 Budgetabwicklung Stadt Innsbruck
Projekt ,Neustrukturierung Patscherkofel(-bahn)*

In seiner Sitzung am 30.10.2015 hat der Gemeinderat der MA |V den
Auftrag erteilt, die im (Vorlage-)Bericht der PKBI und die in der StS-
Vorlage angefiihrten Kosten iHv gesamt € 41,0 Mio. in die Haushalts-
planung der Jahre 2016 bis 2020 aufzunehmen und die Finanzierung
Uuber Kommunaldarlehen vorzubereiten.

Am 16.06.2016 hat der Gemeinderat den aktualisierten Finanzbedarfs-
plan der PKBI zustimmend zur Kenntnis genommen und einen Nach-
tragskredit fir den AO-Haushalt, Vp. 5/898000-775100 — Seilbahnen
und Lifte, Kap.Transferzlg.-Liftkonzept, iHv € 8,71 Mio. genehmigt.

In seiner (Budget-)Sitzung vom 02.12.2016 hat der Gemeinderat den
Antrag der seinerzeitigen Burgermeisterin angenommen, im Budgetan-
satz der Vp. 5/898000-775100, Seilbahnen und Lifte, Kap.Transferzlg.-
Patscherkofel- und HBB/Nordkettenbahnen, des AO-Haushaltes den
fur die Rechnungsjahre 2017 und 2018 (Doppelbudget) veranschlagten
Betrag iHv jeweils € 20,0 Mio. auf je € 15,0 Mio. zu reduzieren.

Mit Beschluss des Gemeinderates vom 15.02.2017 wurden die im De-
zember des Vorjahres fir die Rechnungsjahre 2017 und 2018 voriber-
gehend reduzierten Mittel iHv je € 5,0 Mio. wieder in die Budgetpla-
nung aufgenommen. Demzufolge sind fir den AO-Haushalt der betref-
fenden Rechnungsjahre entsprechende Nachtragskredite genehmigt
worden.

Des Weiteren hat der Gemeinderat in seiner Sitzung vom 09.11.2017
fur den AO-Haushalt des Rechnungsjahres 2017 einen Nachtragskredit
iHv € 12,0 Mio. genehmigt. Die Entscheidung war auf den Umstand
zurlckzufuhren, dass die fur die Finanzjahre 2017 und 2018 budgetier-
ten Ansatze zum damaligen Zeitpunkt weit hinter dem tatsachlichen
Bedarf der PKBI lagen.

Unter Einbeziehung des vom Gemeinderat am 02.12.2016 fur das
Rechnungsjahr 2017 beschlossenen Budgetansatzes iHv € 15,0 Mio.
hat die Stadt Innsbruck fur die Finanzierung des Projekts ,Neustruktu-
rierung Patscherkofel(-bahn)“ im AO-Haushalt des Rechnungsjahres
2017 insgesamt € 32,0 Mio. veranschlagt.

Das fur das Rechnungsjahr 2018 im Vorjahr bereits beschlossene
Budget wurde in der Sitzung des Gemeinderates am 07.12.2017 auf-
grund gesetzlicher und technischer Vorgaben (erneut) behandelt und in
der Folge abgeandert.

Zum einen gelangte fur die Verbuchung von stadtischen Transferzah-
lungen ab dem Jahr 2017 ein neues Sachkonto (775010 — Kapital-
transfers an Unternehmen) zur Anwendung.

Zum anderen ist der Budgetansatz der vormaligen Vp. 5/898000-
775100, Seilbahnen und Lifte, Kap.Transferzlg.-Patscherkofel- und
HBB/Nordkettenbahnen um € 7,0 Mio. reduziert worden. Die neue Vor-
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Budgetansatz 2019

Budgetansatz 2020

anschlagspost wies im Voranschlag des Rechnungsjahr 2018 einen
verminderten Betrag iHv € 8,0 Mio. aus. Darauf Bezug nehmend rief
der Stadtrechnungshof den Beschluss des Gemeinderates vom
15.02.2017 in Erinnerung, demzufolge die im Dezember 2016 flir das
Rechnungsjahr 2018 voribergehend reduzierten Mittel iHv € 5,0 Mio.
in die Budgetplanung des AO-Haushaltes 2018 wieder aufgenommen
wurden. Mit Bedachtnahme auf diese Beschlusslage ware von der be-
treffenden Dienststelle der MAIV in ihrer (Amts-)Vorlage vom
21.11.2017 ein um € 5,0 Mio. héherer Betrag zu bertcksichtigen ge-
wesen.

Aufgrund der erheblichen Budgetuberschreitung (von insgesamt
rd. € 12,8 Mio.) gegenliber dem Vorjahr hat der Gemeinderat in seiner
Sitzung am 14.06.2018 beschlossen, Nachtragskredite iHv € 6,6 Mio.
und € 11,0 Mio. aus der a.o. HHSt. 5/898000-775100, Kapitaltransfer-
zahlungen Patscherkofel- und Hungerburgbahn/Nordkettenbahnen zu
gewahren. Unter Bertlicksichtigung des Gemeinderatsbeschlusses vom
07.12.2017 (Budgetansatz € 8,0 Mio.) hat die Stadt Innsbruck im
Rechnungsjahr 2018 zur Finanzierung des Projekts ,Neustrukturierung
Patscherkofel(-bahn)“ somit finanzielle Mittel iHv insgesamt € 25,6 Mio.
veranschlagt. Aufierdem hat der Gemeinderat mit Beschluss vom
14.06.2018 im Hinblick auf den Betriebsabgang der PKBB aus der Sai-
son 2016/17 einen Nachtragskredit iHv € 250,0 Tsd. beschlossen. Die-
ser wurde auf der Vp. 1/898000-755200 — Seilbahnen und Lifte, Trans-
fers an Unternehmen (GA) des OH des Rechnungsjahres 2018 einge-
raumt.

Far das Rechnungsjahr 2019 hat die Stadt Innsbruck keine (neuen)
finanziellen Mittel far das Projekt .Neustrukturierung
Patscherkofel(-bahn)“ veranschlagt, da sich der offene Saldo aus der
Vorperiode (Vp. 775010 — Kapitaltransfers an Unternehmen) auf
€ 6,0 Mio. belaufen hat und dieser vom Gemeinderat in seiner Sitzung
vom 14.12.2018 festgestellt worden ist.

In der Sitzung des Gemeinderates vom 16.07.2020 hat der damalige
Leiter der MA IV darauf hingewiesen, dass im Rechnungsabschluss
2019 auf der Vp. 5/898000-775010 — Seilbahnen und Lifte, Kapital-
transfers an Unternehmen (immer) noch ein schliellicher bzw. unver-
brauchter Rest iHv rd. € 4,1 Mio. offen ausgewiesen wurde. Gemafn
den damaligen Ausfuhrungen der MA IV war aufgrund des Projekt- und
Abrechnungsfortschrittes ein Betrag von € 1,9 Mio. zu praliminieren.

Fir das Rechnungsjahr 2020 waren erstmalig die Bestimmungen der
Voranschlags- und Rechnungsabschlussverordnung 2015 (VRV 2015)
anzuwenden. Daher wurde die im Zuge des Nachtragsvoranschlages
der Stadt Innsbruck genehmigte Mittelverwendung im stadtischen Er-
gebnis- und Finanzierungshaushalt 2020 abgebildet.
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Transferzahlungen
Stadt Innsbruck
2016 - 2020

5 Transferzahlungen Stadt Innsbruck

Wie die Abstimmung des Kreditorenkontos zeigte, hat die Stadt Inns-
bruck iZm dem Projekt ,Neustrukturierung Patscherkofel(-bahn)“ in den
Rechnungsjahren 2016 bis 2020 folgende Transferzahlungen (Gesell-
schaftereinlagen) an die PKBI geleistet:

Projekt ,,Neustrukturierung Patscherkofel(-bahn)"

Transferzahlungen der Stadt Innsbruck

in den Jahren 2016 bis 2020

KJ Hw/Ansatz/Post Bezeichnung Betrag [€]
2016 | 5/898000-775100 | Seilbahnen und Lifte, 8.710.000,00
Kap.Transferzlg.-Liftkonzept
2017 |5/898000-775010 | Seilbannen und Lifte, 29.500.000,00
Kapitaltransfers an Unternehmen

2018 | 5/898000-775010 | Seilbahnen und Lifte, 22.100.000,00
Kapitaltransfers an Unternehmen

2018 | 1/898000-755200 | S&ilPahnen und Lifte, 250.000,00
Transfers an Unternehmen

2019 | 5/898000-775010 | Seilbahnen und Lifte, 1.986.396,10
Kapitaltransfers an Unternehmen
Seilbahnen und Lifte,

2020 | 1/898000-786100 | Kap.transfers an Beteiligungen 1.900.000,00
der Gemeinde (IM)

Summe 64.446.396,10

Dazu merkte der Stadtrechnungshof an, dass in der Transfersumme
des Rechnungsjahres 2018 auch die Zahlung betreffend die Aufsto-
ckung des Stammkapitals der PKBI iHv € 2,6 Mio. enthalten war.

Zudem hat die PKBI von der Stadt Innsbruck im Rechnungsjahr 2018
eine Kapitaltransferzahlung von € 250,0 Tsd. erhalten. Diese Gesell-

schaftereinlage diente der

2016/17 der PKBB.

Finanzierung des Betriebsabganges

Bericht des gemeinderatlichen Kontrollausschusses
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Gegenuberstellung
Transferzahlungen und
genehmigte Finanz-
mittel 2016 - 2020

Transferzahlung 2022

Transferzahlung 2024

Transferzahlung 2025

5.2 Gegenuberstellung der Transferzahlungen und
der genehmigten Finanzmittel

Im Zuge seiner Prufung hat der Stadtrechnungshof samtliche an die
PKBI geleisteten Zahlungen und die vom Gemeinderat genehmigten
Budgetansatze der Jahre 2016 bis 2020 gegenlibergestellt:

Gegeniiberstellung der Transferzahlungen der Stadt Innsbruck und
der vom Gemeinderat genehmigten Finanzmittel von 2016 bis 2020
Transfer- g'enehmi_gte Saldo
KJ zahlungen Finanzmittel
Betrage gerundet in Mio. [€]

2016 8,710 8,710

2017 29,500 32,000

2018 22,100 25,600

2018 0,250" 0,250

ZWS 60,560 66,560 6,000

2019 1,986 0,000 4,014

2020 1,900 0,000 2 2,114
Summe 64,446 66,560 2,114

1) Zuschuss Stadt Innsbruck fiir Betriebsabgang 2016/17.

2) Periodengerechte Zuordnung der vom Gemeinderat ab dem Rechnungsjahr 2020
genehmigten Finanzmittel (VRV 2015-Systematik).

Wie die Prufung zeigte, hat die Stadt Innsbruck der PKBI in den Jahren
2022, 2024 und 2025 (drei) weitere Transferzahlungen iHv gesamt
rd. € 0,584 Mio. zukommen lassen.

Die erste Zahlung iHv € 242.453,31 wurde im Rechnungsjahr 2022
durchgefuhrt und betraf das Projekt ,Parkplatzerweiterung West®. Die-
ser Investitionszuschuss ist Uber die Vp. 1/898000-786100 Seilbahnen
und Lifte, Kap.transfers an Beteiligungen der Gemeinde (IM) abgewi-
ckelt worden.

Die zweite finanzielle Zuwendung der Stadt Innsbruck iHv € 85.680,00
bezog sich auf eine Ratenzahlung der PKBI iZm der Sanierung der
WVA Patscherkofel. Die Erfassung dieses Investitionskostenzuschus-
ses erfolgte ebenfalls auf der zuvor genannten stadtischen Voran-
schlagspost. Dazu verwies der Stadtrechnungshof auf seine im Kapitel
9.1 Projektkosten ,Sanierung WVA Patscherkofel“ getatigten Ausflh-
rungen.

Die im Rechnungsjahr 2025 an die PKBI geleistete Transferzahlung
iHv € 255.511,78 setzte sich aus mehreren Einzelbetragen zusammen.
Wie die diesbezlgliche Einschau in die Rechnungsunterlagen zeigte,
hat die PKBI mit Schreiben vom 16.01.2025 v.a. um Auszahlung der im
Konnex mit der ,Sanierung WVA Patscherkofel” fir das Rechnungsjahr
2025 budgetierten Finanzmittel (€ 235.481,78) angesucht.
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Summe
Transferzahlungen und
genehmigte Finanz-
mittel

Anweisung zum
Projekt- und
Kostencontrolling

Beauftragung eines
Planungs- und Baulei-
tungsunternehmens

Plan-Ist-Vergleiche

AbschlieRend hielt der Stadtrechnungshof dazu fest, dass in den aus-
bezahlten und genehmigten Finanzmittel auch die mit Beschluss des
Gemeinderates vom 14.06.2018 gewahrte Kapitalaufstockung iHv
€ 2,6 Mio. enthalten ist, welcher keine konkreten Projektbestandteile
zugeordnet waren. Fur projektbezogene Kosten waren somit finanzielle
Mittel iHv € 63,960 Mio. genehmigt.

Die Transferzahlungen der Stadt Innsbruck an die PKBI fiir das Projekt
.Neustrukturierung Patscherkofel(-bahn)‘ von gesamt rd. € 65,009 be-
liefen sich ohne Ruicksichtnahme auf die Auszahlung der Kapitalauf-
stockung zum Prifungszeitpunkt auf gesamt rd. € 62,409 Mio.

6 Kostenverfolgung und -kontrolle / Projektabrechnung PKBI
Projekt ,Neustrukturierung Patscherkofel(-bahn)*

Die Generalversammlung der PKBI hat die Geschéaftsfuhrer mit Um-
laufbeschluss vom 02.03.2017 dazu beauftragt und erméachtigt, einer-
seits das Gesamtprojekt — wie in der Gemeinderatssitzung vom
15.02.2017 beschlossen — umzusetzen und andererseits ein Projekt-
und Kostencontrolling in der Projektstruktur an zentraler Stelle einzu-
richten.

Die Geschéaftsfilhrung der PKBI beauftragte daraufhin ein externes
Planungs- und Bauleitungsunternehmen mit dem Projekt- und Kosten-
controlling. Neben der Teilnahme an den wdchentlichen Baubespre-
chungen als Bauherrnvertretung umfasste dieser Auftrag insbesondere
die Zusammenfihrung der einzelnen Kostenkontrollen sowie die Kon-
trolle der Mehrkosten.

Abweichend davon gewann die Kontrollabteilung bei ihrer Einschau
jedoch den Eindruck, dass der Fokus der Tatigkeit des Projektcontrol-
lers nicht in der Aufzeichnung und Verfolgung der Projektkosten be-
stand. Die gesamthafte Kostenaufzeichnung, -verfolgung und -kontrolle
im Rahmen von Plan-Ist-Vergleichen hatte namlich (vordergriindig) ein
ehemaliger Projektassistent der PKBI vorgenommen.

In den fortlaufend gefiihrten Plan-Ist-Vergleichen stellte der Projektas-
sistent — vereinfacht dargestellt — die urspriinglich budgetierten Kosten
bzw. die urspriinglichen Kosten aus der vergaberechtlichen Auftragser-
teilung den der Geschéaftsfuhrung der PKBI zum jeweiligen Bearbei-
tungsstichtag bekannten und angemeldeten Mehrkosten gegenuber.

In ihrem Prufbericht ging die Kontrollabteilung naher auf den Aufbau
der Plan-Ist-Vergleiche ein. Sie stellte dabei fest, dass ab dem Plan-Ist-
Vergleich per 14.11.2017 ein zusatzliches Tabellenblatt mit der Be-
zeichnung ,Offenes Budget® vorzufinden war. In diesem Tabellenblatt
berlcksichtigte die PKBI nachfolgend jene Projektbudgets vermin-
dernd, die zum Betrachtungszeitpunkt noch nicht beauftragt waren.

Diese von der PKBI in den Plan-Ist-Vergleichen verfolgte Betrach-
tungslogik war fur die Kontrollabteilung zwar insofern nachvollziehbar,
als durch die Bertiicksichtigung von lediglich tatsachlich in Auftrag ge-
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Projektabrechnung
PKBI (neu)

gebenen Leistungen bzw. Budgets sichergestellt wurde, dass nur der
vom Gemeinderat beschlossene Gesamtbudgetrahmen disponibel war
und letztlich im Rahmen von konkreten Umsetzungen zur Auszahlung
gelangen konnte. Im Ergebnis flihrte diese Vorgehensweise nach An-
sicht der Kontrollabteilung jedoch dazu, dass u.a. die fur die Teilprojek-
te ,Rodelbahn®, ,Speicherteich® und ,Parkplatzerweiterung“ vorgese-
henen Teilbudgets nicht mehr zur Verfiigung standen, obwohl der Ge-
meinderat diese als Bestandteil des Gesamtprojekts mitbeschlossen
hat.

Die Plan-Ist-Vergleiche aktualisierte die PKBI — wie sich im Rahmen
der nunmehrigen Prifung zeigte — bis in das Jahr 2019.

Die laut der Geschaftsfihrung der PKBI zuletzt aktualisierte Excel-
Datei mit der Bezeichnung ,191118_Plan_lIst_Aufstellung“ datierte mit
17.10.2019. Die Summe der geleisteten Zahlungen (Ist-Betrag) hat
sich zu diesem Zeitpunkt demnach auf € 58.279.555,00 belaufen.

In der betreffenden Excel-Datei wurden auRRerdem die budgetierten
Kosten flr die erforderlichen Mallnahmen zur Projektfinalisierung (dort
als ,Zusatzleistungen gemall dem Auftrag des Gemeinderats vom
14.06.2018" bezeichnet) iHv € 3.503.700,00 gesondert ausgewiesen.
In dieser Summe waren neben den Kosten fiir eine Wegsanierung, die
Sanierung des bestehenden Parkplatzes West oder den Abriss der
alten Bergstation insbesondere die (damaligen) Plankosten fir die
Parkplatzerweiterung West (zuvor ,Offenes Projekt®) iHv € 950.000,00
enthalten.

Zum Jahresende 2019 stellte die PKBI die dargestellte Verfolgung der
Kosten des Projekts ,Neustrukturierung Patscherkofel(-bahn)* und so-
mit die kontinuierliche Uberwachung der Ist-Kosten im Vergleich zum
Budget ein. Die Grunde hierfur konnten seitens der Geschéaftsfuhrung
auf Nachfrage nicht substantiiert dargelegt werden. Als einzige Erkla-
rung wurde das Ausscheiden des fur den Plan-Ist-Vergleich verant-
wortlichen Projektassistenten gegen Ende des Jahres 2019 angefihrt.

Anstatt der Plan-Ist-Vergleiche fuhrte die PKBI in der Folge abgewan-
delte (vereinfachte) Projektabrechnungen durch. Den von der MA IV
zur Verfugung gestellten Unterlagen waren drei derartige Projektab-
rechnungen zu entnehmen; und zwar zum 29.07.2020, 29.09.2021 und
16.03.2022. Die Abrechnungen setzten sich aus den folgenden Berei-
chen zusammen:

~Projekt Budget"
,Offene Projekte”
~Parkplatz*
»Stammkapital®
,Gewinne*
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Projektabrechnung 2020 Demzufolge stellte sich die Projektabrechnung der PKBI zum
29.07.2020 wie folgt dar:
Projektabrechnung PKBI 29.07.2020
[Betrage in €]

Projekt Budget 60.330.000 59.946.396 57.829.577 -2.116.820
Offene Projekte 2.411.200 0 4.389.578 4.389.579
Parkplatz 1.092.500 0 146.628 146.628
Stammkapital 2.600.000 2.600.000 0 0
Gewinne 0 0 0 0
Summe 66.433.700 62.546.396 62.365.783 2.419.387

Zu dem in obiger Tabelle ausgewiesenen Bereich ,Projekt Budget (Ab-
gerechnet PKBI)* iHv rd. € 57.829.577 konstatierte der Stadtrech-
nungshof, dass dieser Betrag auch in den folgenden Projektabrech-
nungen in gleicher Hohe angegeben wurde. Dieser Betrag wurde
It. erhaltener Auskunft einer Kostenaufstellung des ehemaligen Projek-
tassistenten entnommen. Im gegebenen Zusammenhang hielt der
Stadtrechnungshofs kritisch fest, dass eine detaillierte Uberpriifung des
vorangefiihrten, ibernommenen Betrags aufgrund fehlender Prifungs-
unterlagen nicht mdglich war. Dem folgend konnte der Stadtrech-
nungshof auch die Abweichung der im letzten Plan-ist-Vergleich zum
Stichtag 17.10.2019 ausgewiesenen Summe geleisteter Zahlungen
von rd. € 58.279.555 nicht verifizieren. Auf eine diesbezigliche Nach-
frage des Stadtrechnungshofs erklarte die Geschaftsfihrung der PKBI,
dass auch ihrerseits, trotz vielfaltiger Bemuhungen nicht genau nach-
vollzogen werden konnte, woher die zugrunde liegenden Detaildaten
kommen.

In der Abrechnungsposition ,Offene Projekte (Abgerechnet PKBI)* iHv
rd. € 4,4 Mio. waren samtliche (Einzel-)Rechnungen enthalten, welche
nach der Umstellung auf die neue Form der Projektabrechnung im Jahr
2020 beglichen wurden.

Die Abrechnungsposition ,Parkplatz (Abgerechnet PKBI)* iHv
rd. € 146,6 Tsd. umfasste bis zum Stichtag 29.07.2020 angefallene
Ausgaben betreffend die Umsetzung des Teilprojekts ,Parkplatzerwei-
terung West".

Die Forderung der PKBI an die Stadt Innsbruck iHv rd. € 2,4 Mio. stell-
te die Differenz zwischen den flr das Projekt ,Neustrukturierung Pat-
scherkofel(-bahn)“ erhaltenen Zahlungen iHv rd. € 59,9 Mio. (,Projekt
Budget) und den von der PKBI abgerechneten Kosten von
rd. € 62,3 Mio. (Summe ,Abgerechnet PKBI) dar.

ZI. Maglbk/90840/StRH-PR/8
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Projektabrechnung 2022

Kapitalaufstockung

Zinslose Darlehen der
PKBB an die PKBI —
Empfehlung
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Die Hoéhe der sich gegeniber der Gesellschafterin zum Stichtag
29.09.2021 ergebenden Forderung belief sich auf rd. € 2,1 Mio. In Be-
zug auf die Finanzierung des Projekts ,Neustrukturierung Patscherko-
fel(-bahn)“ wandte sich die Gesellschaft daher im Jahr 2021 mit fol-
gendem Wortlaut erneut an die Stadt Innsbruck (Schreiben vom
29.09.2021):

,Die Beschlussfassung des Gemeinderates im Juni 2018 [Anm.: 14.06.2018]
umfasste drei Bereiche:

1. Finanzierung der noch anstehenden Kosten der Neuerrichtung der PKB;

2. Finanzierung von noch weiteren Investitionen wie in etwa die Parkplatzer-
weiterung und

eine deutliche Anhebung des Eigenkapitals der Infrastrukturgesellschaft um
€ 2,6 Mio., mit dem Ziel Reserven fiir die Zukunft zu schaffen, mégliche Ver-
luste der Betriebsgesellschaft abzudecken, Ersatzbeschaffungen vorzuneh-
men sowie kleinere Investitionen finanzieren zu kénnen (Quellsanierung,
Wasserfassung Speicherteich etc.), ohne wieder den Gemeinderat damit be-
fassen zu miissen.

Nachdem dieses Geld aber damals nicht benétigt wurde, wurde einst GF N.N.
vom seinerzeitigen Finanzdirektor gebeten, zwischenzeitlich Investitionen der
Neuerrichtung der Bahn (also Punkt 1.) zu finanzieren und die Stadt wiirde
diese Mittel einige Monate spéter, je nach Liquiditét zuriickzahlen.”

Die letzte dem Stadtrechnungshof vorliegende Kostendarstellung der
PKBI datierte vom 16.03.2022. Die in dieser Projektabrechnung aus-
gewiesene Forderung hat sich im Vergleich zum Vorjahr infolge der
gestiegenen Ausgaben fir ,Offene Projekte” und ,Parkplatz® um ge-
samt rd. € 142,8 Tsd. auf rd. € 2,2 Mio. erhoht. Zur ausgewiesenen
Summe der Position ,Parkplatz — Abgerechnet PKBI“ stellte der Stadt-
rechnungshof fest, dass die von der PKBI ermittelte HOhe der Kosten
geringfugig (um rd. € 8,5 Tsd.) von den vom Pruforgan Uber die Anla-
genbuchhaltung erhobenen Kosten abwich (siehe dazu Kapitel 8).

Aus den Projektabrechnungen der PKBI lief3 sich weitgehend ableiten,
dass die Gesellschaft die ihr gemall Beschluss des Gemeinderates
vom 14.06.2018 gewahrte Kapitalerhéhung bzw. -aufstockung zur
Starkung des Eigenkapitals iHv € 2,6 Mio. nicht als zweckgebundenen
Zuschuss fur Ausgaben iZm dem Projekt ,Neustrukturierung Patscher-
kofel(-bahn)“, sondern als (zusatzliche) finanzielle Zuwendung fur wei-
tere Investitionen der Gesellschaft verstand.

Ebenso stellte der Stadtrechnungshof im Zuge seiner Einschau fest,
dass die PKBB wiederholt den Kapitalbedarf der PKBI mittels zinsloser
Darlehen gedeckt hat. So wurden etwa im Jahr 2021 von der PKBB
mehrere Ausgaben iHv gesamt rd. € 318,4 Tsd. bezahlt bzw. von die-
ser vorfinanziert. Diese kurzfristige Finanzierungsform kam auch iZm
den Ausgaben flr das Projekt ,Parkplatzerweiterung West* zur An-
wendung (rd. € 242,5 Tsd.), um die Liquiditat der PKBI zwischenzeitlich
zu gewabhrleisten.

Diese Vorgehensweise war nach Ansicht des Stadtrechnungshofs im
Hinblick auf das im GmbH-Gesetz normierte grundsatzliche Verbot der
Einlagenrickgewahr mangels Fremdublichkeit kritisch zu bewerten.
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Kostenverfolgung —
Empfehlung

Forderung
gegenuber der Stadt
Innsbruck

Rechtsansicht Stadt
Innsbruck bezuglich
Finanzierungsverpflich-
tung gegenuber der PKBI

Der Stadtrechnungshof hat daher der PKBI empfohlen, die Gewahrung
zinsloser Darlehen durch die PKBB hinsichtlich der Vereinbarkeit mit
dem Verbot der Einlagenriickgewahr zeitnah zu Uberprifen und die
Deckung des Finanzbedarfs der PKBI gegebenenfalls entsprechend
anzupassen.

In ihrer Stellungnahme gab die PKBI bekannt, dass auf Grundlage der
Empfehlung ein interner Ausgleich am 17.03.2026 zwischen beiden
Gesellschaften iHv von € 500,0 Tsd. durchgeflhrt worden sei. Zudem
werde das Verrechnungskonto zeitnah ausgeglichen. Auch werde kanf-
tig verstarkt darauf geachtet, dass ein vergleichbarer Sachverhalt nicht
erneut auftritt.

Letztlich bemangelte der Stadtrechnungshof, dass seit Beginn des Jah-
res 2020 keine strukturierte Erfassung und Dokumentation der im wei-
teren Projektverlauf angefallenen Kosten mehr erfolgt ist.

Der Stadtrechnungshof hat gegeniber der PKBI deshalb die Empfeh-
lung ausgesprochen, bei kinftigen Projekten auf eine laufende und
strukturierte Kostenverfolgung sowie auf eine Kostenkontrolle mittels
Plan-Ist-Vergleichen zu achten.

Dazu hat die Gesellschaft im Rahmen des Anhoérungsverfahrens fest-
gehalten, dass bereits bei nachfolgenden Projekten (z. B. in der PKBB
bei der Errichtung der PV-Anlage) entsprechende MaRhahmen gesetzt
worden seien. Daruber hinaus wurden It. PKBI mit dem Steuerberater
Gesprache uber die mogliche Einfuhrung einer projektbezogenen Kos-
tenstellenrechnung gefuhrt.

6.2 Forderung gegenuber der Stadt Innsbruck

Wie die Durchsicht der Prifungsunterlagen zeigte, hat der Geschafts-
fuhrer der PKBI die Mitglieder der Generalversammlung in ihrer Sit-
zung vom 26.03.2021 einerseits Uber die Hohe der von der Stadt Inns-
bruck flr das Projekt ,Neustrukturierung Patscherkofel(-bahn)* bisher
geleisteten Zahlungen iHv rd. € 64,4 Mio. und anderseits Uber das
Ausmaly der gemaly Beschluss des Gemeinderates vom 14.06.2018
noch nicht ausbezahlten Budgetmittel von rd. € 1,9 Mio. unterrichtet.

Im Konnex damit geht aus einem Schreiben der MA IV vom 22.12.2021
hervor, dass der mit vorgenannten Beschluss des Gemeinderates ge-
nehmigte Nachtragskredit iZm den Kosten fur erforderliche Mal3nah-
men zur Projektfinalisierung und fur die Parkplatzerweiterung West von
insgesamt € 3,4 Mio. nur zum Teil an die PKBI ausbezahlt worden ist.
Dies war auch der Grund, warum die PKBI zum Jahresende 2021 an
die Stadt Innsbruck herangetreten ist und um Uberweisung des noch
offenen Restbetrages ersucht hat.

Darauf Bezug nehmend teilte der Vorstand des Amtes flur Prasidialan-
gelegenheiten der MA | auf Anfrage der MA IV mit, dass ein aulRenste-
hender Vertragspartner aus internen Vorgangen wie einem genehmig-
ten Nachtragskredit keinerlei Rechtsanspruche ableiten konne. Wenn
sich die Stadt also nicht gegenuber der PKBI zu den angesprochenen
Leistungen verpflichtet habe, kénne diese auch keine Forderungen
geltend machen.

ZI. Maglbk/90840/StRH-PR/8
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Rechtsansicht PKBI
bezlglich Finanzierungs-
verpflichtung der Stadt
Innsbruck

Forderung gegenuber
der Stadt Innsbruck It.
Entwurf Jahresabschluss
PKBI 2020/2021
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Der Geschaftsfuhrer der PKBI widersprach diesen Ausfuhrungen mit
Schreiben vom 11.04.2022. Dem Gemeinderatsbeschluss vom
14.06.2018 seien ein entsprechender Antrag des StS und zahlreiche
Gesprache zwischen der damaligen Geschaftsfuhrung der PKBI und
der Stadt Innsbruck sowie auch einiges an nachvollziehbarer Korres-
pondenz vorausgegangen. Ergebnis dieses intensiven Austausches sei
gewesen, dass die PKBI einen Finanzierungsbedarf von zumindest
€ 8,4 Mio. (fur Projektfinalisierung, Parkplatzerweiterung West und
Mehrkosten) gehabt habe. Daraufthin habe der Gemeinderat tiber An-
trag des StS den entsprechenden Beschluss gefasst, woraufhin die
Geschéftsfuhrung der PKBI in der Generalversammlung vom
18.07.2018 ausdriicklich angewiesen worden sei, die dem Gemeinde-
ratsbeschluss vom 14.06.2018 zugrundeliegenden Projekte umzuset-
zen. Zudem habe die Stadt Innsbruck fur den Start in den Betrieb und
allenfalls sinnvolle Erganzungsprojekte einen zusatzlichen ,Finanzpols-
ter* in Form einer Stammkapitalerhéhung von € 2,6 Mio. gewahrt.

Aus diesem Ablauf sei nach Ansicht der PKBI eine klare Verpflichtung
der Stadt Innsbruck abzuleiten: Die PKBI habe die Finanzierung ange-
fordert, woraufhin diese Finanzierung vom Gemeinderat beschlossen
und auf dieser Basis vom ehemaligen Blrgermeister zugesagt worden
sei.

Gemal Auftrag des ehemaligen Burgermeisters in der Generalver-
sammlung seien die dem Beschluss zugrungeliegenden Projekte reali-
siert worden. Die Stadt Innsbruck sei daher (vertraglich) verpflichtet,
die verbindlich vereinbarten und von den Gremialbeschliissen gedeck-
ten Geldmittel an die PKBI zu bezahlen.

Die Geschaftsfliihrung und der Aufsichtsrat der PKBI seien nach den
Bestimmungen des GmbH-Gesetzes ausschlieRlich dem Wohl und den
Interessen der Gesellschaft verpflichtet, weshalb ein Verzicht auf diese
vereinbarte und verbindlich zugesagte Finanzierung sogar potenziell
haftungsbegrindend sein wirde. Zudem sei die Geschaftsfiihrung wei-
terhin an die klare Weisung der Generalversammlung vom 18.07.2018
gebunden, die vom Gemeinderat getroffenen Beschlisse im vorgege-
benen budgetdaren Rahmen umzusetzen. Sollte die Stadt Innsbruck
nun anderer Ansicht sein, bediirfe es nach Ansicht der PKBI eines
neuerlichen Beschlusses in der Generalversammlung (und der zustan-
digen Gremien der Stadt), mit dem zum einen die Geschaftsfihrung
von der aufrechten Weisung vom 18.07.2018 entbunden wird und zum
anderen die Geschéftsfiihrung angewiesen wird, die offene Forderung
nicht einzufordern und auszubuchen.

Ferner hat die Einschau des Stadtrechnungshofes in dieser Angele-
genheit ergeben, dass die Stadt Innsbruck als Alleingesellschafterin
der PKBI den ihr in der Generalversammlung am 06.05.2022 vorgeleg-
ten Jahresabschluss 2020/21 nicht festgestellt hat. Die Entscheidung
des seinerzeitigen Burgermeisters als Eigentumervertreter lag im We-
sentlichen in der Bilanzposition ,Forderungen gegenuber Gesellschaf-
tern“ begrindet. Darin waren zum 30.09.2021 (entgegen der Rechts-
ansicht der Stadt Innsbruck) Forderungen der PKBI gegenlber der
Stadt iHv rd. € 1,887 Mio. ausgewiesen.
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Ausbuchung Forderung ~ Am 17.06.2022 fand eine weitere Generalversammlung der PKBI statt.

gegenuber der Stadt
Innsbruck —
Empfehlung

Punktation Osterreichi-
scher Alpenverein
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Dem diesbezuglichen Protokoll war zu entnehmen, dass sich der da-
malige Blrgermeister fur die erneute Vorlage des Jahresabschlusses
2020/21 der PKBI sowie fur die Empfehlung des Aufsichtsrats vom
10.06.2022 bedankte, den Jahresabschluss in der nun vorgelegten
Form (ohne Ausweis einer Forderung gegenuber der Alleingesellschaf-
terin Stadt Innsbruck) festzustellen.

Die Entscheidung der PKBI, die Forderung gegeniber der Stadt Inns-
bruck auszubuchen, ist nach Ansicht des Stadtrechnungshofes auf
eine dem Aufsichtsrat der PKBI am 10.06.2022 vorgelegte Expertise
mit der Bezeichnung ,Zuschisse Stadt Innsbruck PKBI“ zurlckzuflh-
ren. Laut dieser habe es keinerlei Auswirkungen auf das Bestehen des
Anspruches, wenn ein noch nicht eingezahlter Gesellschafterzuschuss,
der zugesagt oder versprochen wurde, nicht im Jahresabschluss er-
fasst wird. Letztgenannte Vorgehensweise stelle auch keinen Verzicht
dar. Die bilanzielle Erfassung sei davon unabhangig zu sehen.

Den von der MA |V bereitgestellten Unterlagen war auRerdem zu ent-
nehmen, dass die Stadt Innsbruck hinsichtlich einer moglichen Finan-
zierungsverpflichtung noch eine anwaltliche Beratung in Anspruch ge-
nommen hat. Aus einem diesbezlglichen Schreiben des zugezogenen
Anwaltes an den Leiter der MA IV vom 16.02.2023 ging u.a. hervor,
dass ,hinsichtlich der einzelnen Fragestellungen um die behauptete Finanzie-
rungsverpflichtung iHv € 1.880.000,00 gegeniiber der PKBI GmbH aus einem
friheren Gemeinderatsbeschluss festgestellt wurde, dass im Hinblick auf die
Einjéhrigkeit des Budgets u.a. von uns nichts mehr weiter zu tun wére. Es
wére hier eine Einigung - auch mit dem Steuerberater betr. die Handhabung -
erzielt worden, wonach noch ein verhéltnismaRig kleinerer Betrag der Gesell-
schaft (Zuschuss zu den Parkplétzen rd. € 240.000) zugeschossen wird ..."

Entgegen den Ausfiihrungen im vorzitierten Schreiben des Anwalts,
gewann der Stadtrechnungshof anhand der vorliegenden Unterlagen
sowie insbesondere im Rahmen von Gesprachen mit der Geschafts-
fuhrung der PKBI und dem Leiter der MA IV letztlich jedoch den Ein-
druck, dass die Frage, ob eine entsprechende Finanzierungsverpflich-
tung seitens der Stadt Innsbruck besteht oder nicht, weiterhin nicht
abschliel’end geklart ist — zumindest nicht fur beide Seiten.

In ihrer Stellungnahme erklarte die PKBI, dass sie bezlglich einer all-
falligen Finanzierungsverpflichtung der Stadt Innsbruck mit der MA IV
noch entsprechende Abstimmungen durchfiihren werde.

6.3 Punktation Osterreichischer Alpenverein

Zur Vollstéandigkeit war im gegebenen Zusammenhang noch auf eine
Vereinbarung zwischen der PKBI und dem Osterreichischen Alpenver-
ein einzugehen, welche der StS in seiner Sitzung am 09.08.2017 zur
Kenntnis genommen hat.

Darin erklarte sich der Osterreichische Alpenverein bereit, auf zivil-
rechtlicher Anspriche und o6ffentlich-rechtliche Einwendungen gegen
das Projekt ,Neustrukturierung Patscherkofel(-bahn)“ zu verzichten. Im
Gegenzug verpflichtete sich die PKBI dazu, einerseits eine einmalige
pauschale Abschlagszahlung iHv € 100,0 Tsd. fur entstandene

Bericht des gemeinderatlichen Kontrollausschusses 21



Projektendabrechnung
,Neustrukturierung Pat-
scherkofel(-bahn)* —
Empfehlung

Rechtskosten und andererseits einen zweckgebundenen Investitions-
zuschuss von maximal € 250,0 Tsd. fur die Modifikation der bestehen-
den Terrassensituation und der damit im Zusammenhang stehenden
baulichen Anderungen zur Optimierung der Aussichtsmoglichkeiten
und zur gesamthaften Steigerung der Qualitat der touristischen Gast-
ronomie im Bergstationsbereich des Schutzhauses an den Osterreichi-
schen Alpenverein zu leisten.

Die Durchsicht der Prufungsunterlagen hat in dieser Sache ergeben,
dass die PKBI dem o6sterreichischem Alpenverein zum 14.09.2017 und
04.04.2018 Teilzahlungen iHv je € 50,0 Tsd. Uberwiesen hat. Der
zweckgebundene Investitionszuschuss iHv € 250,0 Tsd. war noch nicht
ausbezahlt, sondern in den Jahresabschlissen der PKBI (zuletzt zum
30.09.2024) ruckgestellt worden.

6.4 Projektkosten ,Neustrukturierung Patscherkofel(-bahn)*

Wie bereits erwahnt, datierte die letzte Projektabrechnung der PKBI
vom 16.03.2022. Die ausgewiesenen Aufwendungen beliefen sich auf
gesamt rd. € 64,1 Mio. Wie dem gegenstandlichen Bericht des Stadt-
rechnungshofes enthommen werden kann, erhéhen sich die Projekt-
kosten ,Neustrukturierung Patscherkofel(-bahn)* allenfalls um

e den geringfugigen Korrekturbetrag iHv rd. € 8,5 Tsd. iZm den Kosten
fur die Parkplatzerweiterung West,

e den vorgesehenen, an den Osterreichischen Alpenverein auszuzah-
lenden zweckgebundenen Investitionszuschuss von € 250,0 Tsd.
und

e die in der Projektabrechnung der PKBI vom 16.03.2022 noch nicht
bertcksichtigten Kosten betreffend die Sanierung der WVA Pat-
scherkofel iHv rd. € 712,0 Tsd.

Demnach wirden sich zum Zeitpunkt der Prifungseinschau (Janner
2026) die Kosten fur das  Projekt ,Neustrukturierung
Patscherkofel(-bahn)“ auf insgesamt rd. € 65,1 Mio. belaufen.

Der Stadtrechnungshof hat der PKBI daher empfohlen, nach Endab-
rechnung der WVA Patscherkofel samtliche projektbezogene Einnah-
men und Ausgaben einer Evaluierung zu unterziehen, in eine Gesamt-
kostenaufstellung aufzunehmen und entsprechend zu dokumentieren.

Im Anhérungsverfahren hat die PKBI dem Pruforgan zugesichert, nach
Endabrechnung des Teilprojektes WVA Patscherkofel die Gesamtkos-
tenaufstellung einer umfassenden Evaluierung zu unterziehen.

Die MA IV sieht It. ihrer Stellungnahme in der zuvor ausgesprochenen
Empfehlung einen positiven Aspekt flr eine transparente Zahlendar-
stellung des Patscherkofelprojektes (gesamter Finanzmitteleinsatz und
dessen Verwendung).

ZI. Maglbk/90840/StRH-PR/8
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Schreiben an den
Gemeinderat vom
29.01.2022

Projektkosten im
engeren Sinn
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6.5 Kostenaufstellung Patscherkofelbahn

Der damalige Burgermeister hat dem Gemeinderat mit Schreiben vom
29.01.2022 eine Kostenaufstellung zur Patscherkofelbahn Ubermittelt.
In dem Schreiben fuhrte er u.a. aus, dass die Schlussrechnung zum
Seilbahnneubau nun vorliege und er dem Gemeinderat diese hiermit
zur Kenntnis bringen mochte. Laut der diesbezlglichen Aufstellung
beliefen sich die Projektkosten im weiteren Sinn (das heif3t inkl. dem
Ankauf der Patscherkofelbahn sowie den Aufwendungen iZm dem
Entwicklungsprojekt im Stadtteil Igls samt Attraktivierungen rund um
die alte Talstation) auf rd. € 83,2 Mio.

Zu dem Betrag wird im Schreiben angemerkt, dass die Kosten flr die
Adaptierung der alten Talstation fur die Igler Vereine, den Bau der Ro-
delbahn und die Erweiterung des Speicherteiches in Richtung Bade-
teich noch nicht kalkuliert seien.

Neben einer chronologischen Aufstellung der einschlagigen Gemeinde-
ratsbeschllisse lag dem Schreiben insbesondere eine Aufstellung zu
den Projektkosten im engeren Sinn bei (Projekt ,Neustrukturierung
Patscherkofel(bahn)®). Diese wurde im Auftrag der damaligen Leiterin
des Biros des Birgermeisters von der PKBI in Zusammenarbeit mit
der IVB nachtraglich anhand der Buchhaltungsunterlagen erstellt.
Nachfolgend wird die Kostenaufstellung zusammengefasst wiederge-
geben:

Position e

Gebaude 36,2
10er EUB 15,2
Pistenbau 1,1
Beschneiung 3,5
Parkraum & Verkehrsoptimierung 2,9
Fahrzeuge 0,9
Grundstlickseinrichtungen 0,3
Sonstige Anlagen 1,4
Instandhaltung 1,7
Beratungsleistungen 0,8
Sonstige 0,2
Gesamtkosten 64,3

Den Prifungsunterlagen war zu entnehmen, dass eine Kanzlei fir
Wirtschaftsprifung die ermittelten Werte stichprobenhaft verifiziert hat.

Auch der Stadtrechnungshof hat die Kostenaufstellung im Rahmen
seiner Prufung stichprobenhaft Gberprift und waren diesbezilglich kei-
ne Auffalligkeiten festzustellen.

Bericht des gemeinderatlichen Kontrollausschusses 23



Anmerkung

Umfang
Teilprojekt

Prifung der
Kontrollabteilung

Abschlagszahlungen

Insgesamt merkte der Stadtrechnungshof im gegebenen Zusammen-
hang jedoch an, dass eine nachtraglich angefertigte Kostenaufstellung
zwar zweifellos zu Dokumentationszwecken dient, eine solche jedoch
keine laufende, projektbezogene Kostenaufzeichnung ersetzt. Nur die-
se ermoglicht in Verbindung mit Plan-Ist-Vergleichen eine laufende
Kontrolle und die Ergreifung korrigierender Malinahmen, solange noch
liquide Mittel vorhanden sind.

7 Los 1 - Baumeisterarbeiten

Das Los 1 - Baumeisterarbeiten umfasste die Errichtung einer neuen
Seilbahnanlage ohne Seilbahntechnik, den Abbruch bestehender Sta-
tionsgebdude sowie den Neubau von drei Stationsgebauden (Tal-,
Zwischen- und Bergstation) fur eine EUB mit kuppelbaren Kabinen fur
bis zu zehn Personen. Im diesbezuglichen Vergabeverfahren erteilte
die PKBI dem Gebot des Bestbieters mit einem Angebotspreis iHv
€ 9.999.208,14 netto den Zuschlag.

Die Kontrollabteilung hat dieses Gewerk bereits im Zuge ihrer Prifung
umfassend behandelt und in ihrem Bericht insbesondere das Vergabe-
verfahren, die maligeblichen Angebots- und Vertragsbestimmungen,
den damaligen Rechnungs-, Abrechnungs- und Zahlungsstand sowie
die Mehrkostenforderungen eingehend erortert.

Der vorliegende Berichtsteil knupft an diese Erkenntnisse an und be-
schreibt das Zustandekommen der nach dem Abschluss der Prifung
der Kontrollabteilung erzielten auliergerichtlichen Einigung mit dem fur
die Baumeisterarbeiten verantwortlichen Unternehmen.

7.1 Rechnungs- und Zahlungsstand Marz 2019

Im Zuge ihrer Prifung identifizierte die Kontrollabteilung bis Mitte Marz
2019 insgesamt funf Abschlagszahlungen iHv € 9.943.806,79 netto.

Die ersten drei Abschlagszahlungen fur die Tal-, Zwischen- und Berg-
station entsprachen dem vertraglich vereinbarten Zahlungsplan. Dieser
sah flr die 1. Abschlagszahlung 20,0 % der Auftragssumme
(€ 1.999.841,63 netto) und fur die 2. und 3. Abschlagszahlung jeweils
30,0 % der Auftragssumme (jeweils € 2.999.762,44 netto) vor.

Bei den verbleibenden zwei Zahlungen iHv € 1.944.440,28 netto han-
delte es sich um pauschale Abschlagszahlungen zur teilweisen Abgel-
tung offener Forderungen aus diversen offenen Rechnungslegungen,
u.a. der Schlussrechnungen fir die Tal-, Zwischen- und Bergstation.
Diese kamen auf Basis einer Besprechung am 12.11.2018 zustande.
An dieser nahmen der damalige Burgermeister als Vertreter der alleini-
gen PKBI-Gesellschafterin Stadtgemeinde Innsbruck, die Eigentimer-
vertreter des mit den Baumeisterarbeiten beauftragten Unternehmens
(in der Folge: Auftragnehmerin) sowie eine von der Stadt Innsbruck
separat mit der Projektprifung beauftragte Innsbrucker Rechtsanwalts-
kanzlei teil.
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Auffassungs-
unterschiede
Endabrechnung

Regelungen im
Bauvertrag

Die Hohe der beiden Abschlagszahlungen orientierte sich an der Auf-
tragssumme gemall dem Ausschreibungsergebnis sowie an den bis
dahin bereits geleisteten Zahlungen. Die PKBI sah diese Vorgehens-
weise als sachgerecht an, da sich aus den laufenden Verhandlungen
mit der Baufirma ergeben hat, dass zumindest der Auftragswert des
Hauptauftrags zu bezahlen sein wiirde.

Bis zum Ende der Prifung der Kontrollabteilung mit Mitte Marz 2019
konnte zwischen der PKBI und der Auftragnehmerin in mehreren Leis-
tungspositionen keine Ubereinkunft beziiglich der Angemessenheit und
des Umfangs der in Rechnung gestellten Mengen erzielt werden. Di-
verse Grunde, warum sich die Prufung der Rechnungen mafgeblich
verzdgerte und eine Zahlung auch bis zum Abschluss der von der Kon-
trollabteilung gefiihrten Einsichtnahme nicht absehbar war, fanden sich
in dem der Kontrollabteilung zur Verfugung gestellten Schriftverkehr
zwischen der PKBI und der Auftragnehmerin.

So fuhrte die PKBI beispielsweise an, dass flr die Falligkeit der
Schlussrechnung die formliche Ubernahme des Gewerkes durch die
PKBI erfolgen misse. Voraussetzung firr eine formliche Ubernahme
sei die Mangelfreiheit des Gewerkes und das Vorliegen samtlicher Do-
kumente. Seitens der PKBI seien jedoch wesentliche Mangel angeflihrt
worden, die eine Ubernahme des Gewerkes und eine Falligkeit der
Schlussrechnung ausschlieflien wirden. Auch sei die Dokumentation
gemal Vertrag nicht vollstdndig und zum Teil verspatet vorgelegt wor-
den. Weiters seien fir die Prifung der Schlussrechnungen nicht alle
erforderlichen Unterlagen in prifbarer Form vorgelegen.

Die dargebrachten Argumente der PKBI wurden seitens der Auftrag-
nehmerin in mehreren Schreiben bestritten. Argumentiert wurde etwa,
dass eine Ubernahme der Leistungen in Form der Inbetriebnahme der
Patscherkofelbahn bereits erfolgt sei und einzelne, fehlende Nachwei-
se umgehend auf Nachforderung der OBA (ibermittelt worden seien.
Eine Ruckstellung der Rechnungen sei daher vertraglich nicht gedeckt.

Zum Prifungsende der Kontrollabteilung bestand — wie erwahnt — kei-
ne Einigung der Vertragsparteien Uber den Umfang der anzuerkennen-
den Bauleistungen und die Hohe der Gesamtabrechnungssumme. Es
waren jedoch Bemuhungen vorhanden, die Abrechnung der Baumeis-
terarbeiten zu einem einvernehmlichen Abschluss zu bringen.

Bevor in weiterer Folge die Vergleichsverhandlungen behandelt wer-
den, wird noch auf die Vereinbarungen zur Schlussrechnung einge-
gangen.

7.2 Vereinbarungen hinsichtlich der Schlussrechnung(en)

Im Bauvertrag Uber die Baumeisterarbeiten des Loses 1 war urspring-
lich festgelegt, dass die Zahlung der Schlussrechnung innerhalb von
30 Tagen nach férmlicher Ubernahme der Leistungen, nach Vorlage
des vertraglich bedungenen Haftriicklasses sowie nach Einlangen ei-
ner inhaltlich und formal richtigen Schlussrechnung zu erfolgen hat. Als
weitere Voraussetzung fur die Schlusszahlung war vorgesehen, dass
die Auftragnehmerin die Schlussrechnung mit der OBA unter Beriick-
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Abweichende
Vereinbarungen

Rechnungslegung

Rechnungsprifung

sichtigung aller mit der Schlussrechnung vorzulegenden Unterlagen
(z.B. vollstandige Dokumentation, Prufatteste, Bedienungsanleitungen,
Einweisungen) akkordiert. Erst dann sollte die Auftragnehmerin die
Schlussrechnung legen.

Vor dem Hintergrund, dass die Baumeisterarbeiten im Jahr 2017 nicht
vollstandig abgeschlossen werden konnten, die Inbetriebnahme der
Gondelbahn jedoch bereits im Dezember 2017 erfolgt war, vereinbar-
ten die Vertragsparteien vom Bauvertrag abweichende Zahlungsmoda-
litadten. Die Auftragnehmerin durfte demnach die im Jahr 2017 erbrach-
ten Leistungen gesondert abrechnen.

Die entsprechenden Rechnungen wurden zum Uberwiegenden Teil im
Mai 2018 gelegt. Die Abrechnung der restlichen Leistungen aus dem
Jahr 2017 sowie der zur Fertigstellung der Baumeisterarbeiten im Jahr
2018 ausgefuhrten Arbeiten erfolgte sodann im Herbst 2018.

Die vorgelegten Schlussrechnungen (geteilt nach Jahren der Leis-
tungserbringung und nach Leistungsabschnitten) wiesen schlussend-
lich einen Gesamtbetrag von rd. € 14,5 Mio. netto aus.

7.3 Gang der Vergleichsverhandlungen

Die OBA begann im Mai 2018 mit der ersten Prifung der Schlussrech-
nungen. Die Rechnungsprifung erwies sich dabei aufgrund der oben
erwahnten Auffassungsunterschiede als aufwendig und langwierig,
sodass die erste geprifte Schlussrechnung erst im Februar 2019 vor-

lag.

Im Rahmen der Priifung korrigierte und strich die OBA AufmaRe von
uber € 2,3 Mio. (noch ohne Berucksichtigung von Rechnungsabzigen,
wie z.B. fur Bauheizung). Der Rechnungsbetrag hatte sich hierdurch
auf rd. € 12,2 Mio. netto reduziert.

Die Auftragnehmerin erkannte die Rechnungsabstriche nicht in diesem
Umfang an. In einer weiteren Prifungsrunde wurden daher auf techni-
scher Ebene erganzende Abstimmungsgesprache geflhrt und ver-
sucht, ein gemeinsames Aufmal} zu erstellen. Diese dauerten von Feb-
ruar 2019 bis November 2019 an. Die Auftragnehmerin erkannte im
Zuge dieser Abstimmungsgesprache Abstriche von rd. € 930.000,00
an.

Als strittig verblieb ein Betrag von rd. € 1,55 Mio. netto (inkl. Rech-
nungsabzigen, ohne Zinsen), welcher sich nach Themenbereichen wie
folgt gliederte:

1) Abstriche von der Schlussrechnung im Rahmen der Aufmalpri-
fung, weil die Positionen nach Ansicht der OBA nicht zustanden
(rd. € 930.000,00);

2) vertragliche Abzuge bzgl. Bauheizung sowie Baureinigung und
Abzuge wegen Gegenforderungen (rd. € 620.000,00).
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Externe Beurteilung
durch ARGE

Sonderkoalitions-
ausschuss am
02.07.2020

In weiterer Folge fand am 09.12.2019 eine Abrechnungsbesprechung
in groferer Runde zwischen den Vertretern der PKBI und der Auftrag-
nehmerin statt. Diese blieb jedoch ohne Ergebnis. Die Auftragnehmerin
verwies vielmehr auf die gesetzlichen Zinsen fir Unternehmensge-
schafte iHv 9,2 % uUber dem Basiszinssatz und bekraftigte, es auf einen
Gerichtsprozess ankommen zu lassen. lhrer Auffassung nach waren
zu diesem Zeitpunkt bereits Zinsen von € 400.000,00 aufgelaufen.

Die Abrechnung der Baumeisterarbeiten war in weiterer Folge auch
Gegenstand der Sitzung des Aufsichtsrates der PKBI am 17.12.2019.
Der von der PKBI mit deren rechtlicher Begleitung beauftragte Rechts-
anwalt stellte dabei den damaligen Stand der Verhandlungen dar und
nahm eine Einschatzung der Erfolgsaussichten eines allfalligen Ge-
richtsverfahrens vor. Letztere wurden vom Rechtsvertreter etwa auf-
grund bestehender Hurden im Beweisverfahren sowie teilweise unkla-
rer Vertragsbestimmungen als kritisch beurteilt. Vor diesem Hinter-
grund empfahl er die Herbeifihrung einer aulRergerichtlichen Lésung.
Zur Absicherung der eigenen Rechtsposition sollte die PKBI die Erstel-
lung eines eingeschrankten Gutachtens eines technischen Sachver-
standigen veranlassen.

Die PKBI beauftragte daraufhin noch vor Weihnachten 2019 eine vom
Rechtsanwalt empfohlene Arbeitsgemeinschaft (ARGE) aus zwei tech-
nischen Sachverstandigen mit der Begutachtung der strittigen Positio-
nen.

Die ARGE erstattete sodann im Juni 2020 zu allen strittigen Positionen
im Ausmalf von rd. € 1,55 Mio. netto (ohne Zinsen) eine Einschatzung
der Eintrittswahrscheinlichkeit dem Grund nach sowie zur Bandbreite
der Hohe nach. Hierbei konnte erhoben werden, dass bei einem Ver-
gleich iHv € 1.3 Mio. netto die Eintrittswahrscheinlichkeit bei 38,0 %
liegt. Im Falle eines Gerichtsverfahrens ware es fur die PKBI demnach
wahrscheinlicher gewesen, einen hoheren Aufwand zu tragen.

Das Ergebnis Ubermittelte die ARGE dem damaligen Burgermeister in
Form einer Prasentation per E-Mail. Zur Behandlung des Vergleichs-
vorschlages berief dieser fur den 02.07.2020 zeitnah einen Sonderkoa-
litionsausschuss ein. Bei diesem Termin waren auch der Geschaftsfih-
rer der PKBI und ein Sachverstandiger der ARGE anwesend.

Wie aus einem dem Stadtrechnungshof vorliegenden Protokoll des
Sonderkoalitionsausschusses hervorgeht, legte der Sachverstandige
der ARGE bei diesem Treffen den Ablauf und die Ergebnisse der Ver-
gleichsverhandlungen dar. Seiner Ansicht kénne der Vergleichsvor-
schlag aus naher genannten Grinden mit gutem Gewissen begrindet
und damit auch befurwortet werden.

Hinsichtlich der Annahme des Vergleichs halt das Protokoll fest, dass
der seinerzeitige Burgermeister die Meinung vertrat, dem Vergleich sei
naherzutreten, und hierzu einen entsprechenden Vorschlag machte,
der letztlich unwidersprochen blieb. Der Geschaftsfihrer der PKBI
nahm das Vergleichsangebot sodann an.
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7.4 Auldergerichtlicher Vergleich

Im Rahmen der Vergleichsverhandlungen wurde eine Reduktion der
von der Auftragnehmerin  gelegten  Schlussrechnungen iHv
€ 14.519.841,93 netto um € 1.176.196,00 erreicht.

Zur Abrechnung gelangte damit ein Gesamtbetrag iHv € 13.343.645,93
netto (inkl. Zinsen). Diese Summe konnte vom Stadtrechnungshof,
abgesehen von einer geringfiigigen Abweichung, tber die Buchhaltung
der PKBI nachvollzogen werden.

Abgeschlossen wurde der aul3ergerichtliche Vergleich durch ein Ange-
botsschreiben der Auftragnehmerin vom 13.07.2020 und die Bezah-
lung des noch aushaftenden Betrages durch die PKBI. Diese Vorge-
hensweise wurde laut einem Bericht der Rechtsvertretung gewahlt, um
Rechtsgeschaftsgebiihren zu vermeiden.

Wesentlicher Inhalt des Angebotsschreibens war neben der Festle-
gung des noch aushaftenden Betrages die Klarstellung, dass die Ge-
wahrleistungsfrist erst im Januar 2022 endete. Laut dem genannten
Bericht der Rechtsvertretung sei die Klarstellung zum Ende der Ge-
wahrleistungsfrist fur die PKBI wesentlich und vorteilhaft gewesen, da
auch gut argumentiert hatte werden kdnnen, dass die Frist bereits we-
sentlich friiher endet.

Die Kostensteigerung gegenuber der urspriinglichen Auftragssumme
betrug € 3.119.980,83; das entsprach einem Plus von 29,8 %. Die we-
sentlichen Kostenmehrungen haben sich im Bereich der Stationsge-
baude ergeben. Die Hintergrinde der schon zum Zeitpunkt der Ein-
schau der Kontrollabteilung erkennbaren Kostensteigerung wurden
bereits damals behandelt. Auf die diesbezuglichen Ausfihrungen im
Prufbericht der Kontrollabteilung wird an dieser Stelle verwiesen.

8 Teilprojekt ,Parkraum- und Verkehrsoptimierung*

Die nachfolgenden Kostenschatzungen stellten nach Ansicht des
Stadtrechnungshofs die malfgeblichen Kostenprognosen zur Park-
raum- und Verkehrsoptimierung dar, da sie als wesentliche Entschei-
dungsgrundlagen fur den Gemeinderat und den Aufsichtsrat der PKBI
dienten. Weitere Schatzungen wurden lediglich insoweit im Bericht
einbezogen, als ihnen eine entsprechende Prifungsrelevanz zukam.

Der Gemeinderat hat — wie im vorliegenden Bericht dargelegt — in einer
Sondersitzung am 30.10.2015 auf der Grundlage einer Projektdarstel-
lung der Geschéaftsfuhrung der PKBI den Antrédgen des (erweiterten)
StS vom 28.10.2015 betreffend das Projekt ,Neustrukturierung Pat-
scherkofel(-bahn)“ seine Zustimmung erteilt. Gegenstand dieser Pro-
jektdarstellung war eine gesamthafte Darstellung der einzelnen Projek-
te sowie des Kostenrahmens, der Behordenverfahren und des Zeit-
plans.
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Kostenschatzungen
zur Erweiterung des
Parkplatzes West

In ihrer Projektdarstellung behandelte die PKBI insbesondere auch die
zur Parkraumgewinnung und Verkehrsoptimierung geplanten Mal3-
nahmen und hob dabei die Notwendigkeit hervor, die urspriinglich bei
der alten Talstation in Igls gelegenen Parkplatze durch eine Erweite-
rung der Parkflachen im Bereich der neuen Talstation an der Romer-
stralle zu kompensieren. Welche konkreten MalRnahmen zur Ver-
kehrsoptimierung geplant waren, war dem Bericht hingegen nicht zu
entnehmen.

Ein Planungsbliro schatzte die Kosten fir die Parkraumgewinnung und
Verkehrsoptimierung auf insgesamt € 3,1 Mio. In der Projektdarstellung
wurde jedoch angemerkt, dass darin noch keine Reserven sowie keine
Anwalts-, Planungs- und Verfahrenskosten enthalten waren.

Eine deutlich niedrigere Kostenschatzung zur Parkraum- und Ver-
kehrsoptimierung war im ,Bericht der Geschaftsfuhrung der PKBI an
den Gemeinderat am 15.02.2017“ enthalten. Laut diesem Bericht bezif-
ferte ein anderes Planungsburo die Kosten mit rd. € 2,7 Mio.

Im Gegensatz zur zuvor behandelten Projektdarstellung wurde die Er-
weiterung der Parkflachen in diesem Bericht nicht naher behandelt.
Gemal einer enthaltenen Detailaufstellung zu den geschatzten Kos-
ten, war hierfur jedoch ein Betrag von € 648,0 Tsd. vorgesehen.

Aufgrund rechtlicher Unsicherheiten — insbesondere einer mdglichen
UVP-Pflicht durch die Flacheninanspruchnahme — schob die PKBI die
Parkplatzerweiterung West in weiterer Folge zunachst auf. Im Jahr
2017 wurden daher im Wesentlichen (nur) die bestehenden Parkplatze
und Zufahrtsmdglichkeiten optimiert, ein ,Kiss-and-Ride“-Bereich ge-
schaffen, Ticketautomaten aufgestellt und ein Leitsystem in Igls instal-
liert.

Eine auf die (aufgeschobene) Erweiterung des Parkplatzes West ein-
geschrankte Kostenschatzung fand sich folglich in einer Vorlage fur die
Sitzung des Gemeinderates am 14.06.2018. Die PKBI schatzte die
Kosten zu diesem Zeitpunkt auf € 950,0 Tsd. flr die Parkplatzerweite-
rung und auf € 142,5 Tsd. fUr diesbezugliche Behdrdenverfahren, Aus-
schreibungen und Abgaben; sohin gesamt (gerundet) 1,093 Mio.

Zwei weitere Kostenschatzungen zur Erweiterung des Parkplatzes
West fanden sich schlie3lich noch in den jeweils vom Aufsichtsrat ge-
nehmigten Jahresvoranschlagen der PKBI flr die Geschéaftsjahre
2019/20 (€ 1,0 Mio.) und 2020/21 (gerundet € 1,093 Mio.).

Wie aus einem dem Stadtrechnungshof vorliegenden Schriftverkehr
zwischen dem damaligen Projektassistenten der PKBI und deren sei-
nerzeitigen Geschaftsfuhrung hervorging, setzte sich der (letztgultige)
Wert fur das Geschaftsjahr 2020/21 aus € 950,0 Tsd. fir den Parkplatz
und € 1425 Tsd. fur die Planung zusammen (wie in der obigen
Gemeinderatsvorlage fur die Sitzung vom 14.06.2018). GemalR der
Korrespondenz gingen diese Werte auf eine Kostenschatzung des
Verkehrsplaners aus dem Jahr 2018 zurlick, wobei der ,Worst Case*
angenommen worden sei.
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Gesamtaufwand

Kritisch anzumerken war in diesem Zusammenhang, dass dem Stadt-
rechnungshof von der PKBI auch auf mehrfache Nachfrage keine ent-
sprechende Berechnung und weitere Untergliederung zu dieser Kos-
tenschatzung vorgelegt werden konnte.

Der Stadtrechnungshof stellte diesbezliglich zudem fest, dass bereits
bei der Erstellung des Jahresvoranschlages fir das Geschéaftsjahr
2019/20 sowie bei der Budgetierung fir das Geschéftsjahr 2020/21
eine aktuellere Schatzung vom Juli 2019 mit erhéhten Plankosten von
€ 1.193.004,29 (ohne Beleuchtung) vorgelegen ware. Seitens der Ge-
schaftsfihrung konnte dabei auf Nachfrage nicht ndher begriindet wer-
den, weshalb diese Schatzung in den beiden Jahresvoranschlagen
keine Berticksichtigung gefunden hat.

In diesem Zusammenhang stellte die PKBI im Anhérungsverfahren in
Aussicht, kunftig ein verstarktes Augenmerk auf die Budgeterstellung
(inklusive Dokumentation) zu legen.

8.2 Kosten iZm der Parkraum- und Verkehrsoptimierung

Der vom Stadtrechnungshof anhand der Anlagenbuchhaltung der PKBI
und jener der PKBB ermittelte Gesamtaufwand flr die Parkraum- und
Verkehrsoptimierung ist in der nachfolgenden Tabelle — gegliedert
nach Anlageteilen — dargestellt:

Bezeichnung AW [€]
Parkplatz West 1.350.573,87
Parkplatz Ost und Kiss & Ride Zone 1.103.104,39
Leitsystem Parkplatz 105.224,39
Umz&unung Parkplatz 8.489,21
Parkautomaten (Parkplatze Ost und West) 54.953,87
Blinden-Leitsystem 12.174,64
Beleuchtung Parkplatz 174.279,30
Gesamt 2.808.799,67

Die Abweichung zu den in der Gemeinderatsvorlage vom 13.02.2017
angenommenen (letztgiltigen) Plankosten flr die gesamte Parkraum-
und Verkehrsoptimierung iHv € 2.663.400,00 betrug somit
€ 145.399,67 bzw. 5,5 %. Ein Plan-Ist-Vergleich auf Ebene der Einzel-
positionen war nicht mdglich, da die Gliederung der Kostenschatzung
mit einzelnen Positionen zu Allgemeinkosten deutlich von der Gliede-
rung der Anlageverzeichnisse der PKBI und PKBB abwich. Eine der
Gliederung der Kostenschatzung entsprechende gesonderte Kosten-
verfolgung lag nicht vor.
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8.3 Erweiterung Parkplatz West

Laut einem Bericht der Geschaftsfliihrung der PKBI an den Aufsichtsrat
vom 28.03.2019 habe sich die Parkplatzsituation im Bereich der Talsta-
tion der Patscherkofelbahn (Romerstralie) im Winterbetrieb infolge des
Wegfalls der Parkplatze bei der alten Talstation der stillgelegten Pen-
delbahn in Igls als unzureichend erwiesen.

Die Geschaftsfuhrung sah es daher als erforderlich an, die bereits ge-
plante und vom Gemeinderat beschlossene VergroRerung des Park-
platzes West zu forcieren. Konkret sollte der aus drei Parkebenen be-
stehende Parkplatz nach Sitden hin um fliinf neue Parkebenen erwei-
tert werden, sodass dort acht Parkebenen mit rd. 600 Stellplatzen zur
Verfligung stehen.

Fur die Parkplatzerweiterung hatte die PKBI zunachst naturschutz-,
forst-, verkehrs- und wasserrechtliche Bewilligungen einzuholen. Die
diesbezlglichen Antragstellungen erfolgten im April 2019.

Zusatzlich befand sich das Baufeld im Gefahrdungsbereich einer Bahn-
stromleitung der OBB. Um den vorgeschriebenen Mindestabstand si-
cherzustellen, war eine Anhebung dieser Leitung erforderlich. Die PKBI
trat hierzu bereits im Jahr 2018 an die OBB heran.

Die Erweiterung des Parkplatzes West verzdgerte sich in der Folge
jedoch aus mehreren Grinden bis in das Jahr 2021. So lagen die im
Jahr 2019 im Rahmen eines Vergabeverfahrens flir die Bauleistungen
eingeholten Angebote deutlich Uber den Kostenschatzungen. Die PKBI
entschied sich daher fir eine Umplanung zur Reduktion der Erdbewe-
gungsmassen und flr eine abgestufte Projektumsetzung. So sollte, um
die Parksituation schnellstmdglich zu verbessern, fir die Wintersaison
2019/20 zunachst ein etwas kleineres und technisch einfacher ausge-
fuhrtes Provisorium 6stlich der Bahnstromleitung errichtet werden.

Infolge naturschutzrechtlicher Auflagen wurde jedoch auch die Errich-
tung des Provisoriums um ein Jahr auf November 2020 hinausgescho-
ben. Der von der PKBI mit der dkologischen Baubegleitung beauftragte
Sachverstandige stellte namlich kurz vor Beginn der Bauarbeiten fest,
dass die unter Artenschutz stehende Haselmaus aufgrund frihen
Schneefalls bereits ihr Winterquartier am gerodeten Baufeld bezogen
hatte; eine Umsiedlung war nur wahrend der sommerlichen Aktivitats-
phase zulassig. Der Endausbau des Parkplatzes erfolgte schlielich im
Frihjahr 2021.

Die Projektabwicklung sowie die letztendliche Tragung der mit der
Parkplatzerweiterung West verbundenen Aufwendungen erfolgte im
Wesentlichen Uber die PKBI. Lediglich die Aufwendungen flr die An-
schaffung neuer und die Ertiichtigung bereits vorhandener Parkauto-
maten wurden von der PKBB getragen.

Zu den Kosten der Parkplatzerweiterung West Ubermittelte die PKBI
dem Stadtrechnungshof im Zuge der Prifung eine Kostenaufstellung.
Demnach beliefen sich die Aufwendungen per 20.07.2022 auf insge-
samt € 1.438.333,89. Das Vorhaben war zu diesem Zeitpunkt fertigge-
stellt und gemaf den vorliegenden Unterlagen abgerechnet.
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Im Rahmen der Einschau glich der Stadtrechnungshof die bereitge-
stellte Kostenaufstellung mit den Anlagenbuchhaltungen der PKBI und
der PKBB ab. Es zeigte sich, dass die Aufstellung teilweise unvollstan-
dig und fehlerhaft war.

Nach Ansicht des Stadtrechnungshof war die vorgelegte Dokumentati-
on nicht fir eine ordnungsgemafle Kostenverfolgung des gegenstand-
lichen Projekts geeignet. Neben den festgestellten Mangeln, fehlte ins-
besondere ein Plan-Ist-Vergleich zur systematischen Beurteilung der
Kostenentwicklung und war darGber hinaus nicht nachvollziehbar, in
welchen Intervallen die entstandenen Aufwendungen erhoben und ob
diese regelmalig Uberprift wurden. Der Stadtrechnungshof verwies in
diesem Zusammenhang auf seine Empfehlung in Kapitel 6.1 zur Kos-
tenkontrolle bei zukunftigen Projekten.

Vor diesem Hintergrund ging der Stadtrechnungshof bei der Ermittlung
der Gesamtkosten der Parkplatzerweiterung West primar von der An-
lagenbuchhaltung aus und verwendete die bereitgestellte Kostenauf-
stellung zum Abgleich.

Die PKBI erfasste die Aufwendungen fir die Parkplatzerweiterung
West am Sachkonto 02700 ,Grundstiickseinrichtung®. Im Anlagenver-
zeichnis verteilen sich die diesbezlglichen Aufwendungen auf folgende
Anlagennummern:

Nr. Bezeichnung Anschaffungsdatum AW [€]
Parkraum & Verkehrsoptimi 01.10.2018
152 | p_West Erweiterung (Datum Afa: 15.07.2021) | 1491496381
Parkraumgestaltung neu
152.1 Parkplatz West 31.03.2022 13.505,00
252.2 | Parkplatzerweiterung West 30.09.2022 -154.427,94
1.350.573,87

Die Aufwendungen fur die Parkautomaten erfasst die PKBB am Sach-
konto 04400 ,Maschinelle Anlagen®. Die entsprechende Zuordnung im
Anlagenverzeichnis stellt sich wie folgt dar:

Nr. Bezeichnung AW [€]

128 Parkautomat P1 - West 6.583,78

129 Parkautomat P1 - West 6.583,78

303 Parkautomat P1 - West 9.355,19

304 Parkautomat P1 - West 9.355,19

305 Parkautomat P1 - West 9.355,17
41.233,11

Der sich aus den entsprechenden Buchungspositionen aus den Anla-
genverzeichnissen der PKBI und der PKBB ergebende Gesamtauf-
wand fur die Parkplatzerweiterung West belief sich damit auf
€ 1.391.806,98.
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Griinde fur Kost_(_an[jber-
schreitung laut OBA

Anforderung weiterer
Finanzmittel

Die nachstehende Ubersicht zeigt die maRgeblichen Kostenpositionen
und deren Anteil am Gesamtvolumen:

Kostenposition Betrag [€] Anteil [%]
Planung und OBA 122.657,65 8,8
Gutachterkosten 38.033,84 27
Rechtsberatung 45.657,70 3,3
Erh6hung Bahnstromleitung 150.000,00 10,8
Rodung 29.556,50 21
Erdarbeiten 911.809,42 65,5
Parkautomaten 41.233,11 3,0
Sonstiges 52.858,75 3,8
Gesamtbetrag 1.391.806,98 100,0

Letztlich wichen die vom Stadtrechnungshof tber die Anlagenbuchhal-
tung ermittelten Gesamtkosten von € 1.391.806,98 um € 299.306,98
bzw. 27,4 % nach oben hin von der letztglltigen Kostenschatzung zur
Parkplatzerweiterung West (€ 1.092.500,00) im Jahresvoranschlag der
PKBI fur das Geschéftsjahr 2020/21 ab.

Ein Plan-Ist-Vergleich der einzelnen Kostenpositionen war in diesem
Zusammenhang aufgrund der vorliegenden Grobstrukturierung der
Kostenschatzung nicht moglich.

Das mit der Verkehrsplanung sowie der OBA beauftragte Biiro hat die
Kostenabweichung in einem dem Stadtrechnungshof vorliegenden
Schreiben gegeniber der PKBI ndher begrindet. Demnach sei die
Differenz zum Wert im Jahresvoranschlag 2020/21 der PKBI u.a. da-
rauf zuriickzufihren, dass die zugrunde liegende Kostenschatzung aus
dem Jahr 2018 auf einem Planungsentwurf mit geringer Planungstiefe
basiert habe. Daraus resultiere eine entsprechende Ungenauigkeit.
Zum Schatzzeitpunkt seien zudem einzelne Anforderungen, wie etwa
die Absenkung der Einfahrt, sowie Kostenpositionen, wie etwa die Um-
siedlung der Haselmaus, noch nicht bekannt gewesen. Zudem musse
auch die jahrliche Steigerung der Baukosten berucksichtigt werden.

Auffallig war fur den Stadtrechnungshof im gegebenen Zusammen-
hang, dass der Geschaftsfihrer der PKBI in einem Schreiben an den
Finanzdirektor der Stadt Innsbruck mit dem Betreff ,Zuschuss der Stadt
Innsbruck bzgl. der Parkplatzerweiterung Patscherkofelbahn® vom
14.09.2022 die Gesamtkosten mit € 1.505.001,81 beziffert hat.

Wie aus dem Schreiben hervorging, resultierte der angegebene Ge-
samtbetrag aus der Summe der unter den Anlagennummern 152 und
152.1 ausgewiesenen Anschaffungskosten. Die mit der Anlagennum-
mer 252.2 vorgenommene Korrekturbuchung blieb hierbei unberick-
sichtigt. Infolgedessen wurde der Anschaffungswert nach Ansicht des
Stadtrechnungshofs seitens der PKBI um € 154.427,94 (iberhdht aus-
gewiesen.

Weiterflhrende Erhebungen ergaben, dass die Stadt Innsbruck der
PKBI im November 2022 einen Investitionskostenzuschuss fur die
Parkplatzerweiterung in der beantragten Hohe von € 242.453,31 ge-
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Sanierung und
Erneuerung der WVA
Patscherkofel

Projektleitung

wahrt hat. Dem vorgenannten Schreiben zufolge handelte es sich hier-
bei um den Betrag, den die PKBB der PKBI gemal® dem Verrech-
nungskonto im gegebenen Zusammenhang vorfinanziert habe.

In diesem Zusammenhang verwies der Stadtrechnungshof auf seine
Ausfihrungen zur Projektabrechnung zwischen der Stadt Innsbruck
und der PKBI sowie auf die diesbezliglich ausgesprochene Empfeh-
lung in Kapitel 6.4 des vorliegenden Berichts.

Im Anhdérungsverfahren teilte die PKBI hierzu zusammengefasst mit,
wie folgt: Der im Schreiben an den Finanzdirektor der Stadt Innsbruck
angegebene Gesamtaufwand des Projekts sei ihrerseits beim Steuer-
berater angefordert worden. Weshalb der irrtimlich als offen ausge-
wiesene Betrag erst im Zuge der Erstellung des Jahresabschlusses
2022 bemerkt worden sei, kdnne leider nicht beurteilt werden. Das ent-
sprechende Schlussprufungsprotokoll sei dem Steuerberater vonseiten
der PKBI jedenfalls bereits im Marz 2022 nachweislich Gbermittelt wor-
den. Zum Zeitpunkt des oben angefuhrten Schreibens (14.09.2022)
habe die PKBI daher davon ausgehen kénnen, dass der vom Steuer-
berater angegebene Betrag den richtigen Aufwand darstelle. Die PKBI
werde hinklnftig darauf achten, dass bei kommenden Projekten eine
derartige Konstellation nicht mehr auftritt.

9 Teilprojekt ,Wasserversorgungsanlage Patscherkofel*

Die seinerzeitige Geschaftsfihrung der PKBI hat in ihrer zum
04.06.2018 erstellten ,Kostendarstellung Plan-Prognose Uberwa-
chung“ unter dem Punkt ,Reserve und Weginstandhaltung wahrend
der Bauzeit" bereits auf die Notwendigkeit der Neuerrichtung der WVA
Patscherkofel hingewiesen.

Mit Schreiben vom 27.05.2022 bzw. 31.05.2022 haben die PKBI, die
Austrian Real Estate GmbH (ARE) und die THW Gastro Invest GmbH
(THW), bei der Bezirkshauptmannschaft Innsbruck um eine wasser-,
forst- und naturschutzrechtliche Bewilligung flir eine Ubergreifende Sa-
nierung und Erneuerung der WVA Patscherkofel angesucht.

Die WVA sollte mit einem gemeinsamen Bauprojekt saniert werden,
dies mit dem Ziel der Herstellung einer gesetzeskonformen
(Trink-)Wasserversorgung fur die kommenden Jahrzehnte.

Das beantragte Sanierungskonzept wurde mit Bescheid vom
17.07.2023 genehmigt. Die gegenstandliche Bewilligung wurde von der
Verwaltungsbehorde unter zahlreichen kulturbautechnischen,
(hydro-)geologischen und forstfachlichen Auflagen erteilt.

Am 10.06.2024 wurde mit den Bauarbeiten begonnen, mit Datum
16.11.2024 ist die Sanierung der (gesamten) WVA Patscherkofel ab-
geschlossen worden.

Die Projektleitung (insbesondere die Planung und Steuerung sowie das
Projektcontrolling) zur Sanierung und Erneuerung der WVA Patscher-
kofel hat die PKBI der IKB AG ubertragen.
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Projektkosten

9.1 Projektkosten ,Sanierung WVA Patscherkofel*

Zur Verifizierung der dem Projekt ,Sanierung WVA Patscherkofel zu-
geordneten Kosten diente dem Stadtrechnungshof in erster Linie die
Auswertung des in der Anlagenbuchhaltung der PKBI gefuhrten Sach-
kontos 7009 ,Wasserversorgung Berg- und Mittelstation®.

Die nachstehende Tabelle gibt in komprimierter Form die in den Jahren
2020 bis 2026 (Stichtag 29.01.2026) auf dem soeben genannten
Sachkonto erfassten und bezahlten Projektkosten iHv insgesamt netto
rd. € 502,9 Tsd. wieder:

Projektkosten PKBI
Sanierung WVA Patscherkofel
Sachkonto 7009 - Stand 29.01.2026

Leistungsbeschreibung NettcEI€J]e trag

Leistungen Ziviltechniker 2.435,00
Rechtsberatung 27.881,48
Beratungsleistungen 27.437,41
Reinigung und Desinfektion, Installationsarbeiten 11.745,96
Netzzutritts- und Netzbereitstellungsentgelt 2.590,20
Ingenieur- und Zusatzleistungen 92.458,77
Kommunikative Projektbegleitung 24.492,50
BaumaRnahmen und -leistungen 307.360,60
Verlegung von Wasserleitungen auf fremdem Grundstlick 4.015,24
Sonder-Abgeltung Emissionsbelastung 2.000,00
Gebihren 436,99
Summe 502.854,15

Darlber hinaus waren dem sogenannten Rechnungseingangsbuch der
PKBI weitere Projektkosten iZm der WVA Patscherkofel zu entnehmen.

Dabei handelte es sich einerseits um Rechtsberatungskosten und an-
derseits um die Vergeblhrung des Dienstbarkeitsvertrages, abge-
schlossen zwischen der PKBI und der Agrargemeinschaft Patsch
(AGP), iHv gesamt netto € 6.041,45. Die beiden Rechnungen iHv netto
€ 5.553,95 und netto € 487,50 wurden von der PKBI am 17.10.2022
bzw. 14.09.2023 Uberwiesen. Die genannten Betrage sind auf den
Sachkonten 77500 ,Beratungsaufwand/Rechtsberatung“ und 71110
,Gebuhren® verbucht worden.

Des Weiteren stellten die Priifer fest, dass der PKBI aus dem eben
erwahnten Dienstbarkeitsvertrag mit der AGP Kosten fur die Wegbe-
nutzung und Mihewaltung iHv insgesamt netto € 11.208,33 erwachsen
sind. Daruber hinaus wurde von der AGP fir einen Containerplatz ein
Mietzins iHv netto € 2.000,00 in Rechnung gestellt. Die letztgenannten
Aufwendungen sind von der PKBI am 27.09.2024 bezahlt und auf dem
Sachkonto 74001 ,Mieten, Pachten, Dienstbarkeiten” erfasst worden.
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Rechtsberatung

Beratungsleistungen

Reinigung/Desinfektion,
Aulerbetriebnahme
Hochbehalter

Ingenieur- und
(Zusatz-)leistungen

In der Folge wurden die in obiger Tabelle ausgewiesenen, betragsma-
Big wesentlichen Kostenpositionen einer naheren Erlauterung zuge-
fuhrt.

Im Hinblick auf die Unterstitzung der PKBI in rechtlichen Angelegen-
heiten (Erstgesprache, Vertragsgestaltung, Rechtsauskinfte, Interes-
senvertretung u.a.m.) wurde eine Rechtsanwaltskanzlei beauftragt. Die
Summe fir die angesprochene Rechtsberatung setzte sich aus mehre-
ren Einzelrechnungen zusammen und hat den Leistungszeitraum Mitte
2020 bis 30.09.2024 betroffen.

Die IKB AG wurde am 15.06.2020 beauftragt, die PKBI u.a. im Hinblick
auf die Plausibilisierung der von einem Gutachter erhobenen Grundla-
gendaten, auf die Gegenulberstellung der Verbrauchsprognosen zum
vorhandenen Wasserdargebot und auf die Uberpriifung, welche Anla-
gen (Hochbehalter, Quellen, Leitungen) fir die Wasserversorgung tat-
sachlich erforderlich sind, zu unterstiitzen. Im Konnex damit hat der
Auftragnehmer am 30.09.2020 einen Betrag von netto € 8.600,41 in
Rechnung gestellt. Die der PKBI verrechneten Beratungsleistungen zur
Optimierung der WVA sind im Zeitraum Juli bis September 2020 er-
bracht und abgerechnet worden.

Am 31.03.2023 stellte die IKB AG weitere Beratungsleistungen iHv
insgesamt netto € 18.837,00 in Rechnung. Die in diesem Falle abge-
rechneten Beratungs- und Verhandlungsgesprache sind im Zeitraum
von Dezember 2022 bis Februar 2023 erbracht worden. Dabei stellte
der Stadtrechnungshof fest, dass die im Jahr 2022 erbrachten Regie-
leistungen mit einem Stundensatz iHv netto € 92,00 und jene des Jah-
res 2023 hingegen mit einem Stundensatz von netto € 104,00 abge-
rechnet worden sind. Eine Dokumentation in Bezug auf die Erhéhung
des Stundensatzes war nicht aktenkundig.

Am 14.12.2020 und 06.07.2021 hat die IKB AG der PKBI einerseits
Kosten fir Leitungsverlegungen (inkl. aller Armaturen) und Reini-
gung/Desinfektion von vier Quellfassungen in Rechnung gestellt. An-
derseits sind die nétigen Installationsarbeiten (Leitungsverlegungsar-
beiten, Reinigung/Desinfektion und Leistungstest Loéschwasserpumpe)
zur AuRerbetriebnahme des ,Hochbehalters Alt* verrechnet worden.
Die Rechnungssumme belief sich auf insgesamt netto € 11.745,96.

Mit Schreiben vom 24.11.2022 hat die IKB AG der PKBI zum einen
Ingenieurleistungen (Planung, Projektierung und Behdrdenverfahren)
und zum anderen Zusatz- bzw. Eigenleistungen (Beratungs- und Ver-
handlungsgesprache 2022, Beweissicherung Quelle und Ersatzwas-
serversorgung) mit einem Betrag von insgesamt netto € 33.496,61 in
Rechnung gestellt. Dieser Betrag wurde nachweislich am 21.12.2022
an die IKB AG ausbezahilt.

Am 09.12.2024 hat die IKB AG weitere Ingenieurleistungen (OBA, wirt-
schaftliche Bauuberwachung und Kollaudierung, Planungs- und
Baustellenkoordination) sowie Zusatzleistungen (Beweissicherung
Quelle, Steuerungstechnik, Beratungs- und Verhandlungsgesprache
2024, Reinigung/Desinfektion Hochbehalter Neu sowie Quellstuben
und -sammelschacht, Betriebsflhrung etc.) iHv gesamt netto
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Kommunikative
Projektbegleitung

Baumaflnahmen und
-leistungen

€ 58.962,16 verrechnet. Diese Forderung hat die PKBI am 18.02.2025
beglichen.

Fir die kommunikative Begleitung des in Rede stehenden Projekts
sind Aufwendungen iHv gesamt netto € 24.492,50 auf dem Sachkonto
7009 ,Wasserversorgung Berg- und Mittelstation® erfasst worden. Die
erste Abrechnung der Werbeagentur betraf den Leistungszeitraum
August 2023, die letzte Abrechnung des Unternehmens bezog sich auf
den Monat Juni des Jahres 2025. Samtliche Abrechnungen konnten
vom Stadtrechnungshof eingesehen werden.

Die von der IKB AG anfanglich bekannt gegebenen Plankosten fiur
Baumalnahmen und -leistungen haben sich zum 16.09.2022 auf ge-
samt € 623.000,00 belaufen. Zwei Monate spater hat die IKB AG die
anteiligen prognostizierten Kosten der PKBI mit insgesamt
€ 541.177,79 beziffert. Dazu stellte der Stadtrechnungshof fest, dass
die letztgenannten Plankosten seinen Berechnungen nach um einen
Betrag von € 10,0 Tsd. zu niedrig angesetzt waren. DarlUber hinaus
konstatierte das Priforgan, dass in den genannten Kostenprognosen
auch Kosten fir beauftragte Ingenieurleistungen iHv netto € 38.000,00
und fur Beratungsleistungen sowie flir die monatliche Beweissicherung
von Quellen iHv netto € 18.000,00 bzw. netto € 13.400,00 enthalten
waren. Wie zuvor dargelegt, sind diese Kosten jedoch gesondert in
Rechnung gestellt und von der PKBI bezahlt worden.

In der Generalversammlung der PKBI am 08.02.2023 wurde die Allein-
gesellschafterin Stadt Innsbruck vom Geschaftsflihrer tUber die Hohe
der prognostizierten Kosten von € 541.177,79 informiert. Des Weiteren
wurde berichtet, dass mit der IKB AG ein Finanzierungsmodell mit ei-
ner Laufzeit von flnf Jahren ausgearbeitet werden konnte. Zudem hat
die Generalversammlung beschlossen, das Projekt ,Sanierung WVA
Patscherkofel* mit frei verfigbaren Finanzmitteln der PKBI und PKBB
zu finanzieren. Im Falle von Liquiditatsengpassen sind entsprechende
finanzielle Zuwendungen bei der Alleingesellschafterin Stadt Innsbruck
anzumelden und die dazu notwendigen Gesprache zu fiuhren.

Nach Beschluss der Generalversammlung hat der Geschaftsfihrer das
von der IKB AG fiur die ,Vorfinanzierung der BaumalRnahmen zur Er-
neuerung der WVA der Patscherkofelbahn Infrastruktur GmbH® unter-
breitete Angebot angenommen. Das am 15.01.2023 gelegte Angebot
wurde von der PKBI am 09.02.2023 unterfertigt.

Darin sicherte die IKB AG der PKBI zu, mit Ausnahme der Kosten fiir
die von ihr erbrachten Eigenleistungen sowie der Betriebsflihrungskos-
ten (bspw. Ingenieurdienstleistungen, Beweissicherungsmaflinahmen,
Wasserprobenentnahmen, Stromkosten) samtliche Baukosten zu
ubernehmen bzw. vorzufinanzieren. Die Vorfinanzierungssumme war
der IKB AG in funf Jahresraten rickzuerstatten. Die Rlckzahlung er-
folgte wertgesichert. Uberdies stellte die IKB AG fiir die Vorfinanzie-
rung der Baukosten einen 2 %igen Zinsaufschlag in Rechnung. Die
erste Rate war zum Zeitpunkt der Auftragsvergabe an die Baufirma, die
zweite Rate zum 30.06.2024, die dritte Rate zum 30.06.2025, die vierte
Rate zum 30.06.2026 und die funfte Rate zum 30.06.2027 fallig.
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Verlegung von Wasser-
leitungen auf fremden
Grund

Sonder-Abgeltung
Emissionsbelastung

Bis zum Prifungszeitpunkt 29.01.2026 sind von der IKB AG drei Ra-
tenzahlungen iHv netto € 87.155,13, € 99.617,02 und € 120.588,45
vorgeschrieben und von der PKBI bezahlt worden.

Darauf bezugnehmend hielt der Stadtrechnungshof fest, dass die in
der Generalversammlung vom 08.02.2023 verlautbarte Kostenprogno-
se von rd. € 541,2 Tsd. um die Kostenpositionen ,Beauftragte Ingeni-
eurleistungen vom 22.06.2021" iHv netto € 38,0 Tsd., ,Regieleistungen
(begleitende Verhandlungsgesprache Stand 15.09.2022 [...])" iHv netto
€ 18,0 Tsd. und ,Regieleistungen (monatliche Beweissicherung; Quell-
schiattungsmessungen von 09/2022 bis 09/2024)° iHv netto
€ 13,4. Tsd., sohin um insgesamt netto € 69,4 Tsd., zu reduzieren ge-
wesen ware. Infolgedessen wirden sich die prognostizierten Kosten
auf netto rd. € 471,8 Tsd. belaufen. Die von der IKB AG in ihrer
(Schluss-)Rechnung vom 09.12.2025 ausgewiesenen und der PKBI
bekanntgegebenen Kosten fir Baumalnahmen und -leistungen iHv
rd. € 482,7 Tsd. haben sich gegenuber den (korrigierten) Plankosten
um rd. 2,3 % erhdht. Die Beschilderung der Quellstuben soll erst im
Jahr 2026 durchgefiihrt werden. Die hierfir prognostizierten Kosten iHv
rd. € 2.000,00 werden der PKBI gesondert verrechnet.

Im Zusammenhang mit der Sanierung bzw. Neufassung der Hotelquel-
le | auf Gst. 1651/1 und der Hotelquelle Il auf Gst. 1653 sowie der
Neuverlegung der Transportleitungen von der Hotelquelle Il bis zur
Einbindung in den bestehenden Quellsammelschacht auf Gst. 1651/1
im Forstweg der AGP (berihrte Gste. 1651/1, 1650 und 1653, alle KG
81124 - Patsch ) wurde zwischen der AGP als Dienstbarkeitsbestellerin
und der PKBI als Dienstbarkeitsnehmerin am 15.06.2023 ein Dienst-
barkeitsvertrag abgeschlossen.

Fur die Benutzung der Flachen zur Verlegung von Wasserleitungen hat
die AGP nach den Bestimmungen des Dienstbarkeitsvertrages eine fir
das Priforgan verifizierbare Entschadigungssumme iHv netto
€ 4.015,24 ermittelt und der PKBI in Rechnung gestellt. Diesen Betrag
hat die PKBI am 19.12.2024 (berwiesen.

Des Weiteren hat die PKBI der AGP am 27.09.2024 eine Pauschal-
summe fir die Wegbenutzung sowie verrechnete Miuhewaltungskosten
iHv insgesamt netto € 11.208,33 bezahlt.

Fir die Sanierung der WVA Patscherkofel musste ebenso eine Verein-
barung zwischen einer Privatperson, welche bucherlicher Eigentimer
der Grundstlcke 4/1, 5, 6/1 und 7/1 EZ 100 GB 81106 Ellbégen ,Ho-
hes Mahd® ist, und der PKBI sowie der AGP am 07.06.2023 abge-
schlossen werden.

Gegenstand dieser Abmachung war zum einen die Duldung der Befah-
rung und der Belastungen durch das Befahren der bestehenden Weg-
anlage und zum anderen die (grundsatzliche) Zustimmung zu allenfalls
erforderlichen Anderungen der Weganlage (bspw. Ausgestaltung der
Kehren fur die Baufahrzeuge) und zu temporar geringfligig erganzen-
den Liegenschaftsinanspruchnahmen.
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Projektendabrechnung
~>anierung WVA Pat-
scherkofel*

Als Ausgleich fir die erhdhte Muhewaltung des Grundeigentimers
wurde u.a. vereinbart, dass die PKBI fur die durch die Bautatigkeit
temporar erhéhte Emissionsbelastung auf der betreffenden Liegen-
schaft eine ,Sonder-Abgeltung” iHv einmalig € 2.000,00 zu leisten hat.
Diese hat die PKBI dem betreffenden Grundeigentimer am 07.08.2024
ausbezahilt.

9.2 ResuUmee Projektkosten ,Sanierung WVA Patscherkofel*

Wie aus den zuvor getatigten Ausfiihrungen des Stadtrechnungshofes
hervorgeht, sind die auf dem Sachkonto 7009 ,Wasserversorgung
Berg- und Mittelstation ersichtlichen Projektkosten fir die WVA Pat-
scherkofel (zumindest) noch zu erganzen um

e die iZm der ,Vorfinanzierung der Baumalinahmen zur Erneuerung
der WVA der Patscherkofelbahn Infrastruktur GmbH®“ noch zu leis-
tende vierte und finfte Ratenzahlung iHv gesamt netto
€ 175.315,59.

e das Ergebnis der im Rahmen der Ratenberechnung noch durchzu-
fuhrenden Indexanpassung (rd. € 8,0 Tsd. und rd. € 12,0 Tsd.).

¢ den jeweiligen Aufwand aus der Berechnung des 2%igen Zinsauf-
schlages pro Ratenzahlung (rd. 3,5 Tsd.).

e die noch ausstandigen Kosten im Hinblick auf die Beschilderung der
Quellen (von IKB AG auf rd. € 2,0 Tsd. geschatzt)

e die auf dem Sachkonto 74001 ,Mieten, Pachten, Dienstbarkeiten®
erfassten (pauschalen) Wegbenutzungs- und Mihewaltungskosten
(inkl. Pauschalbetrag fir den Containerplatz) iHv gesamt netto
rd. € 13,2 Tsd. und

¢ die auf dem Sachkonto 77500 ,Beratungsaufwand/Rechtsberatung®
und 71110 ,Gebuhren“ verbuchten finanziellen Aufwendungen in
Rechtsangelegenheiten und Gebuihren iHv gesamt netto
rd. € 6,0 Tsd.

Insofern werden sich die Gesamtprojektkosten iZm der ,Sanierung
WVA Patscherkofel” auf annahernd rd. € 712,0 Tsd. belaufen. Wie ver-
traglich mit der IKB AG vereinbart, sind die vierte und flnfte Ratenzah-
lung zum 30.06.2026 bzw. zum 30.06.2027 fallig. Infolgedessen wird
eine Gesamtkostenaufstellung fir das Projekt ,Sanierung WVA Pat-
scherkofel” frihestens zu diesem Stichtag mdglich sein.

Der Stadtrechnungshof hat der PKBI daher empfohlen, nach Rech-
nungslegung der letzten Ratenzahlung durch die IKB AG eine Gesamt-
kostenaufstellung fiir das Projekt ,Sanierung WVA Patscherkofel” zeit-
nah zu erstellen, um den Abschluss des Projekts transparent und voll-
standig zu dokumentieren.

In ihrer Stellungnahme hat die PKBI zugesagt, nach Abschluss des
Projektes eine Gesamtkostenaufstellung zu erstellen.
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Projektabrechnung

Allfallige
Finanzierungs-
verpflichtung der
Stadt Innsbruck —
Empfehlung

Im Hinblick auf die Gesamtkostenaufstellung bzw. die Aufnahme aller
iZm der Sanierung der WVA Patscherkofel erbrachten Leistungen legte
der Stadtrechnungshof der PKBI nahe, samtliche im Rahmen dieses
Bauprojekts abgeschlossenen Dienstbarkeits- und Wasserversor-
gungsvertrdge sowie Parteienvereinbarungen einer nochmaligen Ein-
schau zu unterziehen, um sicherzugehen, dass samtliche projektbezo-
gene Einnahmen und Ausgaben erfasst worden sind.

Im Anhorungsverfahren sicherte die PKBI zu, nach Projektabschluss
eine Abstimmung des intern gefihrten Eingangsrechnungsbuches so-
wie der extern geflihrten Buchhaltung durchzufihren, um eine Einbe-
ziehung aller projektbezogenen Posten zu gewahrleisten.

10 Schlussbemerkungen

Das Projekt ,Neustrukturierung Patscherkofel(-bahn)“ war bis zum Ab-
schluss der Prifung im Janner 2026 noch nicht vollstandig abgerech-
net. Dies betraf insbesondere die zum damaligen Zeitpunkt noch aus-
stehenden Ratenzahlungen flur die Sanierung der WVA Patscherkofel
(siehe dazu Kapitel 6.4 und 9.2).

Im Zuge der Projektabwicklung flihrte die PKBI — wie dem vorliegenden
Bericht zu entnehmen ist — die Kostenaufzeichnung und Kostenkontrol-
le uneinheitlich durch. So stellte die PKBI die bis Ende 2019 laufend
gefuihrten Plan-Ist-Vergleiche mit Beginn 2020 auf die vereinfachten, in
funf Bereiche unterteilten Projektabrechnungen (,Projektabrechnung
neu“) um. Die von der PKBI verwendete (Ausgangs-)Datengrundlage
fur diese neue Form der Projektabrechnung war dabei flr den Stadt-
rechnungshof nicht vollstdndig nachvollziehbar (siehe dazu
Kapitel 6.1).

Daneben erstellte die PKBI im Auftrag des Buros des damaligen Bur-
germeisters zu Beginn des Jahres 2022 eine nachtragliche Kostenauf-
stellung auf Basis der Buchhaltungsunterlagen.

Eine vollstandige Kostenaufzeichnung bzw. -darstellung unter Einbe-
ziehung samtlicher angefallener Aufwendungen (inkl. der Sanierung
der WVA Patscherkofel) lag bis zum Prifungsabschluss jedoch nicht
vor (siehe Empfehlung in Kapitel 6.4).

Die vorliegenden Prufungsunterlagen sowie die Erhebungsergebnisse
lieRen nach Ansicht des Stadtrechnungshofs zudem auf divergierende
Auffassungen hinsichtlich einer allfalligen Finanzierungsverpflichtung
der Stadt Innsbruck gegenuber der PKBI iZm dem gepruften Projekt
schlieRen (siehe dazu Kapitel 6.2). Die zentrale Fragestellung dabei
war, ob die durch den Gemeinderat am 14.06.2018 beschlossene
Stammkapitalerh6hung iHv € 2,6 Mio. (auch) zur Finanzierung des
gegenstandlichen Projekts zu verwenden war oder rein der Deckung
zukunftiger Projekte respektive Investitionen dienen sollte.

Der Stadtrechnungshof empfahl der PKBI und der MA IV deshalb, nach
Vorliegen der Endabrechnung des Projekts ,Neustrukturierung Pat-
scherkofel(-bahn)* eine transparente Klarung herbeizufiihren, ob im
gegebenen Zusammenhang eine weitere Finanzierungsverpflichtung
der Stadt Innsbruck gegenuber der PKBI besteht.
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Im Anhoérungsverfahren stellte die PKBI eine Abstimmung mit der Stadt
Innsbruck hinsichtlich einer allfalligen Finanzierungsverpflichtung in
Aussicht.

Die Abteilungsleitung der MA 1V teilte in ihrer Stellungnahme stark zu-
sammengefasst mit, dass ihrer Ansicht nach eine vertragliche Finan-
zierungsverpflichtung der Stadt Innsbruck gegentber der PKBI — wie
aus den von der MA |V vorgelegten Unterlagen hervorgehe und auch
in einem Gesprach mit dem Stadtrechnungshof am 03.02.2026 ver-
deutlicht worden sei — aus naher genannten Griinden nicht bestehe.

Beschluss des Kontrollausschusses vom 01.07.2026:

Beiliegender Bericht des Kontrollausschusses zu o.a. Bericht des Stadtrech-
nungshofes wird dem Gemeinderat am 16.07.2026 zur Kenntnis gebracht.

(einstimmiq)

Beschluss des Gemeinderates vom 16.07.2026:
Der Bericht wird zur Kenntnis genommen.
(Mair, eigenhandig)
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Prifungskompetenz,
Prifungsinhalt

Anhdérungsverfahren

Geschlechtsneutrale
Formulierung

(zu Punkt 15.)

BERICHT UBER DIE BELEGKONTROLLEN
DER STADTGEMEINDE INNSBRUCK,
IV. QUARTAL 2025 —I. Quartal 2026

Der gemeinderatliche Kontrollausschuss hat den ihm zugemittelten Be-
richt des Stadtrechnungshofes Uber die Belegkontrollen der Stadtge-
meinde Innsbruck, 1V. Quartal 2025 — |. Quartal 2026 eingehend behan-
delt und erstattet mit Datum vom 01.07.2026 dem Gemeinderat folgen-
den Bericht:

Der Bericht des  Stadtrechnungshofes vom  20.05.2026,
ZI. Maglbk/90840/StRH-PR/12, ist allen Klubobleuten zugegangen; zu-
satzlich wird auf die Moéglichkeit jedes Gemeinderates, den Bericht bei
den Akten zum Gemeinderat im Amt fiir Gremialwesen und Offentlich-
keitsarbeit einzusehen, verwiesen.

1 Vorbemerkungen

Vom Stadtrechnungshof wird gem. § 74 Abs. 2 des Stadtrechts der Lan-
deshauptstadt Innsbruck 1975 jahresdurchgangig Einsicht in die buchhal-
terischen Einnahme- bzw. Auszahlungsanordnungen samt den dazuge-
horigen Belegen genommen.

Des Weiteren wirken Vertreter des Stadtrechnungshofs bei Gewahrleis-
tungsbegehungen und Haftbrieffreigaben mit und prifen ausgewahlte
Vergabevorgange, welche vornehmlich dem Baubereich zuzuschreiben
sind.

Im Rahmen der Kontrolle wird ein verstarktes Augenmerk auf den effizien-
ten Einsatz von offentlichen Mitteln im Magistratsbereich nach den Krite-
rien der Wirtschaftlichkeit, Rechtmafigkeit und ZweckmaRigkeit gelegt.

Nach § 53 Abs. 2 der MGO hat der Stadtrechnungshof zum vorlaufigen
Ergebnis einer Prifung die betroffene Einrichtung zu héren und sachlich
begriindete AuRerungen bei der Abfassung ihrer Priifberichte zu bertick-
sichtigen.

In diesem Sinne wurde die Magistratsdirektion eingeladen, eine schriftli-
che Stellungnahme zu den einzelnen Textziffern des Vorberichts, soweit
eine solche fur sachdienlich bzw. erforderlich gehalten wirde, bis langs-
tens 08.05.2026 zu erstatten.

Entsprechende Stellungnahmen wurden dem Stadtrechnungshof fristge-
recht Ubermittelt.

Die im Bericht gewahlten personenbezogenen Bezeichnungen wurden
zur besseren Lesbarkeit grundsatzlich nur in der Geschlechtsform des ge-
nerischen Maskulinums formuliert und beziehen sich — sofern nicht anders
kenntlich gemacht — auf alle Geschlechter.
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Prufung
dienstgeberseitige
Bezugsnebenkosten

[rrtimlich erhdhter
Dienstgeberbeitrag
zum Familienlasten-
ausgleichsfonds

Korrektur durch
(Ruck-)Rollung —
Empfehlung bereits
wahrend Prifung
umgesetzt

Kunftige Anderungen
von Einsteuerungen
in der Bezugsabrech-
nungs-Software —
Empfehlung

2 Einnahme- und Auszahlungsvorgange

Der Stadtrechnungshof Uberprifte die Bezugsabrechnung eines stadti-
schen Dienstnehmers des Monats Feber 2026. Die durchgeflihrte Prifung
bezog sich insbesondere darauf, ob die dienstgeberseitigen Bezugsne-
benkosten bei der Gehaltsabrechnung korrekt bertcksichtigt waren.

Bei der Priifung stellte der Stadtrechnungshof fest, dass der Dienstgeber-
beitrag (DB) zum Familienlastenausgleichsfonds (FLAF) nach dem Fami-
lienlastenausgleichsgesetz (FLAG) 1967 mit einem erhohten Prozentsatz
von 3,9 % anstelle von 3,7 % bertcksichtigt war. Die Rlicksprache mit der
Leiterin des Referates Besoldung ergab, dass sie den DB zum FLAF mit
Beginn Janner 2026 in der zur Bezugsabrechnung verwendeten Abrech-
nungs-Software systemseitig von vormals 3,7 % auf 3,9 % erhdht habe.

Der Stadtrechnungshof merkte an, dass der DB zum FLAF (auch) fir das
Abrechnungsjahr 2026 bei 3,7 % lag. Fur die Bezugsabrechnungs-Mo-
nate Janner und Feber 2026 lieferte die Stadt Innsbruck somit eine aus
Sicht des Stadtrechnungshofs falschlicherweise erhéhte Summe als DB
zum FLAF an das zustandige Finanzamt ab.

Der Stadtrechnungshof empfahl der Leiterin des Referates Besoldung,
den von ihm aufgezeigten Sachverhalt zu prifen und gegebenenfalls eine
Korrektur aller betroffenen Bezugsabrechnungen vorzunehmen.

Sofort nach Bekanntwerden des Sachverhaltes veranlasste die Leiterin
des Referates Besoldung eine Bereinigung der Bezugsabrechnungen
durch (Riick-)Rollung der Monate Janner und Feber 2026:

Ergebnis (Riick-)Rollung Janner und Feber 2026
iZ mit DB zum FLAF (3,9 % anstelle von 3,7 %)

Abrechnungsmonat Abreé?\?]i?]r;eaeg:fgﬂi Korrekturbetrag (in €)
Janner 2026 1.753 12.638,04
Feber 2026 1.754 11.798,34
Summe 24.436,38

Der Korrekturbetrag zu Gunsten der Stadt Innsbruck belief sich auf insge-
samt € 24.436,38. Durch die veranlasste Rollung der Abrechnungsmo-
nate Janner und Feber 2026 kam die Leiterin des Referates Besoldung
der Empfehlung des Stadtrechnungshofs umgehend nach.

Im Hinblick auf Anderungen von Einsteuerungen in der Bezugsabrech-
nungs-Software empfahl der Stadtrechnungshof dem Referat Besoldung
des Amtes fur Personalwesen der MA |, dafir kunftig interne Kontrollmaf3-
nahmen (bspw. 4-Augen-Prinzip etc.) anzudenken und gegebenenfalls
umzusetzen.

In der abgegebenen Stellungnahme berichtete das Amt flr Personalwe-
sen der MA | darlber, dass in Entsprechung der Empfehlung des Stadt-
rechnungshofs seitens des Referates Besoldung an mehrphasigen Kon-
trollmafRnahmen gearbeitet werde und diese laufend erweitert wirden.
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2.2 Mitteilungszeitung Innsbruck informiert — Erl6se aus Inseraten

Uberweisungsbetrag fir Der Stadtrechnungshof tberprifte eine Auszahlungsanordnung des Re-

Janner-Ausgabe 2026

Erlose aus
Inseraten — Anteil
Stadt Innsbruck aus
Sicht StRH zu
gering —
Empfehlung

Erhohter Priffokus
auf kiinftige Ab-
rechnungen —
Empfehlung

ferates Kommunikation und Medien des Amtes flir Gremialwesen und Of-
fentlichkeitsarbeit der MA | Uber einen Betrag von brutto € 24.449,87.
Diese Summe gelangte an den von der Stadt beauftragten Produktion-
Partner betreffend die Janner-Ausgabe des Jahres 2026 von ,Innsbruck
— Die Landeshauptstadt informiert — Offizielle Mitteilungszeitung® zur
Uberweisung.

Dieser Gesamtbetrag beinhaltete neben den monatlichen Herstellungs-
und Portokosten der Mitteilungszeitung einen Gutschriftsbetrag von netto
€ 9.349,21. Dieser bezog sich auf die in der Mitteilungszeitung geschalte-
ten Inserate bzw. die auf die Stadt aus diesem Titel entfallenden Erlose.

Bei seiner Uberpriifung stellte der Stadtrechnungshof fest, dass die Be-
rechnung des Gutschriftsbetrages seiner Einschatzung nach nicht den ge-
troffenen vertraglichen Vereinbarungen entsprach. Im Ergebnis war die-
ser zu gering:

Innsbruck informiert - Ausgabe Janner 2026
Netto-Betrage in €

. tatsachliche Abrechnung .
Beschreibung Abrechnung gem. StRH Differenz
Gesamterldse aus Inseraten 22.605,42 22.605,42
davon Anteil Stadt Innsbruck 9.349,21 16.662,08 7.312,87

Der Differenzbetrag ging auf eine vom Produktions-Partner seit der No-
vember-Ausgabe des Jahres 2025 vollzogene Umstellung der bislang
praktizierten Berechnungsmodalitat zurick.

Der Stadtrechnungshof empfahl dem Referat Kommunikation und Medien
der MA |, den von ihm aufgezeigten Sachverhalt zu Gberprifen. Gegebe-
nenfalls waren die Abrechnungsmonate seit der vom Produktions-Partner
vollzogenen Berechnungsmodalitat-Umstellung rickwirkend zu Gunsten
der Stadt Innsbruck zu korrigieren.

In der abgegebenen Stellungnahme bestatigte die Fachdienststelle den
vom Stadtrechnungshof festgestellten Sachverhalt. In weiterer Folge
nahm das Amt fiir Gremialwesen und Offentlichkeitsarbeit Kontakt mit
dem Produktionspartner zur Abklarung und Korrektur auf. Dieser hat den
vom Stadtrechnungshof beanstandeten Berechnungsfehler bestatigt und
der Stadt Innsbruck entsprechende Gutschriften Gbermittelt.

Bis zum Zeitpunkt der Einschau durch den Stadtrechnungshof blieb die
aufgezeigte Abrechnungs-Diskrepanz in der betroffenen Fachdienststelle
unentdeckt.

Fur kinftige Abrechnungen empfahl der Stadtrechnungshof dem Referat
Kommunikation und Medien der MA 1, der Uberprifung der vertragskon-
formen Abrechnung der Erl6se aus Inseraten entsprechend den getroffe-
nen vertraglichen Ubereinkiinften erhéhte Aufmerksamkeit zuzuwenden.
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Nachzahlung
Wertanpassung
Herstellungskosten

im Jahr 2025 —
Auswirkung auf
Abrechnung der
Erlése aus Inseraten —
Empfehlung

Fehlerhafte
Summierung der
Erldse aus Inseraten
der Ausgabe
September 2022 —
Empfehlung

Das Amt fiir Gremialwesen und Offentlichkeitsarbeit berichtete in der ab-
gegebenen Stellungnahme Uber getroffene Malnahmen, welche kiinftig
die Uberprifung der einlangenden Rechnungen erleichtern bzw. sicher-
stellen sollen. Der Kontrolle der vom Stadtrechnungshof beanstandeten
Rechnungen komme in der Fachdienststelle inzwischen eine besondere
Aufmerksamkeit zu.

Im Zuge der Recherchen zu dieser Angelegenheit war fir den Stadtrech-
nungshof ersichtlich, dass es Mitte des Jahres 2025 zu einer Nachver-
rechnung im Zusammenhang mit der vertraglich bestimmten Wertanpas-
sung der Kosten flr die monatliche Herstellung der Print-Ausgabe im Ge-
samtbetrag von brutto € 50.595,60 kam. Die vom Produktions-Partner ftr
den Zeitraum zwischen Dezember 2021 bis Feber 2024 begehrten
Wertanpassungen waren flr den Stadtrechnungshof nachvollziehbar.

Nach dem Dafirhalten des Stadtrechnungshofs hatten diese Wertanpas-
sungen allerdings auch eine Auswirkung auf die Abrechnung der Insera-
ten-Erlése zu Gunsten der Stadt Innsbruck mit sich gebracht. Eine derar-
tige an die valorisierten Herstellungskosten angepasste nachtragliche
Verrechnung der Inseraten-Erldse erfolgte bis zum damaligen Prifungs-
zeitpunkt des Stadtrechnungshofs nicht. GemaR den von ihm angestellten
Berechnungen hatten sich die daraus resultierenden Mehrerldse aus der
Abrechnung der Inserate auf tGber € 10.000,00 belaufen.

Der Stadtrechnungshof empfahl dem Referat Kommunikation und Medien
der MA |, den von ihm aufgezeigten Sachverhalt zu Gberprifen. Gegebe-
nenfalls ware vom Produktions-Partner eine angepasste Inseraten-Er-
I6se-Abrechnung fir die betreffenden Jahre einzufordern.

Das Amt fiir Gremialwesen und Offentlichkeitsarbeit bestétigte in der ab-
gegebenen Stellungnahme den vom Stadtrechnungshof aufgezeigten
Sachverhalt. Die Kontaktaufnahme mit dem Produktionspartner brachte
das Ergebnis, dass die Stadt Innsbruck eine entsprechende Gutschrift er-
halt. Zur Gutschrift war angekundigt, diese in drei Teilen in den Monaten
Mai, Juni und Juli 2026 zu verrechnen.

Bei dieser Nachrechnung der Inseraten-Erlése anhand der valorisierten
Herstellungskosten der Print-Ausgabe war fur den Stadtrechnungshof die
Inseraten-Abrechnung hinsichtlich der Ausgabe flr September 2022 wie
folgt auffallig:

Innsbruck informiert - Ausgabe September 2022 - Abrechnung Inseraten-Erlose
Netto-Betrdge in €

. tatsachliche Abrechnung .
Beschreibung Abrechnung gem. StRH Differenz
Gesamterldse aus Inseraten 20.818,54 27.064,51 6.245,97
davon Anteil Stadt Innsbruck 14.891,08 19.374,07 4.482,99

Nach Einschatzung des Stadtrechnungshofs unterlief dem Produktions-
Partner bei der Aufsummierung der einzelnen Inseraten-Erlése offenbar
ein Summierungsfehler. Die Inseraten-Erl6se lagen insgesamt bei einem
Betrag von netto € 27.064,51. Aufgrund dieses Summierungsfehlers
setzte der Produktions-Partner die Inseraten-Erlése um einen Betrag von
netto € 6.245,97 zu niedrig an.
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Begehung vor
Ablauf der
Gewahrleistungsfrist

Compliance-Richtlinie
und
Bundesvergabegesetz

Den Berechnungen des Stadtrechnungshofs zufolge hatten sich die der
Stadt zustehenden Inseraten-Erlose somit auf einen erhohten Betrag von
netto € 19.374,07 (Differenzbetrag € 4.482,99) belaufen missen.

Der Stadtrechnungshof empfahl dem Referat Kommunikation und Medien
der MA |, den von ihm aufgezeigten Sachverhalt zu Gberprifen. Gegebe-
nenfalls ware mit dem Produktions-Partner iber eine nachtragliche Kor-
rektur der Inseraten-Abrechnung fiir die September-2022-Ausgabe zu
verhandeln.

In der abgegebenen Stellungnahme bestatigte das Amt flir Gremialwesen
und Offentlichkeitsarbeit den vom Stadtrechnungshof aufgezeigten Sach-
verhalt. Nach Abklarung mit dem Produktionspartner sagte dieser auch
im Hinblick auf diese betragliche Differenz eine Gutschrift zu. Diese werde
ebenfalls in drei Teilen in den Monaten Mai, Juni und Juli 2026 verrechnet.

3 Gewahrleistungsbegehungen

Im Zuge der Abrechnung von im Auftrag und auf Rechnung der Stadt In-
nsbruck durchgefiuihrten Bau- und Lieferleistungen erfolgt unter bestimm-
ten Bedingungen flr die Dauer der gesetzlichen bzw. vertraglich verein-
barten Gewahrleistung der Einbehalt einer finanziellen Sicherstellung,
welche in den Giberwiegenden Fallen durch einen Haftbrief (Bankgarantie)
abgeldst wird.

Vor Ablauf des Haftbriefes bzw. vor Ende des Gewahrleistungszeitraums
fuhren Vertreter des Auftragnehmers und des Stadtmagistrats in vielen
Fallen eine gemeinsame Beschau der besicherten Leistungen durch.

Dem Stadtrechnungshof werden in der Regel die Haftbriefe rechtzeitig vor
Ende der Gewahrleistungsfrist vorgelegt. In weiterer Folge ftrifft dieser
eine Auswahl, an welchen Begehungen er teilnehmen mdchte. Im Zeit-
raum viertes Quartal 2025 und erstes Quartal 2026 fanden keine Bege-
hungen in Anwesenheit des Stadtrechnungshofs statt.

4 Vergabekontrollen

Die ,,Compliance-Richtlinie fiir den ordnungsgemafen Dienst beim Stadt-
magistrat Innsbruck® und die zugehérige Geschaftsordnung, wiederver-
lautbart am 01.09.2025, sollen gewahrleisten, dass sich die Mitarbeiten-
den des Stadtmagistrats gemaf den darin verankerten Grundsatzen ent-
sprechend verhalten.

Teil dieser Compliance-Richtlinie sind u. a. allgemeine verbindliche Ver-
haltensregeln fiir die Vollziehung des Vergaberechtes festgelegt.

Die mafigeblichen Regelungen zu Vergaben finden sich im Bundesverga-
begesetz 2018 (BVergG 2018), verlautbart im BGBI. | Nr. 65/2018, in der
jeweils gultigen Fassung. Dartber hinaus sind in jedem Vergabeverfahren
auch die Bestimmungen des Innsbrucker Stadtrechts verbindlich einzu-
halten.
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Vergaben ab netto
€ 25.000,00

Geprifte
Vergabevorgange

Prufung auf
Ubereinstimmung mit
den zugelassenen
Vergabeverfahren und
Wertgrenzen gemal
BVergG 2018

Keine Beanstandungen

Nachst zu den rechtlichen Rahmenbedingungen sind Vergabeverfahren
unter Beachtung der Grundsatze des Vergaberechtes — Diskriminierungs-
verbot, Transparenz und Vertraulichkeit — durchzufiihren. Die Stadt Inns-
bruck hat zudem wirksame MalRnahmen zur Verhinderung, Aufdeckung
und Behebung von Interessenskonflikten zu treffen.

Die vom Stadtrechnungshof durchgefiihrten Vergabekontrollen erfolgen
in der Regel fir Beauftragungen ab einem (Netto-)Auftragswert von
€ 25.000,00, die gemal GR-Beschluss vom 12.07.2012 dem Stadtsenat
zur Zuschlagsentscheidung vorzulegen sind.

Im Zeitraum viertes Quartal 2025 und erstes Quartal 2026 hat der Stadt-
rechnungshof in funf Vergabevorgange mit einem Gesamtvolumen von
netto € 769.263,92 Einsicht genommen.

Die Vergaben erfolgten in den gepruften Fallen nach Durchfuhrung eines
Verhandlungsverfahrens ohne Bekanntmachung mit einem Unterneh-
men, als Direktvergabe mit vorheriger Bekanntmachung sowie als Abruf
aus einer bestehenden Rahmenvereinbarung der Stadt mit der Bundes-
beschaffung GmbH (BBG).

Die geman nationaler Schwellenwerteverordnung 2023,
BGBI. Il Nr. 34/2023, bis zum 31. Dezember 2025 festgesetzten Schwel-
lenwerte wurden in Abhangigkeit zum gewahlten Vergabeverfahren ein-
gehalten. Die durch die Schwellenwerteverordnung 2025,
BGBI. Il Nr. 167/2025 bis 31.03.2026 verlangerten Schwellenwerte sowie
die durch das Vergaberechtsgesetz 2026 seit dem 01.03.2026 in Kraft
getretenen Anderungen des BVergG 2018 waren fir die gepriiften Verga-
bevorgange nicht von Relevanz.

Der Stadtrechnungshof hatte keine wesentlichen Beanstandungen zu
treffen. Die gewahlten Vergabevorgange waren auf Basis der eingesehe-
nen Unterlagen als zuldssig zu beurteilen.

Beschluss des Kontrollausschusses vom 01.07.2026:

Beiliegender Bericht des Kontrollausschusses zu o.a. Bericht des Stadtrech-

nungshofes wird dem Gemeinderat am 16.07.2026 zur Kenntnis gebracht.

Beschluss des Gemeinderates vom 16.07.2026:

Der Bericht wird zur Kenntnis genommen.
(Mair, eigenhandig)
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Retouren an MA Il - Amt Soziales

Herrn Vorsitzenden
GR Mag. Benjamin Plach

HIER

(zu Punkt 16.1)

Sachbearbeitung
Telefon
Email

Ort, Datum

INNS’
BRUCK

Stadtmagistrat

Stationare Pflege und Sozialsubventionen
Katrin Thoni-Payr

+43 512 5360 9124
post.sozialsubventionen@innsbruck.gv.at
Innsbruck, 02.07.2026

Subventionsantrage des Ausschusses filir Soziales und Wohnungsvergabe vom

01.07.2026 fiir den Bereich ,,Soziales*

Sehr geehrter Herr Gemeinderat,

wir ersuchen, folgenden Beschluss im Gemeinderat zu fassen:

»,Die Subventionsantrage des Ausschusses fiir Soziales und Wohnungsvergabe vom
01.07.2026 fiir den Bereich ,,Soziales“ werden laut Beilage genehmigt.“

Finanzielle Auswirkungen (Bruttobetrage)

Einmalige Kosten

€ 18.836,40

Laufende bzw. Folgekosten / Jahr

KEINE

Die Bedeckung erfolgt iiber:

Position: 1
Fonds 429 000 Finanzposition

Position: 2 + 3
Fonds 429 000 Finanzposition

757 500 (Einzel-/Jahressubventionen)

757 500 (Stadtteilférderung)

PP Landeshauptstadt Innsbruck, Maria-Theresien-StraRe 18, 6020 Innsbruck, DVR: 0059331, www.innsbruck.gv.at
@/ Tiroler Sparkasse Bank AG, BIC: SPIHAT22XXX, IBAN: AT20 2050 3033 0192 0330, UID: ATU36832905 STGD Innsbrucker Betriebe



Der Beschlusstext kann im Rahmen der Niederschrift veroéffentlicht werden

Ja.

O Ja, aber geschwarzt (die zu schwérzenden Passagen bitte farblich kennzeichnen!).
O Nein, Geheimhaltungsgrinde iSd § 6 IFG liegen vor.

Freundliche GriRRe

Mag. Ferdinand Neu
Abteilungsleitung

Anlage:

e Liste
e Antrage

Beschluss des Gemeinderates vom 16.07.2026:

Die Subventionsantrage des Ausschusses fur Soziales und Wohnungsvergabe
fur den Bereich "Soziales" werden angenommen.

(Mair, eigenhandig)
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Antrage an den Gemeinderat - Suvbentionen SOZIALES vom Aussschuss fiir Soziales und Wohnungsvergabe vom 01.07.2026

Nr. Geschaftsfall

1 Maglbk/36629 Volkshilfe Tirol JS Engagement fiir dltere Menschen 13 500,00 25 000,00 JaSu: 15.000,00 JaSu:

/SUB-S0OZ/10

Subventions- Art

werber

Stadtteilférderungen

2 Maglbk/41107
/SUB-SF/3

3 Maglbk/42613
/SUB-SF/6

Summe

Frauen aus
allen Landern

pitanga -
gemeinsam
Vielfalt leben

ES

ES

Amts- Beantragte 2025

Zweck vorschlag Subvention

sowie sozial Benachteiligtedurch +S0OB
Demenzhilfeberatung, Gesundheits- unc

Vorsorgeinformation, finanzielle Nothilfe,

sozialarbeiterische Begleitung, offene

Sozial- und Finanzberatung,

Bewerbungstrainings, Freizeit- und

Kreativangebote fiir Frauen, Kurse,

Fortbildungen und weitere

Veranstaltungen.

"Mittercafé Innsbruck “ein 2 336,40 5412,00 ESu:
Elternbildungsangebot zielgerichtet fir ir
Wilten lebende Frauen mit Migrations-
oder Fluchtgeschichte (offen auch fir
Frauen aus anderen Stadtteilen). Ein
kostenloses wochentliches Muttercafé
mit fachlichem Input in einfachem
Deutsch zu alltagsrelevanten Themen
aus dem Bereich ,Alltag mit Kindern in
Innsbruck” mit parallel stattfindender
Kinderbetreuung.

,,In Hiille und Fiille - Geschmack aus 3 000,00 5 000,00 ESu: 3.000,00 ESu:
sieben Landern“ interkulturelles
Integrationsfest im Juni sowie ein
»,Vorweihnachtliches Shop-up-Café“
im November zur Férderung von
Begegnung, Austausch und
Gemeinschaft zwischen Bewohner:inner
unterschiedlicher Herkunft. Besonders
wichtig sind dabei Kooperationen mit
lokalen Einrichtungen und das
Engagement zahlreicher Ehrenamtlicher
aus dem Stadltteil.

18 836,40 35412,00

2024 Anmerkung
15.000,0 Weitere Antrage 2026:

Ergebnis
Abstimmung
Einstimmig

0 FG 6.400,00 (Sen.club O-Dorf) angenommen

+ SOB FG 7.800,00 (Sen.club Pradl)

5.000,00 Weitere Antrage 2026:

UB 21.000,00
IM 21.570,72

7.000,00 Weitere Antrage 2026:

UB 7.500,00
IM 7.000,00

Antrage an den Gemeinderat vom Ausschuss Soziales 01.07.2026

Einstimmig
angenommen

1 Enthaltung:
GR Happ (FPO)

Einstimmig
angenommen

1 Enthaltung:

GRin Tomedi (KPO)
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Finanzielle Auswirkung (Bruttobetrage):
Einmalige Kosten: €18.836,40
Laufende bzw. Folgekosten/Jahr: KEINE

Die Bedeckung erfolgt iiber:
Position 1:
Fonds 429.000, Finanzposition 757.500 (Einzel-/Jahressubventionen)

Position 2 + 3:
Fonds 429.000, Finanzposition 757.500 (Stadtteilférderungen)

Antrage an den Gemeinderat vom Ausschuss Soziales 01.07.2026 Seite 2 von 2



(zu Punkt 17.1) IN"S'

Retouren an MA V - Schule und Bildung

Frau
Ausschussvorsitzende
GR™ Mag.? Karonline Obitzhofer

Sachbearbeitende
Telefon
E-Mail

HIER Ort, Datum

BRUCK

Stadtmagistrat

Schulverwaltung

Chantal Pogatschnig

+43 512 5360 4203
post.schule.bildung@innsbruck.gv.at
Innsbruck, 01.07.2026

Antrage des Ausschusses fiir Bildung, Gesellschaft und Diversitat

vom 30.06.2026 fiir den Bereich ,,Unterricht und Bildung“

Sehr geehrte Frau Ausschussvorsitzende,

wir ersuchen, folgenden Beschluss im Gemeinderat zu fassen:

Die Subventionsantrage des Ausschusses fur Bildung, Gesellschaft und Diversitat vom
30.06.2026 fiir den Bereich ,,Unterricht und Bildung“ werden laut Beilage genehmigt.

Freundliche Griiflie

a
L
Werner Lelthmayer
Amtsvorstand

Anlagen:

e Auflistung Subventionswerberinnen
e Subventionsansuchen

Beschluss des Gemeinderates vom 16.07.2026:

Die Subventionsantrage des Ausschusses fir Bildung, Gesellschaft und Diversitat fur

den Bereich "Unterricht und Bildung" werden angenommen.
(Mair, eigenhandig)

P¥Y Landeshauplstadt Innsbruck, Maria-Theresien-Stralte 18, 6020 Innsbruck, DVR: 0059331, www.innsbruck.gv.at
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Anlage 1 — Auflistung der Subventionswerber

Antrage des Ausschusses fiir Bildung, Gesellschaft und Diversitit vom 30.06.2026 an den Gemeinderat
Subventionen Bereich "Unterricht und Bildung"

Nr. |Antragstellerin

Zweck der Forderung

Beschluss des
Ausschusses

Abstimmungsergebnis

Beschluss des GR

1 |Universitat Innsbruck — Junge Uni
Jahressubvention

Kinderuni

€ 5.500,-

Enthaltung FPO (Fabian
Walch, BA MA),
einstimmig angenommen

Bedeckung aus VP: 1/289000-757500 Transfers priv. Org. o Erwerbszweck SU210

Nr. |Antragstellerin

Zweck der Forderung

Beschluss des
Ausschusses

Abstimmungsergebnis

Beschluss des GR

1 |Verein Integration Tirol
Jahressubvention

bezweckt gemeinsam lernen, leben,
arbeiten, wohnen von Menschen mit/ohne
Behinderung (3-Jahres-Vertrag, Start:
2025)

€ 45.000,-

einstimmig angenommen

Bedeckung aus VP: 1/289000-757400 Transfers priv. Org. o Erwerbszweck SO210




(zu Punkt 17.2) I" NS,
BRUCK

Retouren an MA V - Amt fur Kinder, Jugend und Generationen Stadtmagistrat
Generationenforderung und Projekte
Frau Sachbearbeitende  Brigitte Prokesch
Ausschussvorsitzende Telelon  +43 512 5360 4206
. . ost.generationenférderung.projekte
GR'" Mag.? (FH) Karoline Obitzhofer — f,’msbgmck.gv‘at Biproiokie

on, pawm INnsbruck, 01.07.2026
HIER

Antrage des Ausschusses fiir Bildung, Gesellschaft und Diversitat
vom 30.06.2026 fiir den Bereich ,,Kinder und Jugend®, Zahl: Maglbk/64385/KJG-FG-
GR/17

Sehr geehrte Frau Ausschussvorsitzende,

wir ersuchen, folgenden Beschluss im Gemeinderat zu fassen:
Die Subventionsantrage des Ausschusses fir Bildung, Gesellschaft und Diversitat vom

30.06.2026 fiir den Bereich ,,Kinder und Jugend* werden laut Beilage genehmigt.

Finanzielle Auswirkungen (Bruttobetrédge)
Einmalige Kosten € 20.900,00

Laufende bzw. Folgekosten / Jahr € KEINE

Die Bedeckung erfolgt iber den Fonds 259010 (Jugendférderung) und die Finanzposition
1.757510 (Trans.a. priv. Org).

Der Beschlusstext kann im Rahmen der Niederschrift veroffentlicht werden

X Ja.
[J Ja, aber geschwarzt (die zu schwérzenden Passagen bitte farblich kennzeichnen!).

[J Nein, Geheimhaltungsgriinde iSd § 6 IFG liegen vor.

nur bei Beschlussfassung im Gemeinderat (ansonsten léschen)

[0 Der Akt sollte im Gemeinderat unter Ausschluss der Offentlichkeit behandelt werden,
Geheimhaltungsgriinde iSd § 6 IFG liegen vor und sind in der weiterfuhrenden Erklarung
angefihrt. (die zu schwérzenden Passagen im Beschlusstext bitte farblich kennzeichnen!)

Y1 Landeshauptstadt Innsbruck, Mana-Theresien-Stralie 18, 6020 Innsbruck, DVR: 0059331, www.innsbruck gv.at
@ Tiroler Sparkasse Bank AG, BIC: SPIHAT 22, IBAN: AT20 2050 3033 0192 0330, UID: ATU36832905 STGD Innsbruck Betriebe
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Freundliche GrifRe

MMag.? Michaela Ofner, BSc
Amtsvorstandin

Anlagen:
e Anlage 1 Subventionsliste

e Anlage 2 Subventionsansuchen

Beschluss des Gemeinderates vom 16.07.2026:

Die Subventionsantrage des Ausschusses fir Bildung, Gesellschaft und Diversitat fir
den Bereich "Kinder und Jugend" werden angenommen.

(Mair, eigenhandig)
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Anlage 1

6 Antrage des Ausschusses fiir Bildung, Gesellschaft und Diversitat vom 30.06.2026 an den Gemeinderat

Subventionen Bereich "Kinder und Jugend”

FNr. Antragstellerin Zweck der Forderung Beschluss des  |Abstimmungsergebnis |Beschluss des GR
Ausschusses
5 . ) einstimmig
Rom.-kath. Pfarrkirche Innsbruck-Maria am oo
1 Gastade Jugendarbeit in der Pfarre € 2.000,00 angenommen
Jahressubvention
Rom.-kath. Pfarrkirche Innsbruck HI. Familie Kinder- und Jugendarbeit, einstimmig
2 |Wilten-West Miete Betriebskosten,
Jahressubvention Veranstaltungen &1.000,00 AN
Rom.-kath Pfarrkirche Innsbruck-Pradl dem Forderung der Kinder- und einstimmig
3 |Pramonstratenser Chorherrenstift Wilten Jugendarbeit im Stadtteil
inkorporiert/Jugendheim Pradi Prad| €10.000,00 angenommen
Jahressubvention
Rom.-kath. Pfarrkirche Innsbruck-St. Jakob : s b S
4 : ; Kinder- und Jugendarbeit in einstimmig
(Propstei und Dompfarre/Domkirche)
Jahressubvention der Dompfarre St. Jakob € 1.500,00 angenommen
; gi(;r:.)-(kath. Pfarrkirche Innsbruck Neu-Arzl / St. Angebote fiir Kinder und ar?;r;sr:%rm% !
Jahressubvention Jugendliche € 900,00
6 |SOS-Kinderdorf Projektprogramm - Welt der einstimmig
Einzelsubvention Kinder, Workshops € 5.500,00 angenommen

Bedeckung aus Fonds 259010, Sachkonto 757510 Trans.a. priv.Org



priv.Org

(zu Punkt 17.3) IN "S’
BRUCK

Stadtmagistrat
Generationenforderung und Projekte
Frau Sachbearbeitende  Brigitte Prokesch
Telefon  +43 512 5360 4206
post.generationenfoerderung.projekte @
E-Mail  iNNsSbruck.gv.at
or, pawm  INnsbruck, 01.07.2026

Retouren an MA V - Amt fur Kinder, Jugend und Generationen

Ausschussvorsitzende
GR"™ Mag.? (FH) Karoline Obitzhofer

HIER

Antrag des Ausschusses fiir Bildung, Gesellschaft und Diversitat
vom 30.06.2026 fiir den Bereich ,Senior:innen“, Zahl: Maglbk/64384/KJG-FG-GR/14

Sehr geehrte Frau Ausschussvorsitzende,
wir ersuchen, folgenden Beschluss im Gemeinderat zu fassen:

Der Subventionsantrag des Ausschusses fiir Bildung, Gesellschaft und Diversitidt vom
30.06.2026 fiir den Bereich ,Senior:innen“ wird laut Beilage genehmigt.

Finanzielle Auswirkungen (Bruttobetrage)

Einmalige Kosten € 600,00

€ KEINE

Laufende bzw. Folgekosten / Jahr

Die Bedeckung erfolgt Gber den Fonds 429000 (Sonstige Einrichtung) und die Finanzposition
1.777200 (KTZ priv. Org).

Der Beschlusstext kann im Rahmen der Niederschrift veroffentlicht werden

X Ja.
[J Ja, aber geschwarzt (die zu schwérzenden Passagen bitte farblich kennzeichnen!).

O Nein, Geheimhaltungsgriinde iSd § 6 IFG liegen vor.

nur bei Beschlussfassung im Gemeinderat (ansonsten I6schen)

J Der Akt sollte im Gemeinderat unter Ausschluss der Offentlichkeit behandelt werden,
Geheimhaltungsgrinde iSd § 6 IFG liegen vor und sind in der weiterfUhrenden Erklarung
angeflhrt. (die zu schwérzenden Passagen im Beschlusstext bitte farblich kennzeichnen!)

PPV Landeshauptstadt Innsbruck, Mana-Theresien-Stralle 18, 6020 Innsbruck, DVR: 0059331, www.innsbruck.gv.at
\d Tiroler Sparkasse Bank AG, BIC: SPIHAT 22, IBAN: AT20 2050 3033 0192 0330, UID: ATU36832905 STGD Innsbruck Betriebe
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Freundliche Grufie

MMag.? Michaela Ofner, BSc
Amtsvorstandin

Anlagen:
¢ Anlage 1 Subventionsliste

e Anlage 2 Subventionsansuchen
e Anlage 3 Abanderungsantrag FPO

Beschluss des Gemeinderates vom 16.07.2026:

Der Subventionsantrag des Ausschusses fir Bildung, Gesellschaft und
Diversitat fur den Bereich "Senior:innen" wird angenommen.

(Mair, eigenhandig)
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Anlage 1

1 Antrag des Ausschusses fiir Bildung, Gesellschaft und Diversitat vom 30.06.2026 an den Gemeinderat
Subvention Bereich "Senior:innen"

Nr.

Antragstellerin

Zweck der Forderung

Beschluss des
Ausschusses

Abstimmungsergebnis

Beschluss des GR

Rom.-Kath Pfarrkirche Innsbruck-Neu-Pradl
Einzelsubvention

Neuanschaffung
TurschlieRer und
Turoffner

€ 600,00

einstimmig
angenommen
Abanderungsantrag in der
Hohe von € 651,50 von
der FPO wurde
mehrheitlich abgelehnt. 4x
Gegenstimmen
JA (GR™Mag.? (FH)
Karoline Obitzhofer),
Griine (GR" Lisa Heinrich,
BA MA, GR" Sophia
NeRler, BA), SPO (GRin
Nicole Heinlein, MA)

Bedeckung aus Fonds 429000, Sachkonto 777200 KTZ priv.Org



priv.Org

r
(zu Punkt 17.4) I N N s

Retouren an MA V Kinder, Jugend und Generationen

F rau Sachbearbeitende

Aus_schussvorsitzende Telefon
GR™ Mag.? (FH) Karoline Obitzhofer

E-Mail

Ort, Datum

HIER

BRUCK

Stadtmagistrat
Generationenférderung und Projekte
Brigitte Prokesch

+43 512 5360 4204
post.generationenfoerderung.projekte @
innsbruck.gv.at

Innsbruck, 03.07.2026

Antrag des Ausschusses fiir Bildung, Gesellschaft und Diversitat vom 30.06.2026 fiir den
Bereich ,,Senior:innentreff; Zahl Maglbk/64384/KJG-FG-GR/13

Sehr geehrte Frau Ausschussvorsitzende,

wir ersuchen, folgenden Beschluss im Gemeinderat zu fassen:

Die Subventionsantrage des Ausschusses fiir Bildung, Gesellschaft und Diversitit vom
30.06.2026 fiir den Bereich ,,Senior:innentreff, werden laut Beilage genehmigt.

Finanzielle Auswirkungen (Bruttobetrage)

Einmalige Kosten

€ 76.005,61

Laufende bzw. Folgekosten / Jahr

€ KEINE

Die Bedeckung erfolgt Gber den Fonds 429000 (Sonstige Einrichtung) und die Finanzposition

1.757230 (Transf. priv. Org).

Der Beschlusstext kann im Rahmen der Niederschrift veroffentlicht werden

Ja.

L] Ja, aber geschwarzt (die zu schwérzenden Passagen bitte farblich kennzeichnen!).

[ Nein, Geheimhaltungsgriinde iSd § 6 IFG liegen vor.

nur bei Beschlussfassung im Gemeinderat (ansonsten I6schen)

0 Der Akt sollte im Gemeinderat unter Ausschluss der Offentlichkeit behandelt werden,
Geheimhaltungsgriinde iSd § 6 IFG liegen vor und sind in der weiterfihrenden Erklarung
angefluhrt. (die zu schwérzenden Passagen im Beschlusstext bitte farblich kennzeichnen!)

¥ Landeshauptstadt Innsbruck, Maria-Theresien-Strate 18, 6020 Innsbruck, DVR: 0059331, www.innsbruck.gv.at

‘! Tiroler Sparkasse Bank AG, BIC: SPIHAT 22, IBAN: AT20 2050 3033 0192 0330, UID: ATU36832905 STGD Innsbruck Betriebe



Freundliche GriRe

MMag.? Michaela Ofner, BSc
Amtsvorstandin

Anlagen:
e Anlage 1 Subventionsliste

¢ Anlage 2 Subventionsantrage

Beschluss des Gemeinderates vom 16.07.2026:

Die Subventionsantrage des Ausschusses fir Bildung, Gesellschaft und Diversitat
fur den Bereich "Senior:innentreff" werden angenommen.

(Mair, eigenhandig)
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21 Antrage vom Ausschuss fiir Bildung, Gesellschaft und Diversitat vom 30.06.2026 an den Gemeinderat
Subventionen fiir den Betrieb von Seniorinnentreffs 2026

VP. 1.429000.757230 - EUR 84.000,00

. . . . Offnung Aufteilung Subvention 14} Entscheidung Subv.
Bezeichnung der Einrichtung Widmung Basis Bemerkung pro Monat | nach Einh. 2026 Teiln. Ausschuss 2025
Happ V.', Stephanus-Stube Amras, nicht gusschhgf&hch bzw. e 509,00 4 e 187135 | € 2380,35 20 einstimmig 140429
Kirchsteig 9 nicht vorwiegend angenommen
Ganglmayer M., Seniorlnnenstube ausschhg[&llch bzw. ¢ 727,00 9 e 421054 | € 4937,54 17 einstimmig 475581
Hungerburg, Gramartstralle 4 vorwiegend angenommen
Kittinger Chr., Seniorlnnenstube St. nicht ausschlieRlich bzw. einstimmig
- .. . . € 509,00 2 € 935,68 | € 1 444,68 18 1404,29
Norbert, Norbertistube, Koldererstr 6 nicht vorwiegend angenommen
Krlnzm_g_er E., Seniorenstube nicht gusschllgfsllch bzw. ¢ 509,00 9 e 935,68 | € 144468 30 einstimmig 956,65
Allerheiligen, St. Georgsweg 15 nicht vorwiegend angenommen
Pensionistenverband
Pensionistenverband nicht ausschlieBlich bzw einstimmi
Club Pradl-Reichenau, Im Vereinsheim . ; e 509,00 4 € 1871,35 | € 2 380,35 25 9 2299,58
- nicht vorwiegend angenommen
der SPO, Amraserstrasse 128
Ptins_lonlstenverband nicht gusschllgfsllch bzw. ¢ 509,00 4 e 187135 | € 2380,35 20 einstimmig 220958
Hotting, Schneeburggasse 9 nicht vorwiegend angenommen
Pensionistenverband nicht ausschlieRlich bzw. ) einstimmig
. . , Gastrobetrieb s € 722,34 45 254,50
Peerhof, GH Peerhofstralie 7 nicht vorwiegend € 254,50 | Gastrobetrie 1 € 467,84 angenommen
Pensionistenverband N nlchtgusschllglelch bzw. ¢ 254,50 | Gastrobetrieb 1 e 467,84 | € 722,34 65 einstimmig 254.50
Tanzclub Peerhof, GH Froschkonig nicht vorwiegend angenommen
Pe:nsmnlstenverband nicht gusschllgﬁllch bzw. e 254,50 | Gastrobetrieb 1 e 467,84 | € 722,34 20 einstimmig 254,50
Wilten, GH Steneck nicht vorwiegend angenommen
Pensionistenverband nicht gusschllgfsllch bzw. ¢ 509,00 4 e 187135 | € 2380,35 20 einstimmig 220958
Saggen, Ing.-Etzel-Stralle 71 nicht vorwiegend angenommen
Pensionistenverband, nicht gusschhgf&hch bzw. e 509,00 1 e 467,84 | € 976,84 25 einstimmig 956,65
Theatergruppe nicht vorwiegend angenommen
Prel_slTuber A.,'Senlorlnnenstube Petrus ausschhg[&llch bzw. ¢ 727,00 19 e 888892 | € 9 615,92 45 einstimmig 9461.90
Canisius, Santifallerstrale 5 vorwiegend angenommen
rom.-kath. Pfarrkirche Innsbruck-Arzl, ausschllgﬁllch bzw. e 727,00 5 ¢ 935,68 | € 1662,68 34 einstimmig 140429
Alois-Schrott-Str. 49 vorwiegend angenommen
rom.-kath. Pfarrkirche Innsbruck-Igls, ausschllgﬁllch bzw. e 727,00 4 ¢ 187135 | € 2 508,35 20 einstimmig 2 299,58
Serlesweg 11 vorwiegend angenommen




9 réom.-kath. Pfarrk_lrche Innsbruck-Maria | nicht gusschllgﬁllch bzw. e 509,00 13 e 6081,89 6 590,89 60 einstimmig 6 328,39
am Gestade, Weingartnerstr. 42 nicht vorwiegend angenommen
rom.-kath. Pfarrkirche Innsbruck- nicht ausschlielich bzw. einstimmig
. . § 2 , ) 15 1404,29
10 Mariahilf, Dr. Sigismund-Epp-Weg 4 nicht vorwiegend € 509,00 € 935,68 1444.68 angenommen
11 rom.-kath. Pfarrkirche Innsbruck-Neu- nicht gusschllgﬁllch bzw. ¢ 509,00 2 e 935,68 1444,68 32 einstimmig 140429
Pradl, Gumpstralle 65 nicht vorwiegend angenommen
rom.-kath. Pfarrkirche Innsbruck-Pradl nicht ausschlie@lich bzw instimmi
12|dem Pramostratenser Chorherrenstift . ; e 509,00 4 € 1871,35 2 380,35 16 einstimmig 2299,58
. . . ) nicht vorwiegend angenommen
Wilten inkorporiert, Reichenauerstr. 15
13 rém.-kath. Pfarrklrche Innsbruck-St. nicht gusschhg[&llch bzw. ¢ 509,00 4 e 187135 2380,35 30 einstimmig 220958
Paulus, Reichenauerstralle 68 nicht vorwiegend angenommen
14 r?m.tkath. Pfarrkirche Innsbruck-St. nicht gusschllgﬁllch bzw. e 509,00 4 e 187135 2380,35 27 einstimmig 2 299,58
Pirmin, RadetzkystralRe 51 nicht vorwiegend angenommen
rom.-kath. Pfarrkirche zur Heiligen nicht ausschlieBlich bzw. einstimmig
. ; , 15 ,
15 Familie Wilten-West, Zollerstralle 6-8 nicht vorwiegend € 509,00 " € 5146,22 5 655,22 angenommen 5880,74
16 r¢_>_m.-kath. Pfarrkirche-Guter Hirte, nicht gusschhgf&hch bzw. ¢ 509,00 5 e 2339,19 284819 40 einstimmig 2747.23
Furstenweg 114 nicht vorwiegend angenommen
17 Tiroler Seniorenbund ausschhg[&llch bzw. e 727,00 12 ¢ 5614,05 6 341,05 26 einstimmig 6 098,74
Hoangartstube Langstralle vorwiegend angenommen
18 Tiroler Semorent.)und ausschllgﬁllch bzw. ¢ 727,00 8 e 3742,70 4 469,70 28 einstimmig 4308.16
Hoangartstube Wilten, Speckbacherstr. vorwiegend angenommen
Vinzenzgem. Stiftpf. Wilten, ausschlieRlich bzw instimmi
19|Seniorenstube, U. Riccabona, Haymong. ; S 727,00 4 € 187135 259835 15 einstimmig 2517,58
6 vorwiegend angenommen
20 Volkshilfe, Seniorenstube O-Dorf nicht _ausschhg[&llch bzw. e 254,50 | Gastrobetrieb 1 ¢ 467,84 722,34 17 einstimmig 2 045,08
An-der-Lan-Str. 26a nicht vorwiegend angenommen
21 Volkshilfe, Seniorenstube Pradl nicht gusschhgf&hch bzw. e 509,00 4 e 187135 2380,35 14 einstimmig 4090,16
Gumpstrafte 14 nicht vorwiegend angenommen
Summe: € 14 251,00 132 € 69 749,00 76 005,61
Betrag | ¢ 5284015

pro Einh.




(zu Punkt 18.1)

INNS'
BRUCK

Retouren an MA V — Kulturamt Stadtmagistrat

Kulturentwicklung und Foérderungen
Fra.u . . Sachbearbeiterln  Sandra Fréschl, BA
GR" Karoline Obitzhofer Telefon  +43 512 5360 1913
Vorsitzende des geme'nderat“Chen EMail  @amtsleitung.kultur@innsbruck.gv.at
Ausschusses fiir Kultur ot bawm  INnsbruck, 09.07.2026
hier

Subventionsantrige des Kulturausschusses vom 08.07.2026

Sehr geehrte Frau Vorsitzende des Kulturausschusses,

wir ersuchen, nach Vorberatung im Kulturausschuss folgenden Beschluss im Gemeinderat zu
fassen:

,Die Subventionsantrige des Kulturaussschusses vom 08.07.2026 werden laut Beilage
genehmigt.”

Finanzielle Auswirkungen (Bruttobetrage)

Einmalige Kosten € 361.363,27

Laufende bzw. Folgekosten / Jahr €0,00

Die Bedeckung erfolgt Gber die Fonds 279000 (Sonstige Einrichtungen und MalRnahmen),
312000 (Malnahmen zur Foérderung der bildenden Kinste), 322000 (Mallnahmen zur Férderung
der Musikpflege), 324000 (MalRnahmen zur Foérderung der darstellenden Kiinste), 3300000
(Férderung von Schriftum und Sprache), 36900 (Sonstige Einrichtungen und MalRnahmen),
371000 (Forderung fur Presse und Film), 381000 (MaRnahmen der Kulturpflege) und die
Sachkontoen 757500 (Transfer priv. Org. (SU)) und 757400 (Transfer priv. Org. (SO)).

Der Beschlusstext kann im Rahmen der Niederschrift veroffentlicht werden

x Ja.
O Ja, aber geschwarzt (die zu schwérzenden Passagen bitte farblich kennzeichnen!).
O Nein, Geheimhaltungsgrinde iSd § 6 IFG liegen vor.

O Der Akt sollte im Gemeinderat unter Ausschluss der Offentlichkeit behandelt werden,
Geheimhaltungsgrinde iSd § 6 IFG liegen vor und sind in der weiterfihrenden Erklarung
angeflhrt.

Y Landeshauptstadt Innsbruck, Maria-Theresien-StraRe 18, 6020 Innsbruck, DVR: 0059331, www.innsbruck.gv.at
W/ Tiroler Sparkasse Bank AG, BIC: SPIHAT22X0(X, IBAN: AT20 2050 3033 0192 0330, UID: ATU36832905 STGD Innsbrucker Betriebe



Freundliche Gruf3e

Dr." Isabelle Brandauer
Amtsleitung

Anlagen:

o Anlage1_Liste Subventionsantrage Kultur
¢ Anlage2_ Subventionsantrage Kultur

Beschluss des Gemeinderates vom 16.07.2026:
Die Subventionsantrage des Kulturausschusses fir den Bereich "Kultur" werden angenommen.

Beiliegender
(Mair, eigenhandig)
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Aaron Mair
Eingefügter Text
 für den


Anlage 1

Antréage des Kulturausschusses vom 08.07.2026 an den Gemeinderat - Kultur

Beschluss des

Nr. Antragstellerin Zweck der Forderung Abstimmungsergebnis Beschluss des GR
Ausschusses
1|Akademie St. Blasisus Jahressubvention 21 000,00 |Einstimmig angenommen
2|beziehungsweise lernen Stadtteilarbeit 1 000,00 |Einstimmig angenommen
Bezirksverband Innsbruck- . Mehrheitlich angenommen,
3 Stadt der Blasmusikkapellen Jahressubvention 100 000,00 Gegenstimme: GRin Kofler
4| GABONSA Kulturverein GABONSA-Festival 8 000,00 |Einstimmig angenommen
5|Galerie St. Barbara Fair Pay 2026 25 000,00 |Einstimmig angenommen
6|Gemeinschaft Arzler Vereine |Miete 36 319,77 Emhelllg angenommen, Enthaltung:
GRin Kofler
7|[Heimverein Reichenau Miete 22 355,71 Elnhelllg angenommen, Enthaltung:
GRin Kofler
8|Klangspuren Jahressubvention 40 000,00 |Einstimmig angenommen
Kunst- und
9|Architekturwerkstatt fur YUKUMAY 4 500,00 |Einstimmig angenommen
Kinder und Jugendliche
10| Vichael-Gaismair- Virtuelles Denkmal 15 000,00 |Einstimmig angenommen
Gesellschaft
Michael-Gaismair- L
1 Gesellschaft Jahrbuch 2 800,00 |Einstimmig angenommen
12| Otto-Preminger-Institut Open Air Kino 10 000,00 |Einstimmig angenommen
13|Positive Futures Fair Pay 2026 3 000,00 |ehrheitlich angenommen,
Gegenstimme: GRin Dengg
Pramonstratenser . - . s
14 Chorherrenstift Innsbruck Musica Sacra Wilthinensis 5 000,00 |Einstimmig angenommen
15 rom.-kath. Pfarrkirche Maria Chor 630,00 [Einstimmig angenommen
am Gestade
16|Schiitzenbataillon Jahressubvention 21 000,00 |Mehrheitiich angenommen,

Gegenstimme: GRin Kofler




Einhellig angenommen, Enthaltung:

17|Stadtmusikkapelle-Wilten Miete 19 120,00 GRin Kofler
UND - Plattform fur Einhellig angenommen, Enthaltung:
18|Alternativen, Widerspriiche |Fair Pay 2026 11 200,00 netg ang ’ g
GRin Dengg
und Konkretes
. . o . Einhellig angenommen, Enthaltung:
19|Vereinsgemeinschaft Hotting |Miete 15437,79

GRin Kofler

Summe

361 363,27

Bedeckung aus VP: SN 510, SN 511




(zu Punkt 18.2) I N N S'
BRUCK

Retouren an MA V — Kulturamt Stadtmagistrat

Kulturentwicklung und Foérderungen
Fra.u . . Sachbearbeiterln  Sandra Fréschl, BA
GR" Karoline Obitzhofer Telefon  +43 512 5360 1913
Vorsitzende des geme'nderat“Chen EMail  @amtsleitung.kultur@innsbruck.gv.at
Ausschusses fiir Kultur ot bawm  INnsbruck, 09.07.2026
hier

Subventionsantrige des Kulturausschusses vom 08.07.2026 fiir Kirchliche Angelegenhei-
ten

Sehr geehrte Frau Vorsitzende des Kulturausschusses,

wir ersuchen, nach Vorberatung im Kulturausschuss folgenden Beschluss im Gemeinderat zu
fassen:

»Die Subventionsantrage des Kulturaussschusses vom 08.07.2026 werden laut Beilage
genehmigt.”

Finanzielle Auswirkungen (Bruttobetrage)

Einmalige Kosten € 82 000,00

Laufende bzw. Folgekosten / Jahr € 0,00

Die Bedeckung erfolgt Uber den Fonds 390000 (Kirchliche Angelegenheiten) und die
Sachkontoen 757500 (Transfer priv. Org. (SU)) und 757400 (Transfer priv. Org. (SO)).

Der Beschlusstext kann im Rahmen der Niederschrift veroffentlicht werden

x Ja.
O Ja, aber geschwarzt (die zu schwérzenden Passagen bitte farblich kennzeichnen!).
O Nein, Geheimhaltungsgriinde iSd § 6 IFG liegen vor.

O Der Akt sollte im Gemeinderat unter Ausschluss der Offentlichkeit behandelt werden,
Geheimhaltungsgrinde iSd § 6 IFG liegen vor und sind in der weiterfihrenden Erklarung
angeflhrt.

Y Landeshauptstadt Innsbruck, Maria-Theresien-StraRe 18, 6020 Innsbruck, DVR: 0059331, www.innsbruck.gv.at
W/ Tiroler Sparkasse Bank AG, BIC: SPIHAT22X0(X, IBAN: AT20 2050 3033 0192 0330, UID: ATU36832905 STGD Innsbrucker Betriebe



Freundliche GriiRe

Dr." Isabelle Brandauer
Amtsleitung

Anlagen:

o Anlage1_Liste Subventionsantrage Kirchliche Angelegenheiten
¢ Anlage2_Subventionsantrage Kirchliche Angelegenheiten

Beschluss des Gemeinderates vom 16.07.2026:

Die Subventionsantrage des Kulturausschusses flur den Bereich
"Kirchliche Angelegenheiten" werden angenommen.

(Mair, eigenhandig)
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Anlage 1

Antrage des Kulturausschusses vom 08.07.2026 an den Gemeinderat

Nr. Antragstellerin

Zweck der Forderung

Beschluss des

Abstimmungsergebnis

Beschluss des GR

Ausschusses
1|Pfarre Maria am Gestade Jahressubvention 17 000,00 |Einstimmig angenommen
rom.-ka}t'h. Pfarrkirche Dach- und Turmsanierung 65 000,00 |Einstimmig angenommen
Allerheiligen
Summe € 82 000,00

Bedeckung aus VP: SN 510, SN 511




(zu Punkt 19.1) I " " SI'
BRUCK

Resouren an Ma vl —Sporlaml

Stadtmaglsirat
Frau Sportamt
GR™ Nicole Heinlein, MA Sachbearpaltarin  Ta5silo Kaiser, MSe
Vorsitzande des gemeinderatlichen Ten  +43 512 5380 1560

Ausschusses flir Sport und Gesundheit
enan  Postsportamt@innsbruck gy at
HIER o Deen  iNNsbruck, 30.08.2026

Subventionsantrige des Ausschusses fiir Sport und Gesundheit vom 30.06.2026

Sehr geehrte Frau GR" Heinlein,
wir ersuchen folgenden Beschluss im Gemeinderat zu fassen:
Die Subventionsantrige des Ausschusses fiir Sport und Gesundhelt vom 30.06.2026

warden laut Beilage genehmigt.

Freundliche Grilke

. Mmg@“

{Tassilo Kaiser)
Amtsvorstand

Anlagen:

» Liste Subventionsantrage

Beschluss des Gemeinderates vom 16.07.2026:

Die Subventionsantrage des Ausschusses fir Sport und Gesundheit flr den Bereich
"Sport" werden angenommen.

(Mair, eigenhandig)

Landeshauptstadt Innsbrick, Herzog-Friodrich=8tralte 21/3, 6020 Innsbruck, DWR: Q0583231 www. Innsbruck.gy.al
Tirgler Spatkasse Bank AG, BIC; SPIHAT 22, IBAN: AT20 2050 3033 92 0330, VID: ATUSEB3ZA05 TGO Innsbruck Betrigbe



Anlage 1

Antrag des Ausschusses fir Sport und Gesundheit vom 30.06.2026 an den
Gemeinderat am 16.07.2026

Beschluss
Nr. Sportart Antragsteller*In Zweck der des Abstimmungsergebnis  Bedeckung aus  Beschluss des
| Férderung Ausschusses | VP GR
[ Trendsportfestival |
= Allg. Sport - Sportunion Tirol | 2026 | €7.000,-- einstimmig angenommen | 1/269000-757400
‘ ' - F.Young Action Day
| 2. | Allg Sport | YoungAction Days | 2026 | €18000,— | einstimmig angenommen | 1/260000-757400
| Hatlerkosten LSC u.
¥l | Basketball Swarca Raiders Tirol | Bundesschulen 2026 €10.100, - | einstimmig angenommen | 1/269000-757500
‘ 14. Int. Haie U9 |
| 4. Eishockey HC TIWAG Innsbruck — Die Haie | Turnier 2026 | €1800,-- | einstimmig angenommen | 1/269000-757500
1 6. Football N Swarco Raiders Tirol Ligabetrieb 2026 | € 12.000, -- einstimmig angenommen | 1/268000-757400
I Miets und BK Tivoli
. 6. | Football | Swarco Raiders Tirol | 2026 . €83000, - einstimmig angenommsn | 1/268000-757500 |
Mietkosten Tivoli W2 —
s Faothall | Swarco Raiders Tirol | Traming2026 | €13.000, -- ginstimmig angenommen | 1/269000-757500 |
Nl | | Schulprojekt FuBball |
| 8 Fuball | Tiroler Fulsballverband | MS Reichenau 2026 €3.000,-- | einstimmig angenommen | 1/269000-757500
Austausch ‘ Abénderungsantrag Yon
. Judo Judozentrum Innsbruck Trainingsmatten € 4.000, — FPO auf € 5.000-- statt € 1/268000-757400
2026 4.000,--.

1 Stimme dafir (GR" Maria
iMagdalena Trinkl}
1 Stimmenthattung {GR"
Dr.n Birgit Winkel)
| 6 Gegenstimmen
‘ ’ Antrag wird
| { _ , ’ einstimmig angenommen



10.
| 11.

19

§—

Jahressubvention

| 1/269000-757400 |

| 1/269000-757400

1/269000-757500

1/269000-757500

| 1/269000-757400

1/260000-757400

1/260000-757500 |

| 1/268000-757500 |

1/269000-757500 |
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Kegeln Tiroler Sportkegler-Yerband 2076 €16.000, — | sinstimmig angehommen
Climbing World Cup

Klettarn | Austria Climbing Event GmbH | Innsbruck 2026 € 135.000, — einstimmig angenommen
i Innsbruckathlon +

Laufen Company Code Werbe GmbH Junigr 2026 € 25.000, - Einstimmig angenommen
Jahrassubvantion

Laichtathletik Tiroler Leichtathletikverband 2028 £ 26.000, — einstimmig angenammen

Benitzung LA-

Leichtathlatik | Tiraler Leichtathletikverband Anlage Tivoli 2026 = € 22.600 — einstimmig angencmmen
) Doppel Rodel Wi

Rodeln l Osterr. Rodelverband (2027) 2026 € 150.000, — ginstimmig angenommen
l Landesleistungs-

_ Schwimmean Landesschwimmverband Tirgl zentrum Schwimmen | € 25.000, - ginstimmig angenommen

i J5 und Nachwuchs-
Ski u. Snowboard __ Tumerschaft Innsbruck forderung 2026 € §.000, — einstimmig angenommen

Kostenersatz US|-

Tumen \ Turnsport Tirol Halle 2026 € 14.350,00 ginstimmig angencmmen
‘ Jahressubvention

Volleyball f Tiroler Yol leyballverband 2028 £17.000, — gingtimmig angengmmen
' Jahressubvention

" Volleyball l‘ Hypo Tirol Volleybalitearn | 2026 € 8.000, - ginstimmig angenommen

| 1/269000-757500



(zu Punkt 19.2) I N N s’
BRUCK

Retouren an MA Il - Amt Soziales Stadtmagistrat
Stationare Pflege und Sozialsubventionen
Frau Vorsitzende Sachbearbeiting ~ Katrin Thoni-Payr
GR" Nicole Heinlein, MA Telefon  +43 512 5360 9124
Email post.sozialsubventionen@innsbruck.gv.at
HIER or,patum  INnsbruck, 01.07.2026

Subventionsantrag des Ausschusses fiir Sport und Gesundheit vom 30.06.2026 fiir
den Bereich ,,Gesundheit*
Sehr geehrte Frau Gemeinderatin,

wir ersuchen, folgenden Beschluss im Gemeinderat zu fassen:

»Der Subventionsantrag des Ausschusses fiir Sport und Gesundheit vom 30.06.2026 fur
den Bereich ,,Gesundheit” wird laut Beilage genehmigt.*

Finanzielle Auswirkungen (Bruttobetrage)

Einmalige Kosten € 16.000,00

Laufende bzw. Folgekosten / Jahr KEINE

Die Bedeckung erfolgt iiber:

Fonds 530.000 Finanzposition 757.500 (Rettungsdienste)

Der Beschlusstext kann im Rahmen der Niederschrift veroffentlicht werden
Ja.

O Ja, aber geschwarzt (die zu schwérzenden Passagen bitte farblich kennzeichnen!).
O Nein, Geheimhaltungsgrinde iSd § 6 IFG liegen vor.

PP Landeshauptstadt Innsbruck, Maria-Theresien-StraRe 18, 6020 Innsbruck, DVR: 0059331, www.innsbruck.gv.at
@/ Tiroler Sparkasse Bank AG, BIC: SPIHAT22XXX, IBAN: AT20 2050 3033 0192 0330, UID: ATU36832905 STGD Innsbrucker Betriebe



Freundliche GriRRe

Mag. Ferdinand Neu
Abteilungsleitung

Anlage:

e Liste
e Antrage

Beschluss des Gemeinderates vom 16.07.2026:

Der Subventionsantrag des Ausschusses fur Sport und Gesundheit
fur den Bereich "Gesundheit" wird angenommen.

(Mair, eigenhandig)
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Antrage an den Gemeinderat - Ausschuss Gesundheit vom 30.06.2026

Ifd. Geschaftsfall Subventions- Art Zweck Amts- Beantragte 2025 2024 Anmerkungen Abstimmung Ausschuss
Nr. werber vorschlag Subvention
1 Maglbk/49073/ Osterreichische JS Jahressubvention zur Bestreitung 16 000,00 16 000,00 JaSu: 16 000,00 JaSu:  16.000,00 463 Mitglieder + 21  Einstimmig angenommen
SUB-GES/4 Wasserrettung Tirol, der laufenden Ausgaben, SoSu: 8 351,95 SoSu: 9.300,00 Vorstandsmitglieder
Einsatzstelle insbesondere Hallenbadmiete im
Innsbruck Hallenbad Héttinger Au sowie der

Treibstoff-und Reparaturkosten fiir
Einsatzfahrzeuge.

Summe 16 000,00 16 000,00

01.07.2026/SB: K. Thoni-Payr Antrdge an Gemeinderat - Subventionen des Gesundheits-Ausschusses vomm 30.06.2026 lvonl



(zu Punkt 20.)

INNS'
BRUCK

Retouren an MA I1l und das Amt — Klimaneutrale Stadt Stadtmagistrat
Amt Klimaneutrale Stadt
Frau Amtsvorstand  Michael Deflorian, PhD
Amtsf. Stadtratin Telefon 143 512 5360 4739
Janine Bex, BSc e-mail  post.klimaneutrale.stadt@innsbruck.gv.at

ort, datum  Innsbruck, 27.05.2026
HIER

Feld:schafft eGen;
Projekt Weltacker
Jahressubvention

Maglbk/49343/SUB-KLIMA/1

Sehr geehrter Frau amtsf. Stadtratin Bex,
wir ersuchen, nach Beratung im Ausschuss fir Umwelt, Energie und Mobilitat folgenden

Beschluss im Gemeinderat zu fassen:

Zur Teilfinanzierung des Projektes ,,Weltacker” wird der Genossenschaft feld:schafft eGen,
FN: 507652y (UID: ATU74272324) eine Subvention in Hohe von EUR 30.000 gewabhrt.

Finanzielle Auswirkungen (Bruttobetrage)

Einmalige Kosten € 30.000

Laufende bzw. Folgekosten / Jahr KEINE

Die Bedeckung erfolgt uber den Fonds 034010 (Mobilitdt und Umwelt) und die Finanzposition
1.757.000 (Transfers private Organisationen) des Amtes Klimaneutrale Stadt (AOB 153).

Der Beschlusstext kann im Rahmen der Niederschrift veroffentlicht werden

Ja.

L] Ja, aber geschwarzt (die zu schwérzenden Passagen bitte farblich kennzeichnen!).
L] Nein, Geheimhaltungsgrinde iSd § 6 IFG liegen vor.

Y1 Landeshauptstadt Innsbruck, Maria-Theresien-StraRe 18, 6020 Innsbruck, DVR: 0059331, www.innsbruck.gv.at
‘e’ Tiroler Sparkasse Bank AG, BIC: SPIHAT22XXX, IBAN: AT20 2050 3033 0192 0330, UID: ATU36832905 STGD Innsbrucker Betriebe



Freundliche GriRe

Referat Budgetabwicklung:

Die benétigten Mittel in Héhe von

€ 30.000,00 stehen auf der HHSt.
034010-757000, MR 371002141
zur Verfigung. Cramer, 15.06.2026

Dipl.-Ing. Karl-Heinz Reckziegel
Abteilungsleiter-Stellvertreter

Weiterfilhrende Erkldarung

1 | Antragsteller feld:schafft eGen
2 | Antragssumme 37.000 €
3 | Subventionsvorschlag | 30.000 €
X Aufgabe/Vorhaben im Interesse der Stadt Innsbruck
X Im Stadtgebiet bzw. Nutzen fiir die Bewohner:innen
4 | Begrindung K Angemessene Eigenleistung
X Budgetidre Bedeckung gegeben (Fonds 034010,
Finanzposition 1.757.000)

Mit dem Weltacker schafft die feld:schafft eGen ein niederschwelliges Angebot um 6kologische
Landwirtschaft in Innsbruck lokal erfahrbar zu machen. Die Subvention férdert die grundlegende

Bewirtschaftung der Flache und den Betrieb der feld:schule.

Zur Deckung der Subvention stehen Mittel in der Hohe von 30.000 € im Amtsbudget 2026 der
Klimaneutralen Stadt zur Verfligung, weshalb eine Deckung der Antragssumme von 37.000 € nicht

zur Ganze gewahrleistet werden kann.

Anlagen:
Anlage 1 — Subventionsansuchen Stadt Innsbruck Weltacker 2026

Anlage 2 — Kostenaufstellung WELTACKER feldschafft 2026
Anlage 3 — Weltacker Jahresbericht 2022 2025
Anlage 4 — Subventionsansuchen Antrag

Beschluss des Ausschusses fir Umwelt, Energie und Mobilitat vom 8.6.2026:

Der Amtsantrag wird dem Gemeinderat zur Beschlussfassung vorgelegt (bei Stimmenthaltung von

StR Markus Lassenberger und GR Franz Jirka; einstimmig)
(Michael Deflorian, eigenhéndig)

Beschluss des Gemeinderates vom 16.07.2026:

Der Subventionsantrag des Ausschusses fur Umwelt, Energie und Mobilitat wird angenommen.

(Mair, eigenhandig)
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DeflorianM
Texteingabe
Beschluss des Ausschusses für Umwelt, Energie und Mobilität vom 8.6.2026:

Der Amtsantrag wird dem Gemeinderat zur Beschlussfassung vorgelegt (bei Stimmenthaltung von StR Markus Lassenberger und GR Franz Jirka; einstimmig)

(Michael Deflorian, eigenhändig)

CramerS
Texteingabe
Referat Budgetabwicklung: 

Die benötigten Mittel in Höhe von 

€ 30.000,00 stehen auf der HHSt.

034010-757000, MR 371002141

zur Verfügung. Cramer, 15.06.2026


(zu Punkt 35.1)

Stadtr:iagisltar:;nnsbmck
ngel am e
555 A
09, Juli 2006 ADS
l QRATIRE [ 1016
Gameinderat und

Alternatlve Llste

Innsbruck, am 09.07.2026

DRINGENDER ANTRAG

FuRgangerzone zwischen Bogen 68 und 70 in der Ing.-Etzel-StraRe zur
Erhohung der Verkehrssicherheit

Der Gemeinderat mdge beschlieRen:

Die zustandigen Fachdienststellen werden mit der Priifung der Einrichtung einer durchgangigen oder
tempordren FuRgangerzone in der Ing.-Etzel-StraRe im Abschnitt zwischen den Bogen 68 und 70
beauftragt. Im Falle einer positiven Prufung, mogen dementsprechende Umsetzungsschritte
eingeleitet und dem Gemeinderat zur Beschlussfassung vorgelegt werden.

Dabel ist sicherzustellen, dass
* die Durchfahrt fur den allgemeinen Kraftfahrzeugverkehr unterbunden wird und

» die Zufahrt fir Anrainer:innen, Garagenzufahrten, Einsatzfahrzeuge, Lieferverkehr sowie
sonstige berechtigte Nutzerinnen im weiterhin als Begegnungszone und nun zusatzlich als
StichstraRe gestalteten Bereich zwischen BienerstraBe und Bogen 71 gewahrleistet wird.

Begrundung

Die Ing.-Etzel-Strale erfullt im Bereich des Messeparks eine wichtige Funktion als Aufenthalts-,
Bewegungs- und Begegnungsraum. Sie wird von zahlreichen FuRgangerinnen genutzt, darunter viele
Familien mit Kindern sowie Besucher:innen der angrenzenden Betriebe. Gleichzeitig wird der Bereich
trotz seiner Gestaltung regelmaRig als Abkirzung fiir den motorisierten Durchzugsverkehr genutzt
und das sehr oft mit iberhohter Geschwindigkeit.

Immer wieder kommt es dadurch zu kritischen Situationen zwischen PKWs und StrafRennutzer:innen,
vor allem Kindern. Diese Vorfalle zeigen, dass die bestehenden Regelungen von einzelnen
Verkehrsteilnehmer:innen missachtet werden und dadurch erhebliche Gefahrdungen entstehen
konnen. Dass die geltenden Verkehrsregeln wiederholt missachtet werden, zeigt sich auch an den
regelmafig beschadigten Pflanzentrogen entlang des StraBenraums. Diese dokumentieren, dass der
Bereich von Kraftfahrzeuglenker:innen nicht mit der gebotenen Vorsicht befahren wird.

Alternative Liste Innshruck - SchopfstraBe 9 - 6020 Innsbruck ZVR-Zahl: 135236817/ 172



Begegnungszonen setzen gegenseitige Rucksichtnahme und die konsequente Einhaltung der
geltenden Vorschriften voraus. Werden diese Voraussetzungen wiederholt nicht erfillt, und kommt es
dadurch immer wieder zu gefahrlichen Situationen, ist eine weitergehende Verkehrsheruhigung
erforderlich.

Die Umwandlung des Abschnitts zwischen den Bégen 68 und 70 in eine FuRgangerzone wirde den
motorisierten Durchzugsverkehr wirksam unterbinden, ohne die Erreichbarkeit der bestehenden
Garagen oder Betriebe wesentlich einzuschranken. Berechtigte Zufahrten bleiben weiterhin moglich,
wahrend der offentliche Raum damit deutlich sicherer und attraktiver gestaltet werden kann.

Die MaRRnahme wiirde inshesondere die Sicherheit von Kindern und anderen besonders
schutzbedurftigen Verkehrsteilnehmer:innen erhohen, die Aufenthaltsqualitdt verbessern und den
Charakter des Bereichs als urbanen Begegnungsraum starken.

Begrundung der Dringlichkeit:

Die wiederkehrenden kritischen Situationen verdeutlichen den Handlungsbedarf. Da der Bereich
insbesondere in den Sommermonaten stark frequentiert ist, und der Gemeinderat erst nach der
Sommerpause wieder zusammenkommt, besteht ein offentliches Interesse daran die notwendigen
Schritte unverzuglich einzuleiten.

Bedeckung:
Aus dem laufenden Budget.

GRin Evi Kofler GR Mesut Onay

Alternative Liste Innshruck - SchopfstraBe 9 - 6020 Innsbiuck ZVR-Zahl: 1352368177 212



(zu Punkt 36.1)

0 YV [/
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Federspiel R

eingelangtam

1R Ju~li 2026
"icgn;;‘iv dgzﬁ?éégéé Innsbruck, 16. Juli 2026

Dringender Antrag

Sicherstellung der Finanzierung des tierarztlichen Notdienstes fir
Kleintiere in Innsbruck

Der Gemeinderat moge beschlieen:

1. Die Stadt Innsbruck setzt die finanzielle Unterstiitzung des tierarztlichen
Notdienstes fiir Kleintiere Uiber den Ablauf der derzeitigen Finanzierungszusage im
September hinaus ohne Unterbrechung fort.

2. DerBiirgermeister sowie die zustandigen Amter und Abteilungen der Stadtwerden
ersucht, die notwendigen Vereinbarungen zur Fortflhrung des tierarztlichen
Notdienstes unverzlglich abzuschlieBen und die erforderlichen budgetaren
Vorkehrungen zu treffen.

3. Die Finanzierung ist langerfristig, idealerweise dauerhaft im Budget der Stadt
Innsbruck vorzusehen und abzubilden, um den teilnehmenden Tierdrztinnen und
Tierarzten sowie den Tierhalterinnen und Tierhaltern eine verlédssliche
Planungssicherheit zu gewéahrleisten und allenfalls Tierleben zu retten.

Begriindung

Die derzeitige Finanzierungszusage der Stadt Innsbruck endet im September dieses
Jahres. Bis heute besteht keine Entscheidung liber eine Fortfihrung der Finanzierung.
Ohne einen zeithahen Gemeinderatsbeschluss fehlt den teilnehmenden Tierarztpraxen
die notwendige Planungs- und Rechtssicherheit flr die Organisation des Notdienstes.

Da Dienstpléane und Bereitschaftsdienste langfristig koordiniert werden mussen, besteht
unmittelbarer Handlungsbedarf. Eine verspatete Beschlussfassung kénnte dazu fuhren,
dass der Notdienst nicht mehr aufrechterhalten werden kann und ein wesentliches
Angebot der tierdrztlichen Notfallversorgung in Innsbruck wegfallt.

Die Behandlung dieses Antrages in der ndchsten Gemeinderatssitzung ist daher im
Interesse des Tierschutzes, der Versorgungssicherheit sowie der betroffenen



Tierhalterinnen und Tierhalter dringend erforderlich. Hinzu kommt, dass die Stadt
Innsbruck aus der Hundesteuer jahrlich erhebliche Einnahmen erzielt. Auch wenn diese
Einnahmen rechtlich nicht zweckgebunden sind, leisten Hundehalterinnen und
Hundehalter damit einen finanziellen Beitrag zum Stadthaushalt. Es ist daher ein
berechtigtes Anliegen, dass zumindest ein kleiner Teil dieser Einnahmen fir MaBnahmen
verwendet wird, die unmittelbar dem Tierwohl sowie den Tierhalterinnen und Tierhaltern
zugutekommen.

Der tierdrztliche Notdienst fur Kleintiere stellt einen unverzichtbaren Bestandteil der
Daseinsvorsorge und des Tierschutzes in der Landeshauptstadt Innsbruck dar. Er
gewéhrleistet, dass Hunde, Katzen und andere Kleintiere auch auBerhalb der reguléren
Ordinationszeiten —insbesondere wahrend der Nachtstunden —im akuten Notfall zeitnah
tierarztlich versorgt werden kénnen.

Derzeit beteiligen sich neun Tierarztpraxen aus Innsbruck und Innsbruck-Land freiwillig
am Notdienst. Schon jetzt kénnen aufgrund personeller Engpédsse nicht alle
Nachtdienste besetzt werden. Der Wegfall der finanziellen Unterstitzung der Stadt
wiurde die ohnehin angespannte Situation weiterverschéarfen und den Fortbestand dieses
wichtigen Versorgungsangebotes ernsthaft gefahrden.

Gerade die Landeshauptstadt Innsbruck tragt eine besondere Verantwortung flr eine
funktionierende Infrastruktur. Dazu gehort auch eine zeitgemaBe veterindrmedizinische
Notfallversorgung. Besonders Hundehalterinnen und Hundehalter leisten bereits durch
die Entrichtung der Hundesteuer einen unmittelbaren finanziellen Beitrag an die Stadt. Es
ist daher sachlich nicht nachvollziehbar, dass ausgerechnet bei einer derart wichtigen
Leistung Einsparungen vorgenommen werden sollen. Die Fortfiihrung des tierdrztlichen
Notdienstes ist daher sowohl aus Griinden des Tierschutzes als auch im Interesse einer
verantwortungsvollen kommunalen Daseinsvorsorge dringend geboten.

Begriindung der Dringlichkeit

Die Dringlichkeit ergibt sich daraus, dass die derzeitige Finanzierungszusage bereits im
September endet und die teilnehmenden Tierarztpraxen schon jetzt Planungssicherheit
fir die Einteilung der Bereitschaftsdienste benétigen, um den Notdienst ohne
Unterbrechung aufrechterhalten zu kénnen.

Bedeckung

Die erforderlichen Mittel sind vorrangig aus den gegentiber dem Voranschlag erzielten
Mehreinnahmen aus der Kommunalsteuer zu bedecken. Sollten diese zum Zeitpunkt der
Beschlussfassung nicht oder nicht in ausreichendem Umfang verfugbar sein, ist die
Finanzierung im Wege eines Naghtragskredites sicherzustellen.{ C (
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(zu Punkt 36.2)

Stadtrat Markus LASSENBERGER

O @ )
GR Rudi FEDERSPIEL Stadtmagistrat Wnsbruck
eingelangt am
- Klubobfrau Andrea DENGG
RUdl Klubobfrau-Stv. Fabian WALCH 16, Juli 2026

(3

GR Reinhold HAPP G- AT i%?/ 2026
Ta

FEder Spiel GR Achim LINDE Germolnd

innsbruck, am 14.07.2026

Dringend Dringender Antrag
betreffend Sicherheitskonzept Freibader

Der Gemeinderat mége beschlielen:

Herr Birgermeister wird ersucht, gemeinsam mit der IKB die bestehende
Sicherheitsstruktur im Tivoli Freibad und Baggersee kurzfristig zu evaluieren und an
stark frequentierten Tagen durch ein flexibles Sicherheitsmodell zu ergénzen. Dieses
Modell soll zusatzliche Sicherheitskrafte bei Bedarf, klare Einsatzbereiche,
regelméBige Rundgénge, eine verbindliche Meldekette sowie eine nachvollziehbare
Dokumentation sicherheitsrelevanter Vorfalle umfassen.

Begrindung:

Im Tivoli Freibad sind bereits zwei Sicherheitskrafte im Einsatz. Diese Grundprasenz
ist richtig und wichtig. Aus der praktischen Erfahrung vor Ort zeigt sich jedoch, dass
diese Struktur bei starkem Besucheraufkommen oder bei plbtzlichen Eskalationen
sehr schnell an ihre Grenzen kommen kann. Der jingste Vorfall, bei dem ein Messer
gezickt wurde, macht deutlich: Wenn beide Krafte in einem konkreten Vorfall
gebunden sind, bleiben andere Bereiche des Bades kurzfristig ohne aktive
Wahrnehmung. Genau in solchen Momenten entsteht ein Sicherheitsrisiko, nicht weil
gar keine Security vorhanden ist, sondern weil die Struktur bei kritischen Lagen zu
wenig Reserve hat.

Es braucht nicht einfach pauschal mehr Sicherheitspersonal. Es braucht stattdessen
ein flexibles, klar organisiertes Sicherheitsmodell fiir stark frequentierte Tage, mit
definierten Bereichen, verbindlicher Kommunikation und nachvollziehbarer
Dokumentation. Ziel ist nicht, das Freibad zu einem tiberwachten Ort zu machen. Ziel
ist, Badegéaste, Familien, Kinder und Mitarbeiter besser zu schiitzen, kritische
Situationen friiher zu erkennen und das Badpersonal spiirbar zu entlasten.

Nach Rucksprache mit Sicherheitsexperten werden folgende 5 Punkte empfohlen:

1) Flexible Verstarkung an Risikotagen
An heien Tagen, Wochenenden, Ferienzeiten und bei hohem Besucheraufkommen
sollte die bestehende Besetzung flexibel erweitert werden. Bei normalem Betrieb
kénnen zwei Kréfte ausreichend sein. Bei erhéhtem Besucheraufkommen ist eine

und Stadtsenat



dritte Kraft sinnvoll, damit nicht das gesamte Geldnde unbeobachtet bleibt, sobald ein
Vorfall Personal bindet.

2) Klare Einsatzbereiche im Bad
Eine Kraft sollte den Eingangsbereich und die erste Wahrnehmung auffalliger
Situationen abdecken. Eine weitere Kraft sollte mobil im Geldnde unterwegs sein. Bei
starkem Betrieb sollte eine zusétzliche Kraft Bereiche wie Liegewiesen,
Sanitaranlagen, Umkleiden, Gastronomie und neuralgische Punkte regelmaRig
kontrollieren.

3) Verbindliche Meldekette
Bademeister dirfen nicht gleichzeitig VWasseraufsicht, Konfliktlosung und
Gefahrenmanagement (bernehmen mussen. Es braucht eine einfache und
verbindliche Abstimmung zwischen Badleitung, Bademeistern, Sicherheitsdienst und
Polizei. Dadurch wird schneller reagiert und es entsteht weniger Unsicherheit im
Ernstfall.

4) Digitale Vorfallsdokumentation
Sicherheitsrelevante Wahrnehmungen und Einsdtze sollten nachvolliziehbar
dokumentiert werden. Wichtig ist, wann etwas passiert ist, wo es passiert ist, welche
MaRnahmen gesetzt wurden und ob sich bestimmte Bereiche oder Uhrzeiten
wiederholen. Dadurch bekommt die Stadt eine sachliche Entscheidungsgrundiage.

5) Praventive Prasenz statt reiner Reaktion
Security soll nicht erst dann sichtbar werden, wenn eine Situation bereits eskaliert ist.
Gerade im Freibad ist ruhige, frlihe Ansprache entscheidend. Gruppenbildungen,
aggressive Stimmung, Alkoholthemen oder Regelverstéfle kénnen oft entscharft
werden, bevor daraus ein groRerer Vorfall entsteht.

Fir die restliche Hauptsaison sollte die Stadt gemeinsam mit der IKB ein kurzfristiges
Pilotmodeli priifen. Dieses Modell kann an stark frequentierten Tagen aktiviert werden
und muss nicht dauerhaft jeden Tag in voller Starke laufen. Sinnvoll wére eine flexible
Besetzung mit zwei bis drei Sicherheitskréften, abhéngig von Wetter, Besucherzahl,
Ferienzeit und aktueller Lage. Ergédnzend braucht es fixe Rundgangszonen, klare
Zustandigkeiten und eine kurze wdéchentliche Auswertung der dokumentierten
Vorfille.

Der Vorfall im Tivoli Freibad zeigt, dass Sicherheit in stddtischen Badern nicht dem
Zufall Giberlassen werden darf. Es braucht keine martialische Abschreckung, sondern
eine professionelle, deeskalierende und gut organisierte Sicherheitsstruktur, die
Badegaste schitzt, Badpersonal entlastet und kritische Situatlipnen frihzeitig abfangt.

Bedeckung: Keine Bedeckung erforderlich.
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(zu Punkt 37.1) IN Ns,
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Retouren an Mag.-Abt. |, Gremialwesen und Offentlichkeitsarbeit Stadtmagistrat

Referat Gemeinderat und Stadtsenat
Herrn Sachbearbeitende Alexander Seitner
BUrgermeiSter Telefon +43 512 5360 2303

post.gemeinderat-stadtsenat
E-Mail  @innsbruck.gv.at

ort, Datum INNsbruck, 22.06.2026

Mag. Anzengruber, BSc

HIER

MaBnahmenpaket Tauben in der Stadt Innsbruck; GfGR/75/2019
Antrag der ehemaligen GR™" Dr."" Krammer-Stark (GRUNE) vom 28.03.2019

Sehr geehrter Herr Burgermeister,

wir ersuchen, folgenden Beschluss im Gemeinderat zu fassen:

1. Vorliegender Bericht der Mag.-Abt. I, Gemeinderat und Stadtsenat — samt Stellung-
nahme des Wildtierbeauftragten — wird zur Kenntnis genommen.

2. Durch die Schaffung der Funktion eines Wildtierbeauftragten bei der Mag.-Abt. VI,
Gesundheit, Markt- und Veterinarwesen, und die Errichtung des Taubenschlags im
Stadtpark Rapoldi — sowie Planung von weiteren — wurden und werden zielfiihrende
MaRnahmen fiir die Verbesserung im Zusammenleben von Menschen und Tauben in
der Stadt Innsbruck gesetzt.

3. Der Antrag gilt als erledigt.

Finanzielle Auswirkungen (Bruttobetrage)
Einmalige Kosten KEINE

Laufende bzw. Folgekosten / Jahr KEINE

Es entstehen keine Uber den Ublichen Verwaltungsaufwand hinausgehenden Kosten.

Der Beschlusstext kann im Rahmen der Niederschrift veroéffentlicht werden

Ja.

L1 Ja, aber geschwarzt (die zu schwérzenden Passagen bitte farblich kennzeichnen!).
L1 Nein, Geheimhaltungsgriinde iSd § 6 IFG liegen vor.

Freundliche GriRRe

Vermerk Biro des Magistratsdirektors:

Die gegenstandliche Gremialvorlage wurde gemafl dem Rundschreiben der
Dr. S_tephan_ Crepaz Magistratsdirektion vom 22.09.2025 auf ihre Stadtrechtskonformitét gepriift.
Magistratsdirektor 22.06.2026. Spiss

P¥Y Landeshauptstadt Innsbruck, Maria-Theresien-Stralle 18, 6020 Innsbruck, DVR: 0059331, www.innsbruck.gv.at
&y Tiroler Sparkasse Bank AG, BIC: SPIHAT 22, IBAN: AT20 2050 3033 0192 0330, UID: ATU36832905 STGD Innsbruck Betriebe


JichaS
Texteingabe
Vermerk Büro des Magistratsdirektors:

Die gegenständliche Gremialvorlage wurde gemäß dem Rundschreiben der

Magistratsdirektion vom 22.09.2025 auf ihre Stadtrechtskonformität geprüft.

22.06.2026, Spiss


Weiterfilhrende Erklarung

In der Sitzung des Gemeinderates am 28.03.2019 haben GR™ Dr." Krammer-Stark und Mitunter-
zeichner:innen beiliegenden Antrag eingebracht:

"Der Gemeinderat mége beschlie3en:

Der Biirgermeister wird ersucht, die zusténdigen Amter mit der Umsetzung eines ganzheitlichen
MalBnahmenpakets zu beauftragen, um eine Verbesserung im Zusammenleben von Menschen
und Tauben in der Stadt zu erméglichen.

Das MaBnahmenpaket soll den Anspriichen eines nachhaltigen Tierschutzaspekts sowie einer
Verbesserung der Situation fir die Bevélkerung gerecht werden.

Inkludiert werden soll die verbesserte Exekution des bestehenden Fiitterungsverbotes sowie eine
damit einhergehende Aufkldrungskampagne, die die Innsbruckerinnen und Innsbrucker dariiber
informiert, warum das Flittern von Tauben aus veterindrmedizinischen Griinden verboten und aus
Sicht des Tierschutzes nicht sinnvoll ist.

Weiters sollen nach einer Erhebung des Taubenbestandes in Innsbruck mittels in Auftrag gegebe-
ner Taubenzéhlung, Taubenschldge an dafiir geeigneten Standorten, besonders in der Innenstadt,
errichtet werden.

Im Zuge des MalBnahmenpaketes sollen ebenfalls jene Plédtze in Innsbruck erhoben werden, die
von der Verschmutzungsproblematik durch Taubenkot besonders betroffen sind, damit diese ver-
stérkt beobachtet und bei Notwendigkeit zusétzlich gereinigt werden kénnen.

Der Antrag wurde in der Sitzung des Gemeinderates vom 25.04.2019 behandelt und dem Inhalt
nach angenommen. Daraufhin hat der damalige Bgm. Willi den damaligen ressortzustandigen
Bgm.-Stellv. Gruber unter Einbindung des Referates Veterinarwesen mit den entsprechenden Ver-
anlassungen beauftragt. Nachfolgend wurde der Antrag auch in der Arbeitsgruppe Tierschutz be-
handelt und Erledigungsschritte durch den ab Ende Feber 2020 zustandigen Bgm.-Stellv.
Mag. Anzengruber BSc gesetzt.

Am 22.06.2026 wurde seitens des Wildtierbeauftragten der Stadt Innsbruck eine abschlieliende
Stellungnahme Ubermittelt. Mit Schaffung der Funktion eines Wildtierbeauftragten bei der Mag.-
Abt. VI, Gesundheit, Markt- und Veterinarwesen, wird fir Aufklarungskampagnen zum Thema
Tauben, Burger:innenkontakt und die Vernetzung aller im Wildtierbereich tatigen Organisationen
gesorgt. Auch werden Unternehmen, die von Stadttauben besiedelt und/oder geplagt werden, zu
tierschutzgerechten MalRnahmen animiert.

Weiters wurde mit dem Taubenschlag im Rapoldipark ein erster Schritt in Richtung modernes
Stadttaubenmanagement gesetzt. Weitere sind geplant.

Anlagen:
e Stellungnahme des Wildtierbeauftragten der Stadt Innsbruck vom 22.06.2026

e Antrag der ehemaligen GR™ Dr." Krammer-Stark vom 28.03.2019
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GfGR/75/2019

MaRnahmenpaket Tauben in der Stadt Innsbruck

Vermerk

Beiliegender Antrag wurde von GR™ Dr." Krammer-Stark und Mitunterzeichnerlnnen in
der Sitzung des Gemeinderates am 28.03.2019 eingebracht und der geschaftsord-
nungsmafigen Behandlung zugefihrt.

Innsbruck, am 29.03.2019 Markus Hauser MA, eigenhandig

Beschluss des Gemeinderates vom 25.04.2019:

Der Antrag wird dem Inhalte nach angenommen.

Markus Hauser MA, eigenhéandig
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Innsbruck, am 28.03.2019

Stadtmagistrat Innsbruck
eingelangt am

2 8, Marz 2013

Geschaftsstelle fiir Gemeinderat und Stadtsenat

Glen [3s [201§ ANTRAG

MaRnahmenpaket Tauben

Der Gemeinderat mége beschliefien:

Der Biirgermeister wird ersucht, die zustindigen Amter mit der Umsetzung eines ganzheitli-
chen MaBnahmenpakets zu beauftragen, um eine Verbesserung im Zusammenleben von
Menschen und Tauben in der Stadt zu ermdéglichen.

Das MalRnahmenpaket soll den Anspriichen eines nachhaltigen Tierschutzaspekts sowie ei-
ner Verbesserung der Situation fiir die Bevolkerung gerecht werden.

Inkludiert werden soll die verbesserte Exekution des bestehenden Fiitterungsverbotes sowie
eine damit einhergehende Aufklarungskampagne, die die Innsbruckerinnen und Innsbrucker
dartber informiert, warum das Flttern von Tauben aus veterindrmedizinischen Griinden
verboten und aus Sicht des Tierschutzes nicht sinnvoll ist.

Weiters sollen nach einer Erhebung des Taubenbestandes in Innsbruck mittels in Auftrag
gegebener Taubenzadhlung, Taubenschldge an dafiir geeigneten Standorten, besonders in der
Innenstadt, errichtet werden.

Im Zuge des MaRRnahmenpaketes sollen ebenfalls jene Pldtze in Innsbruck erhoben werden,
die von der Verschmutzungsproblematik durch Taubenkot besonders betroffen sind, damit
diese verstarkt beobachtet und bei Notwendigkeit zusatzlich gereinigt werden kdnnen.



Begriindung

In Innsbruck ist wie in fast allen groRBeren Stdadten eine hohe Anzahl von sogenannten ,Stadt-
tauben” beheimatet. Bei dieser Form von angesiedelten Tauben handelt es sich groRteils um
verwilderte Haustiere, die entweder entflogenen Rasse- oder Brieftauben entstammen oder
um Tiere, die zu Wettflligen geziichtet wurden und auf den weiten Strecken den Weg in den
heimischen Taubenschlag nicht mehr finden.

Damit einher geht auch ein besonderes Bediirfnis im Umgang mit diesen Tieren. Es handelt
sich um keine eigentlichen Wildtiere, weshalb diese Tauben sehr ortsgebunden sind und sich
vorwiegend in der Nahe von Menschen ansiedeln. Trotzdem brauchen sie wie ihre wilden
Verwandten felsenartige Ortlichkeiten und bauen ihre Nester deshalb bevorzugt unter Brii-
cken oder Haustiberstanden und halten sich auf Dachern, Mauervorspriingen und Fenster-
simsen auf. Die Suche nach Schlaf- und Nistplatzen gestaltet sich fiir Tauben in Stadten je-
doch aufgrund der nicht dafiir ausgerichteten Bedingungen als sehr geféhrlich und fihrt hau-
fig zu schweren Verletzungen oder zum Tod der Tiere.

Stadttauben sind keine "Schadlinge" im eigentlichen Sinn, da von ihnen nicht mehr gesund-
heitliche Gefahren als von anderen Vogeln und Heimtieren ausgehen. Die Suche nach Nah-
rung gestaltet sich in den Stéddten jedoch als so schwierig, dass sich die Tauben hauptsachlich
von menschlichen Abféllen erndhren, was weder artgerecht noch gesund ist und so bei ho-
her Populationsdichte Krankheiten und deren Erreger im Kot entstehen ldsst. Fiitterungsver-
bote sind ein erster Schritt zu einem tierschutzgerechten Zugang im Umgang mit Tauben,
sind als alleinige MaRRnahmen jedoch nicht ausreichend, denn Tauben verbleiben unabhan-
gig von ihrem Erndhrungszustand ortsgebunden und vermehren sich ebenfalls unabhangig
davon im selben AusmaR.

Als Resultat dieser Situation fihlt sich die Bevolkerung durch die groBen Mengen an Tauben,
vor allem aber auch durch den entstehenden Taubenkot stark beldstigt. Ebenfalls wird durch
den Taubenkot das Stadtbild verunstaltet, hohe Kosten in der Reinigung verursacht und die
Verwitterung von Gebduden und Statuen beschleunigt. In (teil-)offenen Gebduden, Lagerhal-
len oder Dachbéden entstehen durch dort nistende Tauben Verunreinigungen, Material-
schaden und die Gefahr eines vermehrten Auftretens von Vorrats- und Materialschadlingen.



Ein betreuter Taubenschlag mit medizinischer Versorgung, artgerechter Flitterung und kon-
trollierter Populationsdezimierung ist die einzige langfristige und tierschutzgerechte Lésung,
die fiir Bewohner*innen und Tiere ein nachhaltiges Zusammenleben erméglicht und eine
Verbesserung der empfundenen Beldstigungen und Verringerung entstehender Schiaden und

Kosten mit sich bringt.
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(zu Punkt 37.2)
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Retouren an Mag.-Abt. |, Gremialwesen und Offentlichkeitsarbeit Stadtmagistrat

Referat Gemeinderat und Stadtsenat
Herrn Sachbearbeitende Alexander Seitner
BUrgermeiSter Telefon +43 512 5360 2303

post.gemeinderat-stadtsenat
E-Mail  @innsbruck.gv.at

ort, Datum INNsbruck, 22.06.2026

Mag. Anzengruber, BSc

HIER

Einfuhrung Vermogenssteuer, Resolution; Maglbk/94157/GR-AT/25/2025
Abanderungsantrag von GR Mag. Plach vom 27.03.2025 zum dringenden Resolutionsan-
trag von GR Onay (ALI) vom 27.02.2025

Sehr geehrter Herr Blirgermeister,
wir ersuchen, folgenden Beschluss im Gemeinderat zu fassen:

1. Vorliegender Bericht der Mag.-Abt. I, Gemeinderat und Stadtsenat - samt Schreiben
des Biirgermeisters an den Bundesminister fiir Finanzen - wird zur Kenntnis genom-
men.

2. Der Resolutionsantrag gilt somit als erledigt.

Finanzielle Auswirkungen (Bruttobetrage)
Einmalige Kosten € KEINE

Laufende bzw. Folgekosten / Jahr € KEINE

Es entstehen keine Uber den Ublichen Verwaltungsaufwand hinausgehenden Kosten.

Der Beschlusstext kann im Rahmen der Niederschrift veroéffentlicht werden

Ja.

L1 Ja, aber geschwarzt (die zu schwérzenden Passagen bitte farblich kennzeichnen!).
LI Nein, Geheimhaltungsgrinde iSd § 6 IFG liegen vor.

O Der Akt sollte im Gemeinderat unter Ausschluss der Offentlichkeit behandelt werden, Geheim-
haltungsgriinde iSd § 6 IFG liegen vor und sind in der weiterfiihrenden Erklarung angefihrt. (die
zu schwérzenden Passagen im Beschlusstext bitte farblich kennzeichnen!)

Freundliche Grilke

Vermerk Biro des Magistratsdirektors:

Dr_ Ste han Cre az Die gegenstandliche Gremialvorlage wurde gemafl dem Rundschreiben der
. P . P Magistratsdirektion vom 22.09.2025 auf ihre Stadtrechtskonformitét geprft.
Magistratsdirektor 22.06.2026. Spiss

P¥Y Landeshauptstadt Innsbruck, Maria-Theresien-Stralle 18, 6020 Innsbruck, DVR: 0059331, www.innsbruck.gv.at
&/ Tiroler Sparkasse Bank AG, BIC: SPIHAT 22, IBAN: AT20 2050 3033 0192 0330, UID: ATU36832905 STGD Innsbruck Betriebe


JichaS
Texteingabe
Vermerk Büro des Magistratsdirektors:

Die gegenständliche Gremialvorlage wurde gemäß dem Rundschreiben der

Magistratsdirektion vom 22.09.2025 auf ihre Stadtrechtskonformität geprüft.

22.06.2026, Spiss


Weiterfiihrende Erkldarung

In der Sitzung des Gemeinderates am 27.02.2025 haben GR Onay und Mitunterzeichnerin beilie-
genden dringenden Resolutionsantrag eingebracht:

"Der Gemeinderat mége beschliel3en:

Der Gemeinderat der Stadt Innsbruck fordert die zukiinftige Bundesregierung dazu auf, die ver-
mogensbezogenen Steuern auf ein dem OECD-Schnitt entsprechendes Niveau zu heben und ins-
besondere die Superreichen angemessen zu besteuern. Ein GroBteil dieser Einnahmen soll den
Gemeinden zuflieRen, um die vielféltige kommunale Infrastruktur auf eine solide Finanzierungsba-
sis zu stellen.”

Dem Antrag wurde die Dringlichkeit nicht zuerkannt. In der darauffolgenden Sitzung des Gemein-
derates am 27.03.2025 wurde von GR Mag. Plach und Mitunterzeichner:innen folgender Abande-
rungsantrag eingebracht:

"Der Gemeinderat mége beschliel3en:

Der Gemeinderat der Stadt Innsbruck fordert die Bundesregierung dazu auf, im Zuge der anste-
henden Budgeterstellung sowie des Finanzausgleichs ausreichende finanzielle Mittel fir die
Stédte und Gemeinden zur Verfiigung zu stellen. Damit soll sichergestellt werden, dass die Ge-
meinden, insbesondere aber die l(iberproportional belasteten stéadtischen Ballungsrdume, ihren
stetig wachsenden Aufgaben auch in Zukunft nachkommen kénnen.

Der Biirgermeister und die amtsfiihrenden Mitglieder des Stadtsenates werden beauftragt, sich
dafiir auch im Rahmen des Stadtebundes auf Bundes- und Landesebene einzusetzen."

Der Abanderungsantrag wurde dem Inhalt nach angenommen.

Bgm. Mag. Anzengruber, BSc hat am 29.05.2026 ein diesbeziigliches Schreiben an den Bundes-
minister fur Finanzen gerichtet — inklusive eines Forderungskatalogs des Stadtebundes (siehe
Anlage).

Anlagen:
e Schreiben des Blrgermeisters samt Forderungskatalog des Stadtebundes vom

29.05.2026
¢ Abanderungsantrag von GR Mag. Plach vom 27.03.2025
¢ Dringender Resolutionsantrag von GR Onay vom 27.02.2025
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Blrgermeister
Ing. Mag. Johannes Anzengruber, BSc

An:
Herrn Finanzminister
Dr. Markus Marterbauer

Johannesgasse 5
1010 Wien

per E-Mail an: ministerbuero@bmf.gv.at

Innsbruck, 29. Mai 2026

Finanzielle Situation der Stadte und Gemeinden sowie notwendige
strukturelle Entlastungen

Sehr geehrter Herr Finanzminister Dr. Markus Marterbauer,

die finanzielle Situation der Stadte und Gemeinden hat sich in den vergangenen Jahren
zunehmend verscharft. Insbesondere die stadtischen Ballungsraume sehen sich mit stetig
wachsenden Aufgaben, steigenden Personal- und Infrastrukturkosten sowie zusatzlichen
Anforderungen in den Bereichen Bildung, Soziales, Kinderbetreuung, Integration und
Klimawandelanpassung  konfrontiert.  Gleichzeitig  werden  die finanziellen
Handlungsspielraume der Kommunen zunehmend eingeschrankt.

Gerade Stadte wie Innsbruck Ubernehmen weit Uber ihre Gemeindegrenzen hinaus
zentrale Versorgungs-, Bildungs-, Sozial- und Infrastrukturaufgaben fir die gesamte
Region. Diese Leistungen sind fur das Funktionieren des Ooffentlichen Lebens
unverzichtbar, werden jedoch im bestehenden Finanzierungssystem aus Sicht der Stadte
und Gemeinden nicht ausreichend abgebildet.

Besonders hervorheben mochte ich in diesem Zusammenhang den Bereich der
Schulassistenz. Ich hoffe eindringlich darauf, dass im Rahmen der aktuellen
Reformpartnerschaft eine nachhaltige Losung gefunden wird, wonach die Schulassistenz
kinftig vollstandig in den Aufgaben- und Finanzierungsbereich des Bundes Ubergeht. Die
Gemeinden sind Schulerhalter und nicht originar dafur vorgesehen, dauerhaft
Personalstrukturen im schulunterstitzenden Bereich zu finanzieren.

In diesem Zusammenhang darf ich darauf hinweisen, dass die Landesgruppe Tirol des
Osterreichischen Stadtebundes im Rahmen ihrer Landesguppenkonferenz und des
diesjahrigen Stadtetages in Leoben einen umfassenden Forderungskatalog zur
finanziellen Situation der Stadte und Gemeinden ausgearbeitet hat. Die darin enthaltenen

MY Landeshauptstadt Innsbruck, Maria-Theresien-Strafe 18, 6020 Innsbruck, DVR: 0059331
& Tel:+43512 53608100, E-Mail: buergermeister@innsbruck.gv.at, www.innsbruck.gv.at
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Anliegen und Vorschlage — auch zur Schulassistenz — werden in weiterer Folge auch in
die Positionierungen des Osterreichischen Stadtebundes auf Bundesebene einflieRen.

Den entsprechenden Forderungskatalog darf ich diesem Schreiben beiliegend Ubermitteln
— verbunden mit der héflichen Bitte um Behandlung der angesprochenen Themenbereiche
sowie um entsprechende Ruckmeldung.

Abschlieltend darf ich festhalten, dass ich dieses Anliegen nicht nur in meiner Funktion
als Burgermeister der Landeshauptstadt Innsbruck, sondern zugleich auch in Umsetzung
eines entsprechenden Beschlusses des Gemeinderates der Stadt Innsbruck sowie als
Vorsitzender der Landesgruppe Tirol des Osterreichischen Stadtebundes an Sie
herantrage. Die dargestellten Herausforderungen und Forderungen betreffen zahlreiche
Stadte und Gemeinden gleichermalen und bedtirfen aus Sicht der kommunalen Ebene
dringend nachhaltiger struktureller Losungen auf Bundesebene.

Mit freundlichen GrifRen aus Innsbruck

N

Ing. Mag. Johannes Anzengruber BSc
Burgermeister der Landeshauptstadt Innsbruck
Vorsitzender der Stadtebund Landesgruppe Tirol

Seite 2 von 2



' IE

Osterreichischer

ST
Retouren an Stadtebund, Landesgruppe Tirol §F‘l‘1tﬁl)ll nd
An:
Herrn Finanzminister
Dr. Markus Marterbauer
Johannesgasse 5 Stadtebund, Landesgruppe Tirol
1010 Wien Biro des Birgermeisters

e-mail  Staedtebund@innsbruck.gv.at
per E-Mail an: ministerbuero@bmf.gv.at ort, patum  INNsbruck, 29.05.2026

Forderungskatalog

der Stadtebund Landesgruppe Tirol
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Forderungen an die Bundesregierung

Die Landesgruppenkonferenz der Stadtebund-Landesgruppe Tirol richtet folgende
Forderungen an die Osterreichische Bundesregierung:

1. Zukunftsfonds Elementarpadagogik (§ 23 FAG 2024)

Zuweisung von 87,5% der Mittel (des jew. Bundeslands) aus dem
Zukunftsfonds Elementarpadagogik direkt an die Gemeinden und Stadte.

2. Gesundheits-Fonds-Finanzierung — Abrechnung der Patientenkosten nach
Hauptwohnsitz (Vereinbarung gemaR Art. 15a B-VG liber die Organisation
und Finanzierung des Gesundheitswesens)

Der Tiroler Gesundheitsfonds tragt jahrlich bis zu € 80 Mio. fiir die
Behandlung von Gastpatient:innen aus anderen Bundeslandern.

Der Bund soll eine faire Finanzierung der Patient:innenkosten nach dem
Hauptwohnsitzprinzip sicherstellen.

3. Finanzausgleich — Gemeindezuweisungen gem. § 28a FAG 2024

Die Finanzzuweisung an Gemeinden, welche aktuell nur fir das Jahr 2025
zur Sicherstellung einer nachhaltigen Haushaltsflihrung von Seiten des
Bundes gewahrt wird, ist zwingend auch fiir die Folgejahre bis zum
AuBerkrafttreten des FAG 2024 zu gewahren.

Die Finanzzuweisung ist auch fir das Jahr 2026 rickwirkend vorzusehen und
fur die Jahre 2027 und 2028 fortzuschreiben.

4. Reform der Grundsteuer in zwei Schritten (§ 27 FAG 2024)

Um die aulRerst schwierige Finanzsituation der Stadte und Gemeinden zu
entlasten, mussen alle uns moglichen Ma3nahmen ergriffen werden. Daher
unterstitzt die Landesgruppe Tirol die Forderung von Generalsekretar Thomas
Weniger nach einer umfassenden Reform der Grundsteuer.

Erhohung der Hebesétze von 500% auf 750% als kurzfristiger erster Schritt.
(§ 27 Abs. 2 FAG 2024)

Strukturelle, verfassungskonforme und unbiirokratische Reform der
Grundsteuer in einem zweiten Schritt.
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Sicherheit und Antiterror-MaBnahmen: Finanzielle Abgeltung durch den

Bund

Faire Kostenbeteiligung durch den Bund bei sicherheitspolizeilich
angeordneten bzw. empfohlenen Mallnahmen (z. B. Poller, Troge, bauliche
Schutzmalnahmen, Schlusselzonen etc.)

Die klare gesetzliche Grundlage zur Kostenersatzpflicht des Bundes bei
Anordnungen bzw. Empfehlungen durch SPK/ LPD/ BMI muss
wahrgenommen werden!

6. Hubschrauberstandort Tirol (Vomp)

Verbindliche, ganzjahrige Stationierung eines Hubschraubers zur
Sicherstellung der raschen Einsatzfihigkeit im Westen Osterreichs, die
den besonderen geografischen, topografischen und klimatischen
Herausforderungen Tirols Rechnung tragt.

7. Vorsteuerabzugsfahigkeit

Wiedereinfuhrung der Vorsteuerabzugsfahigkeit bei hoheitlichen Bauten
(Anderung 1. Stabilitatsgesetz 2012 — 1. StabG 2012 BGBI. | Nr. 22/2012 idgF)

8. § 24 FAG Finanzzuweisung fiir den OPNV

Die Mittel fur die Forderung von o6ffentlichen Personennahverkehrs-
unternehmen (§ 24 Abs.1) und fur Investitionen in den stadtischen o6ffentlichen
Verkehr (§ 24 Abs. 2) sollten entsprechend den umweltrechtlichen
Bestimmungen (CVD-Richtlinie u. StraRenfahrzeug-Beschaffungsgesetz) um
jeweils 30% angehoben werden.

9. § 29 FAG - Zweckzuschiisse Theater

Die Zuschusse fur den Betriebsaufwand und die Investitionen der Theater sind
fur die Jahre 2027 und 2028 um jeweils 20 % anzuheben.

Die Regelung ist in kiinftigen Finanzausgleichsgesetzen entsprechend zu
verlangern.

10.§ 29a FAG - Zweckzuschusse fur Wohnbaufoérderung

Der Zweckzuschuss ist bis zum Aulerkrafttreten des FAG 2024 um € 1 Mrd.
zu erhdéhen und zu verlangern (Wohnbauoffensive).

Die Regelung ist in kiinftigen Finanzausgleichsgesetzen entsprechend zu
verlangern.
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11. § 10 FAG 2024 — Gemeinschaftliche Bundesabgaben
e Die Einnahmen der
o Digitalsteuer gem. Digitalsteuergesetz 2020
o CO,-Bepreisung gem. dem Nationalen
Emissionszertifikatehandelsgesetz 2022
sind in den Katalog der gemeinschaftlichen Bundesabgaben aufzunehmen.
e Dazuist § 10 FAG 2024 dahingehend zu andern, dass die genannten Gesetze
in den Katalog der gemeinschaftlichen Bundesabgaben aufgenommen
werden.
« Eine Beteiligung der Lander und Gemeinden Uber die Ertragsanteile ist
sicherzustellen.
 Neu geschaffene bundesgesetzliche Abgaben sind grundsatzlich als
gemeinschaftliche Bundesabgaben im Sinne des § 10 FAG 2024
auszugestalten.

Zudem werden die bereits angebrachten, weiterhin aufrechten Forderungen bekréftigt:

12.Finanzausgleich — Vertreter des Westens Osterreichs

« Im Rahmen der zukinftigen Verhandlungen zum Finanzausgleich ist ein
Vertreter der westlichen Bundeslander Salzburg, Tirol und Vorarlberg
nach Rucksprache hinzuzuziehen, um eine faire Mittelverteilung unter
besonderer Beriicksichtigung westosterreichischer Stadte und
Gemeinden sicherzustellen.

o Die Entsendung des Vertreters ist innerhalb der westlichen Stadtebund-
Mitglieder zu klaren. Diese Vertreter haben in Vorbereitung auf etwaige
Verhandlungen inhaltliche Abstimmungen vorzunehmen.

13.Schul- und Bildungsbereich: Freizeitpadagog:innen und Schulassistenzen

o Das Thema der Finanzierung der Freizeitpadagog:innen und der
Schulassistenzen ist ungeldst. Von Seiten des Bundes sind die Kosten
fur die Schulassistenzen und Freizeitpadagog:innen ab sofort zu tragen.

e Gemeinden sind nur Schulerhalter und als solches flir das kostenintensive
Betreuungspersonal nicht zustandig.

« Eine Berlcksichtigung dieses Themas erst in einem neuen FAG nach dem
Aulerkrafttreten des aktuellen mit 31.12.2028 ist nicht akzeptabel.

« Die Moglichkeit einer verfassungsrechtlichen Priifung zur Zustandigkeit
fiir Schulassistenzen wird gepriift und vorbereitet.

Seite 4 von 5



Die Stadtebund-Landesgruppe Tirol ersucht um Behandlung der Forderungen und

Riuckmeldung.

Ich verbleibe mit freundlichen Grifden,

Burgermeister Ing. Mag. Johannes Anzengruber, BSc

Vorsitzender Stadtebund — Landesgruppe Tirol
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Maglbk/94157/GR-AT/25/2025

Einfiihrung Vermogenssteuer, Resolution

Beschluss des Gemeinderates vom 27.02.2025:

Beiliegendem von GR Onay und Mitunterzeichnerin eingebrachtem dringenden Antrag
wurde die Dringlichkeit nicht zuerkannt, weshalb der Antrag der geschéftsordnungsma-
Rigen Behandlung zugefiihrt wird.

Andrea Raggl, eigenhandig

Beschluss des Gemeinderates vom 27.03.2025:

Beiliegender von GR Mag. Plach und Mitunterzeichnerinnen eingebrachte Abande-
rungsantrag vom 19.03.2025 wird angenommen.

(Blalnig, eigenhandig)



iake. <
bruck

Jjohannes anzengruber

Innsbruck, am 19.03.2025

Abanderungsantrag
betreffend Geschiftszahl GR-AT/25/2025 - Resolutionsantrag:
Einfilhrung einer Vermogenssteuer

Der Gemeinderat moge beschlieRRen:

Der Gemeinderat der Stadt Innsbruck fordert die Bundesregierung dazu auf, im Zuge der
anstehenden Budgeterstellung sowie des Finanzausgleichs ausreichende finanzielle Mittel fir
die Stadte und Gemeinden zur Verfiigung zu stellen. Damit soll sichergestellt werden, dass die
Gemeinden, insbesondere aber die Gberproportional belasteten stadtischen Ballungsridume,
ihren stetig wachsenden Aufgaben auch in Zukunft nachkommen kénnen.

Der Birgermeister und die amtsfihrenden Mitglieder des Stadtsenates werden beauftragt
sich dafur auch im Rahmen des Stadtebundes auf Bundes- und Landesebene einzusetzen.

Begriindung:

Alle Gebietskdrperschaften, ob Bund, Linder und Gemeinden, leiden derzeit in Osterreich an
auBerordentlichen budgetiaren Problemen. Die Bundesebene ist verfassungsrechtlich die
Ebene, welche sowohl einnahmen- als auch ausgabenseitig wesentliche Anderungen im
finanziellen Geflige bewirken kann.

Daher ergeht der Appell, dringend MafRnahmen zu ergreifen, um ein weiteres aushungern der
Stadte und Gemeinden in unserem Land zu verhindern.

Bedeckungsvorschlag:

Keine Bedeckung notwendig, da Resolutionsantrag.




Stadtmagistrat Innsbruck
eingelangt am
MLI 20 Feb. 025 /M 700l

Alternatwe Llste

Gemeinderat und stadtseria

Innsbruck, am 19.02.2025

Dringender Resolutionsantrag
Einfiihrung einer Vermogenssteuer

Der Gemeinderat moge beschlieRen:

Der Gemeinderat der Stadt Innsbruck fordert die zukiinftige Bundesregierung dazu auf, die
vermogensbezogenen Steuern auf ein dem OECD-Schnitt entsprechendes Niveau zu heben und
insbesondere die Superreichen angemessen zu besteuern. Ein GroBteil dieser Einnahmen soll den
Gemeinden zuflieBen, um die vielfaltige kommunale Infrastruktur auf eine solide Finanzierungsbasis
zu stellen.

Begriindung:

In Osterreich machen Vermagenssteuern nur rund 1,4 Prozent der gesamten Steuereinnahmen aus.
Damit belegt Osterreich im Verhltnis zu anderen OECD-Staaten einen der hintersten Platzen. Der
dramatischen Budgetsituation, in der sich Osterreich derzeit befindet, muss auch einnahmenseitig
begegnet werden. Allein eine einprozentige Steuer auf Vermogen, das den Wert von einer Million Euro
Ubersteigt, wiirde rund finf Milliarden Euro pro Jahr an Mehreinnahmen generieren. Wiirde davon die
Halfte den Gemeinden entsprechend der Anzahl ihrer Hauptwohnsitze zugeteilt, so kame der Stadt
Innsbruck jahrlich ein zweistelliger Millionenbetrag zu, der fiir die Starkung der kommunalen
Infrastruktur - vom stadtischen Wohnbau bishin zu notwendigen Investitionen in den Klimaschutz
und die Verkehrswende - verwendet werden konnte. Innsbruck steht im Verhaltnis zu anderen
GroRstadten im Hinblick auf die Pro-Kopf-Verschuldung zwar relativ gut da. Dennoch steht auch
Innsbruck in den nachsten Jahren vor bedeutenden finanziellen Herausforderungen. Diesen kann und
muss der Bund mit Anhebung von vermogensbezogenen Steuern, wie etwa der Einfilhrung einer
Millionarssteuer, der Einfuhrung einer Bankenabgabe sowie der Erhohung der Korperschaftssteuer
begegnen.
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(zu Punkt 38.1)
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Gemeinderat und Stadtsenat

_ 58/2026

ANTRAG

der Gemeinderite Thomas Mayer und Dr." Andrea Haselwanter-Schneider

(Liste Fritz - Biirgerforum Tirol)

betreffend:

Sicherheit fiir Kinder, FuBganger und Radfahrer erh6hen:

Gefahrenstelle Franz-Gschnitzer-Promenade / Innrain 98 und 100 entschirfen

Der Gemeinderat wolle beschlieRen:

,Die Stadtregierung wird beauftragt, gemeinsam mit den zustindigen Amtern zu priifen, welche
zusdtzlichen MaBnahmen zur Erhéhung der Verkehrssicherheit im Bereich Franz-Gschnitzer-
Promenade, Héhe Innrain 98 und Innrain 100, notwendig und sinnvoll sind. Dabei sind insbesondere
die Querungssituation bei den Zugdngen zur FH Gesundheit, zum AZW sowie zu den dort
befindlichen Kinderkrippen, die Sichtbeziehungen, die Geschwindigkeit von Radfahrer, E-Bike-
Fahrer und E-Scooter-Fahrer sowie die bestehende Beschilderung und Bodenmarkierung zu priifen.
Gepriift werden sollen unter anderem zusitzliche Bodenmarkierungen, bessere und sichtbare
Warnhinweise, eine blinkende Warnanlage, Geschwindigkeitsanzeigen, bauliche MaRBnahmen zur
Geschwindigkeitsreduktion, eine Verbesserung der Sichtachsen durch Riickschnitt von Strauchern
und Asten sowie weitere geeignete MaRnahmen zur Entschidrfung der Gefahrenstelle. Uber das
Ergebnis dieser Priifung und die daraus abgeleiteten MaBnahmen ist dem Gemeinderat zeitnahe zu

berichten.”



BEGRUNDUNG:

Die Franz-Gschnitzer-Promenade im Bereich Innrain 98 und Innrain 100 ist ein stark frequentierter
Weg fiir FuRganger, Radfahrer, E-Bike-Fahrer und E-Scooter-Fahrer. Der Bereich wird unter anderem
von Studierenden und Mitarbeitern der FH Gesundheit bzw. des AZW, von Anrainer sowie von vielen
Menschen genutzt, die von V6ls kommend in Richtung Innenstadt oder umgekehrt unterwegs sind.
Gerade in diesem Bereich befinden sich auch Zugadnge zu Kinderbetreuungseinrichtungen. Kleine
Kinder, Eltern und padagogisches Personal missen diesen stark genutzten Weg queren bzw. betreten.
Dadurch entsteht eine besondere Gefahrenlage. Kinder kénnen Geschwindigkeiten und Abstinde
noch nicht richtig einschatzen. Gleichzeitig sind Radfahrer, E-Bike-Fahrer und E-Scooter-Fahrer auf
dieser Promenade teilweise mit hoher Geschwindigkeit unterwegs.

Besonders problematisch ist, dass sich in unmittelbarer Nihe eine UnterfUhrung befindet. Aus
Richtung Innenstadt kommend kann es dadurch zu Situationen kommen, in denen Verkehrsteilnehmer
beschleunigen oder die Querungssituation zu spat wahrnehmen. Bisher gibt es in diesem Bereich zwar
eine rote Bodenmarkierung, ein Warnzeichen auf der Fahrbahn sowie ein gelbes Schild , Achtung
Kinder”. Nach einem Lokalaugenschein ist jedoch erkennbar, dass diese MafRnahmen offenbar nicht
ausreichen, um die Gefahrenstelle ausreichend zu entscharfen. Zudem kann die bestehende

Beschilderung durch Bewuchs schlechter sichtbar sein.

Abbildung 1: Franz-Gschnitzer-Promenade / Innrain 98 und 100.
Foto: Liste Fritz 16.06.2026



Es braucht daher eine fachliche Priifung, welche zusatzlichen MaRnahmen notwendig sind, um die
Sicherheit fiir Kinder, Eltern, padagogisches Personal, FulRgianger, Studierende und Radfahrer zu
erhéhen. Denkbar wiaren etwa eine deutlichere Bodenmarkierung, zusatzliche Warnhinweise, eine
blinkende  Warnanlage, eine  Geschwindigkeitsanzeige,  bauliche = Malfnahmen  zur
Geschwindigkeitsreduktion oder die bessere Freihaltung der Sichtachsen durch regelmaRigen
Riickschnitt von Striduchern und Asten.

Die Sicherheit der kleinsten Innsbrucker:innen darf nicht erst dann Thema werden, wenn ein Unfall
passiert ist. Wenn bereits ,Beinahe-Unfélle” und ein erkennbares Gefahrenpotenzial bestehen, muss

die Stadt rechtzeitig handeln und priifen, wie diese Gefahrenstelle entscharft werden kann.

Bedeckungsvorschlag:
Fir die Priifung derzeit nicht notwendig. Allfdllige Kosten fiir die Umsetzung konkreter Mafsnahmen
sind den daftir vorgesehenen Budgetpositionen zu entnehmen. Im Falle der fehlenden Bedeckung sind

Umschichtungen vorzunehmen.




(zu Punkt 38.2)

Stadtrat Markus LASSENBERGER
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Innsbruck, am 01.06.2026

Antrag
betreffend kostenlose Baderkarte fiir Mindestpensionisten

Der Gemeinderat mdge beschlielen:

Der Gemeinderat beauftragt den Stadtsenat, darliber zu entscheiden und allenfalls zu
beschlielRen, bei den Innsbrucker Kommunalbetrieben (IKB) anzuregen, analog zu den
Badertickets fur benachteiligte Kinder auch Badertickets fir Mindestpensionisten
einzurichten.

Begrindung:

Schwimmen sollte in unserer Stadt fur alle Barger unabhangig von ihrer finanziellen
Situation zugénglich sein. Der Zugang zu diesem niedrigschwelligen und zugleich
hoch wirksamen Sport tragt wesentlich zur Erhaltung der kérperlichen und geistigen
Gesundheit bei und férdert gleichzeitig das soziale Miteinander. Besonders altere
Menschen profitieren davon enorm. Viele Senioren verbringen ihre Tage zunehmend
isoliert in ihren Wohnungen, was Einsamkeit, Bewegungsmangel und damit
verbundene gesundheitliche Probleme beglnstigt. Ein regelmaBiger Besuch im
Schwimmbad bietet nicht nur sanfte Bewegung, die Gelenke schont und die Mobilitat
erhalt, sondern schafft auch einen wertvollen sozialen Rahmen.

So wie wir bereits gezielt Programme fir benachteiligte Kinder anbieten, um ihnen
gesunde Entwicklung und gesellschaftliche Teilhabe zu ermdglichen, sollten wir dies
auch fur Senioren mit geringem Einkommen selbstverstiandlich machen. Ein
bezuschusstes oder kostenfreies Schwimmangebot fir Menschen mit kleiner Rente
ware ein starkes Signal der Wertschatzung und Solidaritat. Es ist eine praventive
Malnahme, die langfristiy Gesundheitskosten senkt, die Lebensqualitdt im Alter
steigert und dem gesellschaftlichen Problem der Altersvereinsamung aktiv
entgegenwirkt.

Bedeckung: Aus den Mehreinnahmen der Kommunalsteuer
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(zu Punkt 38.3)

Stadtrat Markus LASSENBERGER

8o _
GR Rudi FEDERSPIEL Stadtmagistrat Innsbruck
i Klubobfrau Andrea DENGG - eingelangt am
Klubobfrau-Stv. Fabian WALCH ;
Rudi 25, Juni 2026

GR Reinhold HAPP

Federspiel — oacimunoe - cpodlizezon

GR" Maria-Magdalena TRINKL

Innsbruck, am 08.06.2026

Antrag
betreffend FuRgdangerwege An-der-Lan-StraBe

Der Gemeinderat mége beschliefen:

Der Gemeinderat beschlie3t, den Stadtsenat zu beauftragen, sich gemeinsam mit der
zustandige Abteilung sich ein Bild von der aktuellen Situation zu machen und mégliche
Lésungen zu erarbeiten.

Begriindung:

Aufgrund der weit in den Gehsteig stehenden geparkten Autos, ist es fiir die Mitarbeiter
der Stadt Innsbruck schlicht unméglich diesen ordnungsgemal zu reinigen. Noch
gravierender ist es, dass der Winterdienst hier ohne das Risiko das Autos seitens der
Mitarbeiter beschadigt werden, nur schwer durchfiihrbar ist. Bei nicht
ordnungsgemalRem Winterdienst besteht auch fir Passanten die Gefahr einer
Verletzung. Vorwiegend geht es hier um den FulRgadngerwege auf der Héhe An-der-
Lan-Strafte 45 und 45a.

Bedeckung: Aus den Mehreinnahmen der Kommunalsteuer




(zu Punkt 38.4)
Stadtmagistrat Innsbruck

eingelangt am
25 Juni 2026
Gemeinderatsklub der KPO Innsbruck LR-AT[78[2026
Rathaus Gemeinderat und Stadtsenat

Maria-Theresien-Stralte 18

Altbau 1. Stock; Zi. 1.309 KPO’
innsbruck@kpoe.at

Innsbruck. 25.06.2026

Antrag: Einfiihrung einer Verordnung nach dem ,Oberndorfer
Modell* — Einschrankung von personalfreien 24/7-Automatenshops
zum Schutz von Kindern und Jugendlichen

Der Gemeinderat mége beschlieBen:

Der Gemeinderat beauftragt den Stadtsenat damit, zu beraten und allenfalls zu
beschlielfen, die zustéandigen Stellen der Stadt Innsbruck mit der Ausarbeitung einer
ortspolizeilichen Verordnung nach dem Vorbild der Stadtgemeinde Oberndorf
(Salzburg) zu betrauen. Ziel ist es, den Verkauf von Waren — insbesondere von
SufRwaren, Spielzeug, Erotikartikeln, Nikotinprodukten und sichtigmachenden
Substanzen wie Lachgas - in personalfreien Automatenshops
(24/7-Selbstbedienungsldden) einzuschrénken.

Begriindung:

Die rapide Zunahme personalfreier Automatenshops in Innsbruck stellt eine
erhebliche Gefahr fur den Kinder- und Jugendschutz dar und geht zu Lasten der
Allgemeinheit. Ein aktueller Lokalaugenschein in den Innsbrucker Automatenshops
hat gravierende Missstdnde offengelegt:

e Umgehung des Jugendschutzes: Es wurden Erotikspielzeug,
Nikotinprodukte und Wodka in Automaten direkt neben einem
Zuckerwatte-Automaten fur Kinder entdeckt (Siehe Bilder anbei). Besonders
perfide sind sogenannte ,Mystery Packs®, die bar und ohne jegliche
Alterskontrolle erworben werden kénnen und deren Inhalt bis zum Offnen
verborgen  bleibt. Diese Kombination aus Lockangebot und



Glucksspiel-Charakter ist jugendgefdhrdend und rechtlich in einem
Graubereich.

e Uberhéhte Preise: Gleiche SuRigkeiten kosten in diesen Shops bis zu 295 %
mehr als im Supermarkt, was eine Ausnutzung der Kauflust von Kindern und
Jugendlichen darstellit.

o Fehlender geselischaftlicher Nutzen: Diese Geschéfte schaffen keine
Arbeitspidtze, entrichten keine Kommunalsteuer und biockieren wertvolle
Geschéftsflachen. lhr Geschéaftsmodell basiert auf der Externalisierung von
Kosten (Kontroliverlust, Gesundheitsgefahren) auf die Gesellschaft.

e Aktuelle Rechtslage: Erst vor wenigen Wochen entschied der
Verwaltungsgerichtshof, dass der Automatenverkauf von Alkohol generell
unzuldssig ist — ein Urteil, das die bestehenden Kontrolldefizite eindriicklich
bestatigt. Wahrenddessen bleibt der Verkauf von legalen, aber als Partydroge
missbrauchten Substanzen wie Lachgas (,Exotic Whip*) weiterhin méglich.

Die Stadtgemeinde Oberndorf (Salzburg) hat auf dhnliche Probleme bereits reagiert
und mit Jahresbeginn eine wirksame Verordnung erlassen. Der Verkauf {iber
Automaten ist dort im Umkreis von 200 Metern um Schulen, Sportzentren und
Haltestelien eingeschrankt. Dieses Modell ist ein probates Mittel, um auf
kommunaler Ebene handlungsfdhig zu sein. Jugendschutz muss Vorrang vor
Profitinteressen haben. Wir schlagen vor, dass Innsbruck diesem Beispie! folgt.

Bedeckung: Vorerst nicht notwendig.
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Ein Greifautomat mit Kuscheltieren neben Energy Drinks und Nikotinprodukten
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Rechts der Zuckerwatte-Automat, links daneben kénnen {iber den Bildschirm Erotikprodukte, -
Lachgaskartuschen und Hartalkohol gekauft werden  ~ " - @ WARN

Geld SERT Guthaben
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Auch ohne Bezahifunktion kann durch die Auswahl an Erotikprodukten gescrolit werden
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(zu Punkt 38.5)

Gemeinderatsklub der KPO Innsbruck
Rathaus

Maria-Theresien-Strafie 18 KPO'
Altbau 1. Stock; Zi. 1.309

innsbruck@kpoe .at

Stadtmagistrat Innsbruck
eingelangt am

25, Juni 202
LR-ATI79976

Gemeinderat und Stadtsenat
Innsbruck, 25.06.2026

Antrag: Errichtung eines offentlich zuganglichen
Trinkwasserbrunnens am Hauptbahnhofsareal

Der Gemeinderat moge beschlieBen:

Der Gemeinderat beschlieft, den Stadtsenat zu beauftragen, zu beraten und
allenfalls zu beschlieen, Herrn Birgermeister Mag. Johannes Anzengruber, BSc.
den Auftrag zu erteilen, zur Errichtung eines offentiich zugénglichen
Trinkwasserbrunnens am Bahnhofsareal ins Gesprdch mit Vertreteriinnen der
OBB-Infrastruktur Aktiengeselischaft zu treten.

Begriindung:

Der Innsbrucker Hauptbahnhof ist ein Hauptknotenpunkt fur Pendler:innen aus ganz
Tirol. Gerade an diesen stark frequentierten Orten ist der Zugang zu kostenlosem,
sauberem Trinkwasser ein wichtiger Bestandteil fir die Steigerung der
Lebensqualitat aller Besucher:innen des Bahnhofs.

Besonders in den Sommermonaten mit Temperaturen (ber 35°C ist eine
flachendeckende Versorgung mit Trinkwasser eine unabdingbare Maf3nahme zur
Gesundheitsférderung. Durch die hohe Betondichte am Hauptbahnhofsareal,
gegeben durch infrastrukturell notwendige bauliche Ma3nahmen, und nur teilweise
Uberdachung heizt sich dieses auRergewshnlich stark auf.



Im Rahmen der geplanten Umbauarbeiten bietet sich zurzeit eine exzellente
Gelegenheit, auch die Nutzer:innenfreundlichkeit zu evaluieren und auszubauen. Es
wird daher ersucht, diesbezuglich Gesprdche mit zustdndigen Vertreteriinnen der
OBB Infrastruktur-AG zu fuhren, um die Realisierung eines solchen Trinkbrunnens

zu erwirken.

Bedeckung: Vorerst nicht notwendig.
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(zu Punkt 38.5)

Stadtrat Mag. Markus Stoll
Klubobfrau GR™ Dr." Birgit Winkel ' n n
KO-Stv." GR™ Mag.? Christine Oppitz-Plérer '

GR MMst. Franz Jirka

Innsbruck, 16. Juli 2026

Erganzungsantrag

Zu Tagesordnungspunkt 15e)

Der vorliegende Antrag wird um folgenden Satz am Ende des Antrages erganzt:

sDabei soll auch thematisiert werden, dass der neu zu errichtende
Trinkwasserbrunnen auch fiir Tiere zuganglich und nutzbar gemacht wird “

Begriindung:

Offentliche Trinkbrunnen erfillen insbesondere in den Sommermonaten eine wichtige
Funktion fir die Gesundheit von Menschen und Tieren. An zahlreichen Standorten in
Innsbruck wurden Trinkbrunnen bereits mit einer bodennahen
Wasserentnahmemadéglichkeit bzw. einer Trankmaéglichkeit fur Hunde ausgestattet. Es
erscheint daher zweckmaBig, diese bewahrte Ausfiihrung auch beim geplanten
Trinkbrunnen am Hauptbahnhof vorzusehen. Dadurch entsteht kein zusétzlicher
Nutzungsaufwand, gleichzeitig wird ein Mehrwert fir Tierhalterinnen und Tierhalter
sowie fur das Tierwohl geschaffen.
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(zu Punkt 38.6)

Stadtmagistrat Innsbruck

oo eingelangt am
H 25, Juni 2026
l (L e-AT] § 02026
5 . Gemeinderat und Stadtsenat
Alternative Liste
Innsbruck
Innsbruck, am 25.06.2026

ANTRAG
Spielplatze O-Dorf

Der Gemeinderat moge beschlieRen:

Der Stadtsenat soll beraten und allenfalls beschlieRen, den Birgermeister zu beauftragen, die IIG
anzuweisen, auf den Griinflachen der 11G-Hochhauser (im ersten Schritt im 0-Dorf) die
Spielplatzgestaltung zu evaluieren, auf Spiel- und Aufenthaltstauglichkeit zu Giberpriifen und wenn
notwendig kindgerecht zu entwickeln. Hierbei wird gebeten, den bewahrten Innsbrucker Weg der
.Kinderbeteiligung in der Spielplatzplanung” zu beachten.

Begriindung:

Am Beispiel der Schitzenstrafe 10 zeigt sich, warum eine Evaluierung und gegebenenfalls
Nachrustung der Freiflachen rund um die Hochhauser der Stadt dringend notwendig ist.

In der SchiitzenstraRe 10 befinden sich 86 Wohnungen, von denen ein erheblicher Teil von Familien
mit Kindern bewohnt wird. Die vorhandenen Griinflachen rund um das Hochhaus bieten grundsatzlich
ausreichend Platz und Potenzial, um attraktive Aufenthalts- und Spielbereiche fiir Kinder und
Familien zu schaffen. Tatsachlich wurde die Situation in den vergangenen Jahren jedoch eher
verschlechtert als verbessert.

Im Zuge des Baus der StraRenbahnlinie wurden zahlreiche schattenspendende Baume entfernt.
Gleichzeitig wurde jener Zaun abgetragen, der die Griinflache bisher von der angrenzenden StraBe
abgegrenzt hat. Dadurch ging nicht nur wertvoller Schutz vor Hitze verloren, sondern auch ein
wichtiges Element zur Sicherung des Bereichs fiir Kinder. Zudem wird die Griinflache inzwischen
haufig als Abkurzung genutzt, was ihre Funktion als geschutzter Aufenthaltsraum zusatzlich
einschrankt.

Derzeit stehen den Kindern vor Ort lediglich eine einzelne Rutsche und eine Sandkiste zur Verfiigung.
Ein zeitgemdRes Spielangebot sollte jedoch deutlich mehr umfassen als einzelne Spielgerate. Kinder
bendtigen Bewegungs-, Begegnungs- und Erfahrungsraume, die unterschiedliche Altersgruppen
ansprechen und kreatives sowie gemeinschaftliches Spielen ermoglichen.

Alternative Liste Innsbruck - Schopfstraile 9 - 6020 Innsbruck - @ - - ZVR-Zahl: 1352368177 12



Besonders bemerkenswert ist, dass sich unmittelbar neben der Wohnanlage ein sehr gut
ausgestatteter Spielplatz des Kindergartens befindet. Dieser ist fir die Bewohner:innen zwar sichtbar,
jedoch nur filr die Kindergartenkinder wahrend der Offnungszeiten nutzbar. Viele Familien weichen
daher auf die Spielplatze beim Wohnheim O-Dorf oder am DDr.-Alois-Lugger-Platz aus. Die dort
erhohte Nutzungsfrequenz und die daraus entstehenden Nutzungskonflikte wurden bereits mehrfach
thematisiert.

Aus unserer Sicht zeigt dieses Beispiel ein grundsatzlicheres Problem auf: Rund um groRe
Mehrparteienhauser und insbesondere Hochhauser muss ausreichend qualitativ hochwertiger
Spielraum fur Kinder vorhanden sein. Dadurch konnen Nutzungskonflikte reduziert, einzelne
Spielplatze entlastet und eine ausgewogenere Verteilung der Freizeit- und Begegnungsraume im
Stadtteil erreicht werden.

Wir sehen es als unerlasslich, die Situation bei den Hochhausern der Stadt systematisch zu
uberprifen und dort, wo Bedarf besteht, zeitgemale Spiel- und Aufenthaltsmaglichkeiten zu
schaffen. Dabei sollte besonderes Augenmerk auf Sicherheit, Aufenthaltsqualitat und 6kologische
Gestaltung gelegt werden. Gerade bei Spielbereichen in StraBennahe sind geeignete Abgrenzungen
notwendig. Anstelle von Zaunen wiirden wir dabei naturnahe Losungen wie Hecken bevorzugen.
Diese erhohen die Sicherheit der Kinder, schaffen Lebensraum fiir Tiere und Insekten, verbessern das
Mikroklima und tragen zu einer attraktiveren Gestaltung des Wohnumfelds bei.

Fur die SchitzenstraRe 10 bedeutet dies konkret, dass eine kindgerechte Neugestaltung des
Spielbereichs sowie eine sichere und okologische Abgrenzung zur StraRe umgesetzt werden sollten.
Die vorhandenen Flachen bieten dafiir ausreichend Potenzial und wiirden die Lebensqualitat der dort
lebenden Familien deutlich verbessern.

Bedeckung: aus dem laufenden Budget.
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(zu Punkt 38.7)

Stadtrat Mag. Markus Stoll .das i €. ‘ k
Klubobfrau QR‘“ Dr." Birgit Winkel ' n n s b r u c ®
KO-Stv.™ GR™ Mag.? Christine Oppitz-Plorer

GR MMst. Franz Jirka

Stadtmagistrat Innsbruck
eingelangt am Innsbruck, 25.06.2026

25. Juni 2026
6R-AT[8112026

Gemeinderat und Stadtsenat
Antrag

Teilnahme am Audit ,,familienfreundliche Gemeinde*

Antrag:

Der Gemeinderat ersucht Herrn Biirgermeister die notwendigen Schritte zur formellen Einleitung des
Auditierungsprozesses mit der Familie & Beruf Management GmbH zur Zertifizierung als
,familienfreundliche Gemeinde” der Bundesrepublik Osterreich einzuleiten.

Begriindung:

Die Auszeichnung als ,familienfreundliche Gemeinde” ist ein staatlich anerkanntes Giitezeichen, das
unsere Stadt fiir junge Familien, Arbeitnehmer:innen und Unternehmen als Wohn- und
Wirtschaftsstandort attraktiver macht.

Der Prozess zeichnet sich durch die aktive Einbindung aller Altersgruppen aus. Von Kleinkindern iiber
Jugendliche und Familien bis hin zu Seniorinnen und Senioren kénnen alle Generationen ihre Ideen
einbringen. Basierend auf einer gezielten Bedarfsanalyse wird anhand von Arbeitsgruppen der Ist-
Zustand erhoben und zielgenaue, bedarfsgerechte MaRnahmen fiir die nachsten drei Jahre erarbeitet
und umgesetzt.). Eine Begutachtung findet beim Grundzertifikat nach 9 Monaten und beim
Volizertifikat nach 3 Jahren statt.

Fiir die Teilnahme am Audit stehen Unterstiitzungen zur Verfiigung: kostenlose Prozessbegleitung,
Informationsmaterialien und Workshops durch die Die Familie & Beruf Management GmbH sowie
finanzielle Zuschiisse und Férderungen durch das Bundeskanzleramt.

Bedeckung:

Fiir die Begutachtungskosten fallen fiir Gemeinden mit tiber 2.500 Einwohner:innen rund € 2.000 an.
Diese sind aus dem laufenden Budget bereitzustellen. Die noch umzusetzenden konkreten
MaRBnahmen werden erst erarbeitet und kénnen erst dann im Budget fiir 2027 oder 208
entsprechend eingeplant werden.




Quelle:

https://www.familieundberuf.at/gemeinden/zertifizierung-gemeinden/zertifizierungsprozess-
gemeinden

1 rfamilienfreundllchegemeinde

Die Zertifizierung
familienfreundlichegemeinde

Profitieren auch Sie von den Vorteilen einer familienbewussten
Kommunalpolitik.

Die Zertifizierung ist ein nachhaltiger kommunalpolitischer Prozess fur ésterreichische
Gemeinden, Marktgemeinden und Stadte, in dem durch Workshops und die aktive
Birgerbeteiligung das vorhandene Angebot an familienfreundlichen MaBnahmen
festgestelit und darauf basierend passgenaue, bedarfsgerechte Verbesserungen
entwickelt werden. Die Zertifizierung familienfreundlichegemeinde ermittelt unter
Einbindung aller Generationen und Fraktionen Potenziale und bietet spezifische
Lésungen fir jede Gemeinde. Durch eine familienfreundliche und generationengerechte
Gemeindepolitik gewinnt die Gemeinde langfristig und steigert so ihre Attraktivitat als
Wohn- und Wirtschaftsstandort.

Die Zertifzierung familienfreundlichegemeinde ist ein europaweites Vorzeigebeispiel.

DIE ZAHLEN SPRECHEN FUR SICH.

Uber 680 Gemeinden sind schon dabei. Das sind rund 33% sller
osterreichischen Gemeinden.

000 Knapp 3,2 Mio. Bargerinnen und Blrger profitieren bisher von den
" familientreundlichen MaRnahmen.

oo Mehrals1/3aller Osterreicherinnen und Osterreicher labt demnach in einer
" familientreundlichen Gemeinde.

Seit 2014 haben sich mehr als 400 Gemeinden far die Teilnahme am

UNICEF-Zusatzzertifikat kinderfreundlichegemeinde entschieden.

INDIVIDUELLE LOSUNGEN FUR EINE NACHHALTIGE GEMEINDEPOLITIK.

Einsetzbar in allen &sterreichischen Stadt-/Markt-/Gemeinden und Stadten mit eigenem
Statut, erfasst die Zertifizierung familienfreundlichegemeinde den IST-Zustand der bereits
vorhandenen familienfreundlichen MaBnahmen und Leistungen der Gemeinde.

In definierten Handlungsfeldern und Lebensphasen wird das gemeindeindividuelle
Entwicklungspotenzial unter aktiver Bevdlkerungsbeteiligung systematisch ermittelt
1



-‘ rfamiIienfreundlichegemeinde

sowie bedarfsorientierte, nachhaltige MaBnahmen zu einer umfassenden und
familienfreundlichen Gesamtstrategie entwickelt - SOLL-Zustand.

Im Rahmen der Zertifizierung werden maBgeschneiderte MaBnahmen fiir die Bedurfnisse
von Kindern, Jugendlichen, Familien, Singles und é&lteren Menschen sowie auch
generationentbergreifende Projekte umgesetzt. Die Vielféltigkeit und Individualitat der
MaBnahmen zeigen die Flexibilitat des Zertifizierungsprozesses.

GEMEINDEN UND BURGERINNEN UND BURGER PROFITIEREN,

Viele Gemeinden haben zunehmend mit einer Bevolkerungsabwanderung zu kampfen.
Als strategisches Planungs-, Controlling- und Evaluierungskonzept bietet die
Zertifizierung, Méglichkeiten den Wirtschafts- und Lebensraum Gemeinde wieder zu
starken. Durch die aktive Partizipation der Birgerinnen und Birger bei der Entwicklung
der familienfreundlichen MaBnahmen wird zudem nur umgesetzt, was dem Bedarf
entspricht. Die Gemeinde erspart sich so mdgliche Fehlinvestitionen und durch das
gemeinsame Gestalten einer familienfreundlichen Umgebung wird der Zusammenhalt in
der Gemeinde nachhaltig gestarkt.

DIE WICHTIGSTEN VORTEILE AUF EINEN BLICK.

« Aktive Beteiligung aller Generationen

e Starkere Identifikation der Burgerinnen und Bilrger mit der Gemeinde als
Lebensraum aller Generationen

« Hoéhere Lebensqualitat in der Gemeinde fiir alle Generationen

e Ansiedelung statt Abwanderung - Familienfreundliche MaBnahmen tragen dazu
bei, dass sich Familien mit Kindern in der Gemeinde ansiedeln und bleiben

» Positives Image nach innen und auBen

« Familienbewusstsein wird langfristig in der Gemeinde verankert

o Erhoht die Attraktivitit der Gemeinde als Wirtschaftsstandort und schafft
Wettbewerbsvorteile als Tourismusdestination

e Umfassende Uberprifung und Darstellung der bereits vorhandenen
familienfreundlichen MaBnahmen

¢ Begleitung durch geschulte Prozessbegleiterinnen und Prozessbegleiter

e Zertifizierung durch akkreditierte Gutachterinnen und Gutachter

¢ Auszeichnung mit dem staatlichen Gutezeichen als familienfreundlichegemeinde

« 3jahrige Nutzungsrechte fiir das staatliche Gutezeichen und fur das europaweit
geschiitzte Markenzeichen familiyfriendlycommunity

o Effizientes Evaluierungs- und Controlling Instrument

o Bedarfsgerechte Weiterentwicklung und Nachhaltigkeit

o Passgenaue und individuelle Lésungen fir jede Gemeinde



1I-fami!ienfreundlichegemeinde

UNICEF-ZUSATZZERTIFIKAT “KINDERFREUNDLICHE GEMEINDE".

Gemeinden koénnen in Kombination mit der Zertifizierung auch das UNICEF-
Zusatzzertifikat Kinderfreundliche Gemeinde” erlangen. Um diese zusatzliche
Auszeichnung zu erhalten, muss die Gemeinde im Rahmen des Zertifizierungsprozesses
zusatzlich in speziellen kinderrechtsrelevanten Themenbereichen MaBnahmen setzen.

ZERTIFIZIERUNG FAMILIENFREUNDLICHEREGION -
INTERKOMMUNALE ZUSAMMENARBKEIT (IKZ).

Gemeinden haben die Méglichkeit, gemeinsam mit anderen Gemeinden aus der Region
an einem Strang zu ziehen. Die beteiligten Gemeinden werden nicht nur einzeln
ausgezeichnet, sondern weisen durch ihre Zusammenarbeit auch die gesamte Region als
familienfreundlich aus.

DIE WICHTIGSTEN FAKTEN ZUR ZERTIFIZIERUNG.

|

Wir sind eine

v Gemeindel

FAKTEN ZUM ZERTIFIKAT

Gemeindetbergreifende Zusammenarbeit.

Langfristiger Mehrwert fur die gesamte
Region.

Familienfreundliche Netzwerke schaffen.

Gemeinden profitieren von
Synergieeffekten.

Unterschiede in der Region kdnnen besser
ausgeglichen werden,

Erhéht die Standortattraktivitt.

Doppelgleisigkeiten kénnen vermieden
und zentrale Koordinierungsstellen
eingerichtet werden.

QR QAQAQA
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Alle Informationen zum Zertifizierungsprozess finden Sie online unter
https://www familieundberuf.at/gemeinden.




(zu Punkt 38.8)

Stadtrat Mag. Markus Stoll .da s k
KO GRirt Dr.i"‘ Birgit Winkel 'n nSbruc ®
KO-Stv." GR™ Mag.? Christine Oppitz-Plérer

GR MMst Franz Jirka

Stadtmagistrat Innsbruck

eingelangt am

Innsbruck, 25.06.2026

25 Juni 2026
bR ATI82(2076

Gemeinderat und Stadtsenat

Antrag

Verkehrsberuhigung und Begriinung im Bereich Schillerstrafe und

GoethestraRe zur Erhohung der Verkehrssicherheit und Lebensqualitét

Der Gemeinderat moge beschlieBen:

Die zustdndigen Dienststellen werden beauftragt, fur den Bereich SchillerstraBe und
GoethestraBe ein MaBnahmenkonzept zur Verkehrsberuhigung und Begrinung
auszuarbeiten und dem Gemeinderat vorzulegen.

Dabei sollen insbesondere folgende MaBnahmen gepriift werden:

1s

MaBnahmen zur wirksamen Einhaltung der bestehenden 30-km/h-Zone,
insbesondere im Hinblick auf die Nutzung der SchillerstraBe als Durchzugsroute.

Verkehrsberuhigende Umgestaltungen im Kreuzungsbereich
SchillerstraBe/GoethestraBe, insbesondere durch Fahrbahnverengungen,
Ausbuchtungen oder vergleichbare bauliche MaBnahmen.

Die Schaffung zusatzlicher Baumstandorte und BegriinungsmaBnahmen entlang
der SchillerstraBe und GoethestraBe.

Die Neuordnung und gegebenenfalls Anpassung bestehender Schriagparkplatze
unter Bertcksichtigung einer verbesserten Aufenthaltsqualitat,
Verkehrssicherheit und Klimawirksamkeit mit Bedacht darauf, méglichst keine
Parkpléatze zu verlieren.

Die Prifung weiterer MaBnahmen zur Reduktion von Hitzeinseln und zur
Steigerung der Wohn- und Aufenthaltsqualitat im betroffenen Quartier.

Begriindung

Der Bereich SchillerstraBe und GoethestraBe ist ein dicht besiedeltes Wohngebiet mit
hoher Aufenthaltsqualitdt und sensiblen Nutzungen im unmittelbaren Umfeld. In der



Nahe befinden sich unter anderem ein offentlicher Park mit Kinderspielplatz sowie
Bildungseinrichtungen.

Von Anwohnerinnen und Anwohnern wird wiederholt darauf hingewiesen, dass die
bestehende 30-km/h-Beschrankung nicht ausreichend eingehalten werde und die
SchillerstraBe regelmaBig als attraktive Durchfahrtsstrecke genutzt werde. Dadurch
entstehen Belastungen hinsichtlich Verkehrssicherheit, L&rm und Aufenthaltsqualitat.

Gleichzeitig besteht im  betroffenen  Gebiet Potenzial flr zuséatzliche
BegriinungsmaBnahmen. Insbesondere durch Baumpflanzungen und punktuelle
Umgestaltungen des StraBenraumes konnten einerseits verkehrsberuhigende Effekte
erzielt und andererseits die sommerliche Hitzebelastung reduziert werden.

Eine kombinierte Betrachtung von Verkehrssicherheit, Klimaanpassung und
Aufenthaltsqualitat erscheint daher zweckmaBig und im Interesse der Bewohnerinnen
und Bewohner des Stadtteils.

Bedeckung

Fur die Erstellung des MaBnahmenkonzeptes entstehen lediglich Planungs- und
Prifkosten, die aus den laufenden Budgetmitteln der zustdndigen Dienststellen bedeckt
werden kénnen. Allfallige Kosten flir eine spatere Umsetzung sind nach Vorliegen des
Konzeptes gesondert darzustellen und den zustidndigen politischen Gremien zur
Beschlussfassung vorzulegen bzw. in den Budgetplanungen zu berlicksichtigen.




(zu Punkt 38.9)
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Gemeinderat und Stadtsenat

Innsbruck, 25.06.2026

Antrag

Private Wasserfliachen im Medicent fitr Schwimmkurse sichern

Der Gemeinderat mdge beschlieBen:

Herr Blrgermeister wird hoflich ersucht, mit dem Betreiber des Fitnesscenters im
Medicent (EAK Fithess GmbH) sowie mit den Eigentimern der gesamten Liegenschaft des
Medicents (Wirtschaftskammer Tirol) Kontakt aufzunehmen, mit dem Ziel, das dortige 20-
Meter-Schwimmbecken nach Auszug zu erhalten und eine Nutzung fiir Kinder-, Schul-
und Anfédngerschwimmkurse zu ermaoglichen.

Begriindung

Jedes Kind soll die Moglichkeit haben, schwimmen zu lernen. Derzeit besteht jedoch ein
erheblicher Mangel an verfligbaren Wasserflachen fur Kinder- und Schulschwimmkurse.
Die Nachfrage nach Schwimmkursen Ubersteigt vielfach die vorhandenen Kapazitaten.

Im Frahjahr wurden Mitglieder des Fitness-Studios im Medicent informiert, dass der
Standort inklusive des dort befindlichen Schwimmbeckens aufgelassen wird. Es sollte
die Chance genutzt werden, eine bestehende Anlage zu erhalten, und die angespannte
Situation bei den Schwimmkurskapazitdten zu entscharfen.

Bedeckung

Fur die Aufnahme und Durchfihrung entsprechender Gesprache durch Herrn
Burgermeister ist keine gesonderte budgetire Bedeckung erforderlich.



Frage 12:

Amtwort:

Frage 13:

Weiche langinstige Sirategee verfolgt die Stadtregerung hinsichtiich der innsbrucker
Hallen- und Freibader?

Die Strategie der Bider der IKB weist die Schwerpunkio Versorgungesicher-
heit, Kundenorientisrung. Organization. Nachhaltigkeit und finanzielle Stabi-
litit auf. Dis Fhrung der Bidar srfoligt sntsprechend dam im Jahr 2022 neu
ibsrarbeksten Biderkonzept. weiches von der Homepage der IKB abgerufen
werden kann. ldehr Wasserflichen am bestehendsa Standort Hottinger Au fr
dis breite Bevdiksrung.

Wie beurtei dve Stadtregeerung ohe gerzeshge Versorgungsstusion mit Schwivnim-
flschen in innsbruck vor oem Harergrund der Twoier Badersiuche 20247

Dis Hallenbider deor IKB sind derzeit bis zu ihrer Kapazititsgrenzs ausgeiss-
tst. Fiir Sportschwimmerinnen, Schwimmkurse und das Schulschwimmaen
stahen derzeit nicht ausreichend Schwimmflichan zur Verfligung und mils-
sen Schulen bzw. Gruppen ieilweise abgawiesan werden. Disser Umstand
wird auch von der Biderstudie des Landes Tirol 2024 bestiitigt. Aus diesem
Grunda wurds seitans der IKE eine Erwelterung der Wasse:fliche fir den
Breitensport Schwimmen empfohlen und im Biderkonzept verankert. Aus
mehreren alternativen Erwséterungsmbglichkeiten wurde inzwischen die Er-
ginrung des Hallenbades Hottinger Au durch esins wolters 25-Meter-
Schwimmhalle aiz kostengiinstigste. wirtschaftlichste und rweckmiiBigste
Variante ausgewdhit und zur Umsetzung vorgeschiagen.

T ee——




(zu Punkt 38.10)

Stadtrat Mag. Markus Stoll
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45, Juni 2026 Innsbruck, 25.06.2026
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Gemeinderat und Stadtsenat

Antrag

Mehr Bodengriin und Baumpflanzungen gegen die
zunehmende Uberhitzung der Stadt Innsbruck

Der Gemeinderat moge beschlieBen:

Herr Bargermeister wird héflich ersucht, die zustandigen Dienststellen zu beauftragen,
ein Konzept zur verstirkten Umsetzung von begleitendem Bodengriin am Bozner Platz
nach dem Vorbild Wien zu erarbeiten und dem Gemeinderat vorzulegen.

Begriindung

Die zunehmende Anzahl von Hitzetagen und Tropennéachten stellt Innsbruck vor neue
Herausforderungen. Besonders stark betroffen sind dicht verbaute und versiegelte
Bereiche der Stadt, in denen sich Oberflichen im Sommer massiv aufheizen und die
Aufenthaltsqualitat fur die Bevdlkerung spirbar sinkt. Der bis zur vollen Entfaltung der
Baume noch zwei bis drei Jahrzehnte bestehende Hitzepol Bozner Platz soll durch
zusétzliches Bodengriin aufgewertet werden und einen Beitrag zur Abkiihlung leisten.

Wahrend in Innsbruck vielfach noch einzelne Baume in vergleichsweise kleinen
Baumscheiben stehen, setzen andere Stiadte wie Wien bereits seit Jahren verstarkt auf
groBzlgig gestaltete Baumstandorte mit begleitendem Bodengriin. Insbesondere in Wien
werden Baumpflanzungen regelmaBig von begriinten Flachen, Staudenbeeten und
entsiegelten Bereichen umgeben. Dadurch werden die Kihlwirkung verbessert, die
Verdunstungsleistung erhéht und gleichzeitig die Aufenthaltsqualitdt gesteigert.

Gerade der Bozner Platz zeigt exemplarisch, dass die Pflanzung einzelner Baume allein
nicht ausreicht, um den Herausforderungen der sommerlichen Uberhitzung wirksam zu
begegnen. Zusatzliche Grinfldchen im unmittelbaren Umfeld der Baume konnten einen
wesentlichen Beitrag zur Verbesserung des Mikroklimas leisten.

Bereits im Juli 2024 wurde seitens Das Neue Innsbruck im Innsbrucker Gemeinderat ein
ahnlicher VorstoB eingebracht. Dieser fand damals keinerlei Unterstlitzung durch die



Stadtregierungsfraktionen. Die zwischenzeitlich gewonnenen Erfahrungen mit
zunehmenden Hitzeperioden sowie die aktuell verstarkt gefuhrte 6ffentliche Diskussion
Uber KlimaanpassungsmaBnahmen bieten jedoch Anlass, die damaligen Vorschliage
neuerlich zu prufen. Méglicherweise ist nach zwei Jahren - inklusive des ,klimatischen
Kennenlernens” und des persénlichen Erlebens des Bozner Platzes — die Erkenntnis
gereift, dass der Antrag zur Weiterentwicklung nach Wiener Vorbild einen Mehrwert
bringen kénnte. Damit wiirde ein Beitrag zur Verbesserung des Stadtklimas, der
Aufenthaltsqualitat und der Lebensqualitdt am Bozner Platz geleistet.

Bedeckung

Fur die Prufung durch die Fachdmter ist keine Bedeckung erforderlich.



Beispiele aus Wien

Fotos (c) Das Neue Innsbruck



(zu Punkt 38.11)
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Gemeinderat und Stadtsenat

Antrag

Erstellung eines Sicherheitskonzepts
fiir Gastgarten im o6ffentlichen StraBenraum

Der Gemeinderat moge beschlieBen:

Herr Birgermeister wird ersucht, gemeinsam mit den zustidndigen Dienststellen ein
Sicherheitskonzept fur Gastgéarten im offentlichen StraBenraum zu erarbeiten. Dabei sollen
insbesondere Standorte berlcksichtigt werden, die an Fahrbahnen, Begegnhungszonen oder
Bereichen mit Lieferverkehr liegen. Das Konzept soll Mindeststandards fur die Beurteilung
moglicher Gefdhrdungen sowie gegebenenfalls geeignete organisatorische oder bauliche
SchutzmaBnahmen festlegen.

Begriindung:

Aus der Beantwortung einer Gemeinderatsanfrage zur Sicherheit des geplanten Gastgartens am
Bozner Platz geht hervor, dass es in Innsbruck derzeit kein Sicherheitskonzept fiir Gastgarten
gibt. Gleichzeitig wird eingerdumt, dass ein vollstdndiger Schutz vor Amokfahrten,
Terroranschlagen oder abgeirrten Fahrzeugen nicht gewahrleistet werden kann. Als wesentliches
Sicherheitsargument wird auf die Begegnungszone mit einer Héchstgeschwindigkeit von 20 km/h
verwiesen.

Gerade vor dem Hintergrund, dass Gastgédrten zunehmend in unmittelbarer Nahe zu
Verkehrsflachen eingerichtet werden, erscheint es sinnvoll, ein stadtweites Sicherheitskonzept
zu entwickeln. Ziel ist es, potenzielle Risiken bereits bei der Planung systematisch zu bewerten
und - wo erforderlich — geeignete SchutzmaBnahmen vorzusehen. Dadurch kénnen einheitliche
Standards geschaffen und die Sicherheit von Gasten sowie Betreiberinnen und Betreibern
nachhaltig verbessert werden.

Bedeckungsvorschlag: |

Keine erforderlich






